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Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke, BAG Frieden und Internationale 
Politik, BAG Palästinasolidarität und weitere

Zeile 1 - 2
 1 Für gleiche Rechte im Nahen Osten / Westasien – gegen jeden Rassismus und

Antisemitismus

Gegen Krieg und Unterdrückung. Für einen auf Gerechtigkeit basierenden Frieden.

Der Parteitag möge beschließen:

Der am 28. Februar 2026 begonnene Angriffskrieg Israels und der USA hat bereits Tausende Tote 
und Verletzte in zahlreichen Ländern gefordert. Die bei Weitem höchsten Opferzahlen stammen 
aus dem Iran und dem Libanon. Dieser Krieg bildet die Fortsetzung einer auf Expansion und 
regionale Hegemonie ausgerichteten Politik der Zerstörung, Kontrolle und Landnahme durch 
Israel und die USA, die nach dem 7. Oktober 2023 in Gaza eskalierte.

Das Ziel des Krieges im Iran ist es, durch Flächenbombardements und gezielte Tötungen von 
Regierungsmitgliedern einen Regimewechsel zu erzwingen und die Machtverhältnisse in der 
Region grundlegend zu verändern. Die USA und Israel drohen damit, eine ganze Nation zu 
vernichten, wenn der Iran sich ihnen nicht unterwirft. Die daraus entstandene Eskalation der 
Gewalt mit Angriffen auf kritische Energieinfrastruktur und Blockaden von Seefahrrouten hält die 
Weltwirtschaft im Würgegriff und führt laut der Internationalen Energieagentur in die größte 
globale Energiekrise der Geschichte.

Im Libanon drohen israelische Regierungsmitglieder damit, das Vorgehen aus Gaza zu 
wiederholen. Das israelische Militär hat bereits 1,2 Millionen Menschen im Libanon durch 
Evakuierungsaufforderungen und Bombardements vertrieben. Dabei werden in vielen Fällen 
ganze Wohnhäuser in dicht besiedelten Stadtgebieten zerstört und geflüchtete Menschen 
attackiert, wobei oft mehrere Mitglieder derselben Familie, darunter Frauen und Kinder, 
gemeinsam ums Leben kommen. Die zivile Infrastruktur sowie landwirtschaftliche Nutzflächen 
sind im Südlibanon weitgehend zerstört. Die israelische Regierung strebt offen Pläne für ein 
Groß-Israel an. Diese aus biblischen Erzählungen inspirierte Vision ist seit jeher auch im 
politischen Zionismus verankert. Sie umfasst die dauerhafte Annexion und ethnische Säuberung 
aller besetzten Gebiete in Ostjerusalem, Gaza, der Westbank, den syrischen Golanhöhen sowie 
des Libanon bis zum Litani-Fluss.

Obwohl am 10. Oktober 2025 ein Waffenstillstand vereinbart wurde, werden in Palästina 
weiterhin fast täglich Menschen getötet. Seitdem wurde das Gebiet des Gazastreifens durch die 
sogenannte „Gelbe Linie“ um mehr als 50 Prozent verkleinert. In den ersten zwei Jahren des 
Genozids wurden über 100.000 Palästinenser:innen getötet. Mehrere zehntausend werden noch 
immer vermisst. Unter den Todesopfern sind mehr als 22.000 Kinder. Auch im Westjordanland 
verschärft sich die Lage kontinuierlich. Die eskalierende Gewalt bewaffneter Siedler:innen, 
militärische Übergriffe der israelischen Armee, großflächige Vertreibung palästinensischer 
Gemeinden, Masseninhaftierungen und der fortgesetzte Siedlungsbau zerstören die letzten 
realen Voraussetzungen für einen souveränen, zusammenhängenden palästinensischen Staat.

Bedeutung für unsere Praxis

In Zeiten internationaler Kriege sowie nationaler Aufrüstung und Militarisierung müssen wir als 
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Linke eine starke Stimme für den Frieden sein. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich 
konsequent für einen sofortigen, tatsächlichen und nachhaltigen Waffenstillstand an allen 
Fronten einzusetzen. Deutschland ist völkerrechtlich dazu verpflichtet, keine Waffen in 
Konfliktregionen zu liefern und aktiv zur Beendigung von Besatzung, Krieg und Unterdrückung 
beizutragen. Dementsprechend fordern wir ein sofortiges und umfassendes Ausfuhrverbot für 
alle Waffen und Dual-Use-Güter gegenüber Israel, einschließlich laufender vertraglicher 
Verpflichtungen.

Wir fordern die unverzügliche Aussetzung des Assoziierungsabkommens zwischen der EU und 
Israel. Grundlage hierfür sind einerseits die Feststellung der Europäischen Kommission, dass 
Israel gegen Artikel 2 des Abkommens verstößt, und andererseits Israels Missachtung der 
verbindlichen Anordnungen des Internationalen Gerichtshofs (IGH) vom 24. Mai 2024.

Wir verurteilen die Kriege Israels und der USA, die eine vollständige Neuordnung Westasiens 
zum Ziel haben und dabei das Völkerrecht und insbesondere die Menschenrechte, missachten. 
Wir unterstützen die internationale Gerichtsbarkeit und fordern die vollständige Aufklärung und 
Ahndung aller Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und die Menschenrechte. Einerseits 
verteidigen wir die Handlungsfähigkeit der Vereinten Nationen und ihrer Organisationen, 
insbesondere der UNRWA, gegen politischen Druck und Finanzierungsentzug. Andererseits setzen 
wir uns für umfassende Reformen der Vereinten Nationen ein, um die seit Jahrzehnten 
kritisierten Demokratiedefizite und Machtungleichgewichte ihrer Organe zu überwinden.

Wir kämpfen dafür, dass eine ausreichende humanitäre Versorgung der Zivilbevölkerung im 
Gazastreifen gewährleistet wird und der Wiederaufbau ziviler Einrichtungen und Infrastruktur, 
insbesondere von Wohnhäusern, Krankenhäusern, Schulen, Universitäten und religiösen Stätten, 
vorangetrieben wird. Wir fordern, dass Geflüchtete aus Gaza und dem Westjordanland umgehend 
in Deutschland den Flüchtlingsstatus erhalten und vor Abschiebung geschützt werden. Zu 
diesem Zweck muss ein gesondertes Aufnahmeprogramm eingerichtet werden, das den 
Menschen einen gesicherten Status und eine sichere Zukunft in Deutschland ermöglicht.

Wir lehnen den völkerrechtswidrigen 20-Punkte-Plan der USA für Gaza, die Resolution 2803 des 
UN - Sicherheitsrats sowie das sogenannte „Board of Peace“ ab. Diese Initiativen zielen nicht auf 
einen gerechten Frieden ab, sondern auf die Etablierung eines extern verwalteten 
Kontrollregimes. Unter dem Vorwand des Wiederaufbaus und der Stabilisierung sollen Teile der 
Bevölkerung in abgeschlossenen, militärisch kontrollierten Zonen konzentriert werden. Über 
Checkpoints soll der Zugang reguliert und die Bewohner:innen durch biometrische Erfassung 
und umfassende Überwachung kontrolliert werden. Dabei werden humanitäre Hilfe und 
Infrastrukturprogramme mit Sicherheitsarchitekturen verschränkt und als Instrumente der 
Disziplinierung eingesetzt. An die Stelle politischer Rechte treten technokratische Verwaltung 
und ökonomische Abhängigkeit, während Ansprüche auf Selbstbestimmung, Souveränität und 
Gleichberechtigung systematisch ausgeblendet werden.

Spätestens seit dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom Juli 2024 und der darauf 
aufbauenden Resolution der UN-Generalversammlung vom September 2024 wird auf 
internationaler Ebene mit großer Klarheit vertreten, dass die israelische Präsenz in den 
besetzten palästinensischen Gebieten völkerrechtswidrig ist und beendet werden muss. Eine 
rechtmäßige Friedensordnung setzt daher das unverzügliche, bedingungslose und vollständige 
Ende der Besatzung voraus.

Für gleiche Rechte in Westasien und überall!

Seit Jahrzehnten fordert die palästinensische Bevölkerung das ein, was ihr völkerrechtlich 
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zusteht: gleiche individuelle und kollektive Rechte innerhalb und außerhalb Israels, das Ende 
der illegalen Besatzung sowie das Recht der palästinensischen Flüchtlinge, in ihre Heimat 
zurückzukehren. Diese Forderungen sind keine Verhandlungsmasse in einem Friedensprozess, 
sondern die politische Grundlage für jede ernsthafte Friedenslösung.

Das israelische Nationalstaatsgesetz von 2018 schreibt jedoch fest, dass Israel ein religiös 
definierter Nationalstaat mit exklusiv-ethnischem Charakter ist. Damit verleiht dieses Gesetz 
dem im politischen Zionismus und der israelischenStaatspraxis verankerten Staatsverständnis 
Verfassungsrang. Es stellt insofern keinen Bruch, sondern eine explizite Festschreibung eines 
Prinzips dar, das die israelische Politik seit der Staatsgründung geprägt hat: die Priorisierung 
jüdischer Selbstbestimmung im Rahmen eines religiös-ethnisch definierten Nationalstaats. Die 
Förderung jüdischer Einwanderung und Besiedlung auf besetztem palästinensischem Land wird 
in dem Gesetz zum nationalen Wert erhoben, während die kollektiven Rechte der 
palästinensischen Bevölkerung – insbesondere auf Selbstbestimmung, Gleichheit und politische 
Souveränität – keine Anerkennung finden.

Die israelische Gesellschaft sowie die Regierungen der letzten drei Jahrzehnte haben sich zudem 
kontinuierlich nach rechts verschoben. Fortschreitende Militarisierung, der systematische Abbau 
rechtsstaatlicher Institutionen und eine wachsende internationale Isolation sind Ausdruck 
dieser autoritären Entwicklung. Davor dürfen wir als Linke nicht die Augen verschließen. Die 
Normalisierung von Besatzung und Gewalt innerhalb Israels macht einen Wandel der aktuellen 
Politik ohne Druck von außen unwahrscheinlich. Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty 
International und B’Tselem sprechen von einem Apartheidsstaat, der die Rechte und Kultur der 
palästinensischen Bevölkerung unterdrückt und sie sozialökonomisch diskriminiert – nicht nur 
in den besetzten Autonomiegebieten, sondern auch auf israelischem Staatsgebiet. In seinem 
Gutachten aus dem Jahr 2024 stellte der Internationale Gerichtshof ebenfalls fest, dass Israel 
durch die Verletzung von Artikel 3 der Rassendiskriminierungskonvention, in der das 
Apartheidsverbot festgeschrieben ist, gegen das Völkerrecht verstößt. Das in diesem Jahr 
verabschiedete Gesetz zur Todesstrafe, das in seiner konkreten Anwendung ausschließlich 
Palästinenser:innen trifft, macht dies besonders deutlich.

Sowohl die PLO als auch die aus dem Oslo-Prozess hervorgegangene Palästinensische 
Autonomiebehörde haben durch Entmachtung, Abhängigkeit und Korruption erheblich an 
Glaubwürdigkeit unter Palästinenser:innen verloren. Eine demokratische Erneuerung der 
palästinensischen Repräsentation – sei es durch eine wiederbelebte und demokratisierte PLO 
oder ein anderes legitimes, inklusives und repräsentatives Organ aller Palästinenser:innen in 
den besetzten Gebieten, in Israel und in der Diaspora – ist daher eine zentrale Voraussetzung, 
um Selbstbestimmung, Gleichberechtigung, Frieden sowie ein Ende von Besatzung, Apartheid 
und Unterdrückung glaubwürdig zu vertreten. Aufgabe einer linken Politik in Deutschland muss 
es sein, eine solche Repräsentation zu unterstützen.

Bedeutung für unsere Praxis

Unsere primären politischen Bezugspunkte in Palästina und Israel sind die verbliebenen 
zivilgesellschaftlichen, linken, feministischen und antikolonialen Kräfte. Sie setzen sich für 
Gleichberechtigung, ein Ende der Besatzung und eine gemeinsame Zukunft in Freiheit und 
Sicherheit aller Menschen in der Region ein. Friedlicher Protest, internationale Solidarität sowie 
insbesondere Sanktions- und Boykottmaßnahmen sind dabei wichtige Mittel politischer 
Auseinandersetzung.

Als Linke betrachten wir Säkularität und vollständige Gleichberechtigung für alle als notwendige 
Merkmale eines demokratischen Staates und einer jeden echten Lösung. Aufgrund veränderter 
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historischer Bedingungen, wie der großen Präsenz illegaler jüdischer Siedlungen auf besetztem 
Gebiet, müssen wir Lösungsansätze aus der Vergangenheit neu überdenken. Die Debatte um 
gleichberechtigte Selbstbestimmung in Ein- oder Zweistaatenlösungen oder in alternativen 
Modellen von Staatlichkeit möchten wir in der Partei ergebnisoffen und solidarisch führen.

Als internationalistische, organisierende Klassenpartei orientieren wir unsere Politik nicht an 
ethnischen oder nationalen Zuschreibungen, sondern an den materiellen Interessen und 
Kämpfen der arbeitenden Klassen. Auch im Kontext von Israel und Palästina wird deutlich, dass 
nationale Befreiung ohne soziale Transformation unvollständig bleibt. Denn die Befreiung von 
Besatzung und Entrechtung ist untrennbar mit dem Kampf gegen Klassenherrschaft, 
ökonomische Abhängigkeit und kapitalistische Ausbeutung verbunden. Wir stehen daher an der 
Seite der unterdrückten Arbeiter:innen und stellen uns entschlossen gegen Völkermord und 
Vertreibung.

Gegen Rassismus und Antisemitismus

Bereits während des britischen Mandats nach dem Ersten Weltkrieg begannen Prozesse der 
sozialökonomischen und politischen Verdrängung der Palästinenser:innen. Diese kulminierten in 
der Nakba im Jahr 1948, als der Staat Israel gegründet wurde. Dabei wurden ca. 750.000 
Palästinenser:innen vertrieben und etwa 400 Dörfer zerstört und entvölkert. Im Ergebnis 
kontrollierte der neu gegründete Staat etwa 78 Prozent des ehemaligen Mandatsgebiets. Bis 
heute leben Millionen palästinensische Geflüchtete in Flüchtlingslagern und in der Diaspora. Die 
historische Erfahrung wiederholter ethnischer Säuberungen ist von zentraler Bedeutung für das 
palästinensische Selbstverständnis und darf weder relativiert noch marginalisiert werden.

Gleichzeitig war der politische Zionismus seit dem späten 19. Jahrhundert auch eine Reaktion 
auf den europäischen Antisemitismus, durch den Jüdinnen und Juden über Jahrhunderte hinweg 
Opfer von Verfolgung, Unterdrückung und Mord geworden waren. Ob eine Nationalbewegung, die 
eine Staatsgründung auf außereuropäischem Boden anstrebte, die richtige Strategie sei, um 
Sicherheit für Jüdinnen und Juden zu gewährleisten, wurde dabei von Beginn an kontrovers 
diskutiert. So begriffen Vertreter:innen des Allgemeinen Jüdischen Arbeiterbundes den 
europäischen Antisemitismus als Teil kapitalistischer und nationalistischer 
Herrschaftsverhältnisse, der in den jeweiligen Ländern vor Ort bekämpft werden müsse.

Bedeutung für unsere Praxis

Wir ermutigen zu Diskussionen über den Zionismus als politische Ideologie, über 
Siedlerkolonialismus, das Verhältnis von Antisemitismus und Antizionismus sowie über Formen 
des legitimen Widerstands gegen Unterdrückung und Besatzung.

Wir führen strukturierte, transparente und vor Diffamierung geschützte innerparteiliche 
Debatten zu Palästina und Israel. Politischen Kampagnen gegen Genoss:innen treten wir 
gemeinsam entgegen. Wir stellen uns Antisemitismus, antimuslimischem und 
antipalästinensischem Rassismus entschieden entgegen. Gleichzeitig verteidigen wir alle, die 
sich für die Rechte der Palästinenser:innen und für Frieden in Westasien einsetzen und dabei 
Repression, Kriminalisierung und Polizeigewalt erfahren. Die Einstufung der „Boycott, 
Divestment and Sanctions“-Kampagne (BDS) als „gesichert extremistisch“ durch das Bundesamt 
für Verfassungsschutz weisen wir zurück. Wir verteidigen die Meinungsfreiheit und lehnen die 
umfassende Kriminalisierung von Palästinasolidarität in Deutschland ab.

Wir setzen uns für politische und kulturelle Projekte ein, die der palästinensischen Kultur und 
Geschichte im deutschen öffentlichen Diskurs mehr Sichtbarkeit verschaffen. Damit wollen wir 
verdeutlichen, dass das palästinensische Leben auch zu Deutschland gehört. Darüber hinaus 
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engagieren wir uns für eine Stärkung der Beziehungen zu den vielfältigen jüdischen Verbänden 
und Akteur:innen in Deutschland, um ihre Stimmen im öffentlichen Diskurs und im Alltag zu 
stärken. Hierzu gehören ausdrücklich auch palästinensische und palästinasolidarische jüdische 
Gruppierungen.

Zeile 3
 3 1. Einordnung

Zeile 4 - 11
 4 Die Linke hat auf ihrem Bundesparteitag 2024 in Halle einen Beschluss zur Situation
 5 in Israel und Palästina gefasst, der die verschiedenen Perspektiven der betroffenen
 6 Akteur*innen ernst nimmt, die mehrfach asymmetrischen Machtverhältnisse benennt und
 7 an die Verantwortung aller regionalen und internationalen Akteure für eine politische
 8 Lösung appelliert. Dieser wegweisende Beschluss erkennt das besondere historische
 9 Verhältnis Deutschlands zu Israel an und weitet diese Verantwortung ausdrücklich auch
 10 auf die Sicherheit, Selbstbestimmung und Würde der Palästinenser*innen aus. Seitdem
 11 hat sich die Situation weiter katastrophal entwickelt.

Zeile 12 - 26
 12 Der größte Massenmord an Jüdinnen und Juden nach dem zweiten Weltkrieg durch die
 13 Hamas und verbündete Milizen am 7. Oktober hat die israelische Gesellschaft zutiefst
 14 erschüttert und verunsichert, der bereits geschwächten Friedensbewegung schweren
 15 Schaden zugefügt und zu einer Radikalisierung der jüdisch-israelischen Gesellschaft
 16 geführt. Die darauffolgenden militärischen Reaktionen der israelischen Regierung
 17 haben zu einer regionalen Eskalation geführt, deren Folgen bis heute anhalten. Der
 18 Gazastreifen ist in weiten Teilen zerstört, zehntausende Palästinenser*innen wurden
 19 getötet, die humanitäre Lage bleibt katastrophal. Internationale
 20 Menschenrechtsorganisationen und zahlreiche Völkerrechtler*innen sprechen angesichts
 21 der systematischen Zerstörung ziviler Infrastruktur, der massenhaften Tötung von
 22 Zivilist*innen, der Vertreibungsrhetorik führender israelischer Regierungsmitglieder
 23 und der Blockade humanitärer Hilfe von schwersten Völkerrechtsverbrechen bis hin zu
 24 einem Genozid. Auch in der Linken sind die Mitglieder mehrheitlich davon überzeugt,
 25 dass die systematisch begangenen Verbrechen einen Völkermord darstellen. Andere
 26 Mitglieder sind vorsichtiger.

Zeile 27 - 34
 27 Wir sprechen uns klar dagegen aus, Menschen, die Zweifel daran haben, dass der
 28 juristische Tatbestand des Genozids erfüllt ist, fälschlicherweise zu unterstellen,
 29 sie würden damit die israelischen Kriegsverbrechen leugnen oder gar unterstützen.
 30 Einig sind wir in der ausdrücklichen Begrüßung der Untersuchung der Vorwürfe durch
 31 den Internationalen Gerichtshof und den Internationalen Strafgerichtshof. Inmitten
 32 dieser Zerstörung besteht die palästinensische Gesellschaft weiter. Menschen
 33 organisieren sich, dokumentieren, beharren auf ihrer Existenz und ihrem Recht auf
 34 Selbstbestimmung.

Zeile 35 - 46
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 35 Auch im Westjordanland verschärft sich die Lage dramatisch. Die eskalierende und
 36 tägliche Gewalt bewaffneter Siedler*innen, militärische Übergriffe der israelischen
 37 Armee, großflächige Vertreibungen palästinensischer Gemeinden und der fortgesetzte
 38 Siedlungsbau, insbesondere das Projekt E1, zerstören die letzten realen
 39 Voraussetzungen für einen souveränen und zusammenhängenden palästinensischen Staat.
 40 Dabei ist nicht erst, aber endgültig seit Juli 2024 auch juristisch klar, dass die
 41 Besatzung, Entrechtung und Vertreibung in Palästina durch Israel eindeutig
 42 völkerrechtswidrig ist und Israel dazu nach internationalem Recht verpflichtet ist,
 43 die völkerrechtswidrig besetzten Gebiete zu räumen und endlich palästinensische
 44 Selbstbestimmung zuzulassen. Gleichzeitig kommt es zu bewaffneten Angriffen und
 45 Kriegsverbrechen palästinensischer Akteure etwa gegen israelische Zivilist*innen, die
 46 wir unmissverständlich verurteilen.

Zeile 47 - 54
 47 Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg der USA und Israels gegen den Iran und der mit
 48 Vertreibungen und Annexionsdrohungen verbundene Einmarsch der israelischen Armee im
 49 Südlibanon haben zu einer weiteren regionalen Eskalation geführt, der internationalen
 50 Ordnung und der Weltwirtschaft schweren Schaden zugefügt und viele unschuldige
 51 Menschen das Leben gekostet. Wir fordern nicht nur einen sofortigen Waffenstillstand,
 52 sondern auch die Aufnahme von Verhandlungen über einen dauerhaften Frieden. Wir
 53 verurteilen auch die Angriffe des iranischen Regimes auf Nachbarstaaten und seine
 54 fortgesetzte Unterdrückung der eigenen Bevölkerung.

Zeile 55 - 64
 55 Die israelische Regierungspolitik agiert zunehmend autoritär, nationalistisch und
 56 offen expansionistisch und stützt sich auf die Unterstützung zahlreicher westlicher
 57 Staaten, insbesondere der USA und Deutschlands. Die palästinensische Bevölkerung
 58 hingegen fordert seit Jahrzehnten das ein, was ihr völkerrechtlich zusteht: einen
 59 eigenen Staat, Selbstbestimmung, ein Ende der Besatzung. Diese Forderung ist keine
 60 Verhandlungsmasse, sie ist die politische Grundlage jeder ernsthaften Lösung. Die
 61 Friedensinitiativen der letzten Jahre, einschließlich Trumps sogenannten
 62 „Friedensplans“ von 2025, missachten das Selbstbestimmungsrecht der
 63 Palästinenser*innen und verfestigen faktisch eine völkerrechtswidrige Ein-Staat-
 64 Realität, die von israelischer Hegemonie geprägt ist.

Zeile 65 - 75
 65 Die Politik der aktuellen aber auch einiger vorheriger Regierungen verändert auch die
 66 israelische Gesellschaft selbst: Fortschreitende Militarisierung, systematischer
 67 Abbau rechtsstaatlicher Institutionen etwa durch die Justizreform und wachsende
 68 internationale Isolation sind Ausdruck einer autoritären Entwicklung, vor der wir als
 69 Linke nicht die Augen verschließen dürfen. Gefährlich ist auch die schleichende
 70 Normalisierung von Besatzung und Gewalt innerhalb Israels. Das von der rechten
 71 israelischen Regierungsmehrheit gegen die Opposition verabschiedete Gesetz zur
 72 Verhängung der Todesstrafe durch Militärgerichte bei Verurteilung wegen Mordes, das
 73 de facto nur gegen Palästinenser*innen gerichtet ist, ist nicht nur ein schwerer
 74 Verstoß gegen humanitäre und rechtsstaatliche Prinzipien, sondern verschärft auch
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 75 weiter die rassistische Diskriminierung der Palästinenser*innen.

Zeile 76 - 85
 76 Fast 80 Jahre nach der Staatsgründung Israels und nahezu 60 Jahre nach Beginn der
 77 völkerrechtswidrigen Besatzung des Westjordanlandes und des Gazastreifens ist die
 78 Perspektive eines gerechten Friedens weiter entfernt denn je. Der – allerdings
 79 brüchige – Waffenstillstand im Gazastreifen und die damit verbundene Freilassung
 80 aller israelischen Geiseln und größtenteils unrechtmäßig inhaftierten
 81 palästinensischen Gefangenen aus israelischen Gefängnissen sind demgegenüber
 82 Schritte, die wir begrüßen. Wir verurteilen mit der UN und zahlreichen
 83 Hilfsorganisationen weltweit aber auch, dass die israelische Regierung immer wieder
 84 und willkürlich die Versorgung der Bevölkerung in Gaza mit Medizin und Lebensmitteln
 85 unterbricht und einschränkt.

Zeile 86
 86 2. Linke Politik, innerparteiliche Verantwortung und Selbstverständigung

Zeile 87 - 90
 87 Die Debatte über Israel und Palästina berührt zentrale Fragen unseres
 88 friedenspolitischen und emanzipatorischen Selbstverständnisses. Zugleich ist sie in
 89 der Gesellschaft wie in unserer Partei umstritten und von unterschiedlichen
 90 historischen, theoretischen und biografischen Zugängen geprägt.

Zeile 91 - 99
 91 In der Partei wird über den Zionismus als politische Ideologie, als Reaktion auf den
 92 radikalisierten Antisemitismus insbesondere in Europa, über die Charakterisierung des
 93 Staates Israel als siedlungskolonial, über das Verhältnis von Antisemitismus und
 94 Antizionismus sowie über Formen legitimen gewaltfreien politischen Widerstands
 95 kontrovers diskutiert. Diese Debatten sind notwendig. Ein Bestandteil davon ist auch
 96 die Tagespolitik der deutschen Regierung. Die Bundesregierung ist durch ihre
 97 bedingungslose Unterstützung der israelischen Regierung, durch Waffenlieferungen und
 98 durch die politische Sanktionierung und Verfolgung von Solidaritätsaktionen mit
 99 Palästina am Krieg beteiligte Mittäterin.

Zeile 100 - 109
 100 Diese Auseinandersetzungen sind geprägt von unterschiedlichen Perspektiven und
 101 Prägungen, von persönlichen Biografien und Familiengeschichten, von Erfahrungen mit
 102 Rassismus und Verfolgung, von Solidarität mit den Menschen in Gaza und im
 103 Westjordanland und von Erfahrungen auf Demonstrationen in Deutschland, sowie von den
 104 Prägungen des antifaschistischen Erbes unserer Partei, vom Kampf gegen Antisemitismus
 105 und von der Verantwortung aus der deutschen Geschichte und der Shoah. Gerade deshalb
 106 gilt: Je größer die Tragödie, desto gefährlicher die schnelle Gewissheit. Aber es ist
 107 wichtig, dass wir als Partei verschiedene Perspektiven aushalten. Diese Debatten
 108 dürfen jedoch weder in Relativierungen von Gewalt noch in gegenseitige
 109 Delegitimierung umschlagen.
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Zeile 110 - 117
 110 Wir halten fest: Das Unrecht gegenüber den Palästinenser*innen begann nicht erst 1967
 111 oder 2023, sondern spätestens 1948 mit der Nakba, der Flucht und Vertreibung
 112 hunderttausender Palästinenser*innen im Zuge der israelischen Staatsgründung und des
 113 darauffolgenden Angriffs der arabischen Nachbarstaaten. Diese historische Erfahrung
 114 ist zentral für das palästinensische Selbstverständnis und darf weder relativiert
 115 noch marginalisiert werden. Gegenwärtig leben Millionen palästinensische Geflüchtete
 116 in Flüchtlingslagern sowie in der ausländischen Diaspora. Ihnen wird bis heute die
 117 Rückkehr verwehrt.

Zeile 118 - 132
 118 Gleichzeitig erkennen wir an, dass der Zionismus seit dem späten 19. Jahrhundert auch
 119 eine historische Reaktion auf jahrhundertelangen europäischen Antisemitismus war und
 120 für Jüdinnen und Juden zu dieser Zeit einen legitimen Wunsch nach Sicherheit und
 121 Selbstbestimmung ausdrückte. Palästina als historischer Bezugspunkt schien Teilen der
 122 zionistischen Bewegung als Heimstatt geeignet, dies missachtete aber auf fatale Weise
 123 die Perspektive der indigenen arabischen Bevölkerung, auch wenn es in der
 124 zionistischen Bewegung stets Stimmen gegeben hat, die für eine friedliche Koexistenz
 125 eintraten. Für zahlreiche Jüdinnen und Juden war die Flucht nach Palästina dann in
 126 den 1930er und 1940er Jahren zudem die einzige Möglichkeit, dem
 127 nationalsozialistischen Vernichtungsantisemitismus zu entkommen. Nach der
 128 Staatsgründung wurde Israel auch zum Zufluchtsort für Jüdinnen und Juden, die etwa
 129 aus arabischen Ländern und Osteuropa vertrieben wurden. Auch heute sehen die meisten
 130 Jüdinnen und Juden Israel als sicheren Zufluchtsort vor antisemitischer Verfolgung
 131 und Diskriminierung. Diese Ambivalenz anzuerkennen, bedeutet weder koloniale Elemente
 132 des Zionismus zu leugnen, noch heutige Unrechtsverhältnisse zu rechtfertigen.

Zeile 133 - 137
 133 Wir bekennen uns daher weiterhin unmissverständlich zum Selbstbestimmungsrecht von
 134 Jüdinnen und Juden im heutigen Staat Israel. Genauso unmissverständlich bekennen wir
 135 uns zum Selbstbestimmungsrecht von Palästinenser*innen in einem unabhängigen Staat
 136 Palästina. Dies schließt ausdrücklich das Existenzrecht Israels und das Existenzrecht
 137 Palästinas im Sinne einer integrativen Zweistaatenlösung ein.

Zeile 138 - 144
 138 Zugleich stellen wir fest, dass Israel der palästinensischen Bevölkerung in den
 139 völkerrechtswidrig besetzten Gebieten die politische und nationale Selbstbestimmung
 140 und grundlegende Menschenrechte vorenthält. Innerhalb Israels erleben
 141 Palästinenser*innen soziale und politische Diskriminierung, die bisher zumindest
 142 formale rechtliche Gleichstellung wird zunehmend in Frage gestellt. Die Lage zwischen
 143 Mittelmeer und Jordan ähnelt daher aktuell einer Ein-Staaten-Realität mit Hegemonie
 144 der jüdisch-israelischen Bevölkerung.

Zeile 145 - 149
 145 Aus dieser Analyse folgt für uns als Partei eine doppelte Verantwortung: gegen
 146 Antisemitismus in all seinen Formen sowie für den Schutz jüdischer Selbstbestimmung
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 147 und gleichzeitig für die Rechte, die Sicherheit und die Selbstbestimmung der
 148 Palästinenser*innen sowie gegen anti-palästinensischen Rassismus einzustehen. Beides
 149 ist untrennbar miteinander verbunden.

Zeile 150 - 158
 150 Diese Verantwortung wahrzunehmen heißt für uns, solidarische und auf wechselseitige
 151 Anerkennung und Empathie ausgerichtete politische Lösungsvorschläge von lokalen
 152 Akteur*innen zu unterstützen, die demokratisch legitimiert sind und die sowohl für
 153 das Selbstbestimmungsrecht sowohl von Palästinenser*innen eintreten als auch das von
 154 Jüdinnen und Juden schützen. Wir berücksichtigen diese Perspektiven in unserer
 155 politischen Auseinandersetzung. Dabei orientieren wir uns an sozialistischen
 156 Grundsätzen, insbesondere die Gegnerschaft zu Ausbeutung, Unterdrückung und
 157 Ungleichheit und an völkerrechtlichen Maßstäben, menschenrechtlichen Analysen sowie
 158 an den Erfahrungen und Perspektiven der Betroffenen selbst.

Zeile 159 - 166
 159 Wir lehnen die Hamas als eine durch antisemitische Ideologie geprägte, islamistische
 160 Terror-Organisation ab und verurteilen die von ihr verübte völker- und
 161 menschenrechtswidrige Gewalt. Wir wissen, dass militärische Unterdrückung, Besatzung
 162 und Entrechtung keine Sicherheit schaffen, sondern Gewalt reproduzieren. Unsere
 163 politischen Bezugspunkte sind jene zivilgesellschaftlichen, linken, gewaltfreien,
 164 feministischen und antikolonialen Kräfte in Israel und Palästina, die für
 165 Gleichberechtigung und eine gemeinsame Zukunft in Freiheit und Sicherheit aller
 166 Menschen in der Region eintreten.

Zeile 167 - 171
 167 Die innerparteilichen Fachgespräche der letzten Monate haben gezeigt, wie groß der
 168 Bedarf an politischer Klärung, an gegenseitigem Zuhören und an Schutz vor
 169 Diffamierung ist. Als Partei wollen wir diese Debatten solidarisch, kontrovers und
 170 respektvoll führen. Für Gewaltverherrlichung, Einschüchterung, antisemitische oder
 171 rassistische Positionen ist dabei kein Platz.

Zeile 172 - 179
 172 Gleichzeitig verteidigen wir all diejenigen, die sich für palästinensische Rechte,
 173 für einen Waffenstillstand und für einen gerechten Frieden engagieren und dabei
 174 Repression, Kriminalisierung oder Polizeigewalt erfahren. Friedlicher Protest,
 175 internationale Solidarität und auch Boykott- und Sanktionsaufrufe sind legitime
 176 Mittel politischer Auseinandersetzung, sofern sie wirksam und zielgerichtet die
 177 Unterstützer*innen und Verantwortlichen von Diskriminierung, Besatzung,
 178 Angriffskriegen und Kriegsverbrechen, aber nicht unterschiedslos die israelische
 179 Bevölkerung treffen.

Zeile 180 - 185
 180 Wir stellen uns außerdem bedingungslos schützend vor Jüdinnen und Juden in
 181 Deutschland und weltweit, die nicht nur, aber vor allem auch seit Oktober 2023,
 182 Angriffen und Beschimpfungen auf der Straße, in Schulen und Hochschulen und vielen
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 183 anderen gesellschaftlichen Räumen ausgesetzt sind. Es kann nicht sein, dass Jüdinnen
 184 und Juden für die Politik der Netanjahu-Regierung pauschal verantwortlich gemacht
 185 werden.

Zeile 186
 186 Für unsere politische Praxis heißt das:

Zeile 187 - 189
 187

 188

 189

Die Linke führt innerparteiliche Debatten zu Israel und Palästina strukturiert,
transparent und geschützt vor Diffamierung. Politischen Kampagnen und
Mobilisierungen gegen Genoss*innen treten wir gemeinsam entgegen.

Zeile 190 - 196
 190

 191

 192

 193

 194

 195

 196

Die Linke stellt sich gegen jede Form von Antisemitismus, antimuslimischem
Rassismus und gegen die Instrumentalisierung des Nahostkonflikts für
innenpolitische Hetze. Wir unterstützen Dialog- und Begegnungsformate und
möchten präventive Ansätze in Schulen oder anderen Einrichtungen stärken. Wir
sind davon überzeugt, dass Prävention, Aufklärung und Begegnung gegen
Antisemitismus, Rassismus und jede Form der Ausgrenzung und Diskriminierung
helfen.

Zeile 197 - 208
 197

 198

 199

 200

 201

 202

 203

 204

 205

 206

 207

 208

Die Linke setzt sich weiterhin für die Anerkennung des Staates Palästina im
Einklang mit den Grundsätzen des Völkerrechts, mit sämtlichen UN-Resolutionen,
für die Beendigung der Besatzung, für den Abbau illegaler jüdischer Siedlungen
im besetzten Westjordanland sowie für eine integrative Zweistaatenlösung ein, in
der das Selbstbestimmungsrecht sowohl von Palästinenser*innen als auch von
Jüdinnen und Juden verwirklicht werden kann. Sie stärkt dafür den Austausch mit
progressiven Kräften in Israel und Palästina und macht ihre Stimmen sichtbar.
Wir nehmen dabei auch die Bemühungen von progressiven Akteur*innen in Israel und
Palästina wahr, das Nationalstaatsmodell auch in Israel und Palästina
perspektivisch zu überwinden und dieses in Richtung einer verschränkten
Staatlichkeit mit gleichen Rechten und gleicher Selbstbestimmung für alle
Menschen in Israel und Palästina weiterzuentwickeln.

Zeile 209 - 211
 209

 210

 211

Die Linke verteidigt das Recht auf friedlichen Protest und politische
Meinungsfreiheit für einen gerechten Frieden in Israel und Palästina auch dann,
wenn Positionen umstritten sind.

Zeile 212 - 219
 212

 213

 214

 215

 216

Die Linke ist für Maßnahmen gegen wirtschaftliche, staatliche und akademische
Institutionen und Unternehmen, die von der völkerrechtswidrigen Besatzung und
dem Siedlungsbau profitieren oder diesen unterstützen. Diese Maßnahmen müssen
sich immer gegen diese Einrichtungen und niemals gegen Gruppen von Individuen
allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer Religion oder ihrer Herkunft
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 217

 218

 219

beziehen. Wir fordern zudem auch staatliche Akteure in Deutschland auf,
Beteiligungen oder auch Förderungen von solchen Institutionen oder Unternehmen
zu prüfen und zu beenden.

Zeile 220 - 224
 220 In diesem Sinne beteiligen wir uns als Die Linke an Demonstrationen für den Frieden,
 221 gegen Antisemitismus und Rassismus und für das Selbstbestimmungsrecht von Jüdinnen
 222 und Juden sowie Palästinenser*innen in Israel und Palästina. Wir organisieren
 223 Veranstaltungen zur Aufklärung über die aktuelle Situation in Israel und Palästina
 224 sowie ihre ambivalente historische Genese und erarbeiten entsprechende Materialien.

Zeile 225
 225 3. Unsere Forderungen

Zeile 226 - 234
 226 Die deutsche Bundesregierung trägt eine besondere Verantwortung aufgrund der
 227 nationalsozialistischen Verbrechen, die die vollständige Vernichtung jüdischen Lebens
 228 zum Ziel hatten. Diese Verantwortung darf nicht auf eine einseitig verstandene
 229 „Staatsräson“ reduziert werden, die Völkerrechtsverletzungen relativiert oder
 230 legitimiert. Deutschland ist völkerrechtlich verpflichtet, Waffenlieferungen in
 231 Konfliktregionen zu unterlassen, und aktiv zur Beendigung von Besatzung, Krieg und
 232 Unterdrückung beizutragen. Die Waffenlieferungen nach Israel müssen sofort gestoppt
 233 werden. Wir unterstützen gewerkschaftliche und humanitäre Aktionen, die sich solchen
 234 Waffenlieferungen entgegenstellen.

Zeile 235 - 238
 235 Die fortgesetzte politische, diplomatische und militärische Unterstützung der
 236 israelischen Regierung trotz dokumentierter Kriegsverbrechen stellt einen Bruch mit
 237 diesen Verpflichtungen dar. Der Antrittsbesuch des Bundeskanzlers Merz bei Benjamin
 238 Netanjahu trotz internationalem Haftbefehl war ein fatales Signal der Normalisierung.

Zeile 239 - 243
 239 Ein gerechter Frieden setzt die Anerkennung der palästinensischen Selbstbestimmung
 240 ebenso voraus wie die Sicherheit jüdischen Lebens. Dies schließt die Anerkennung der
 241 historischen Bedeutung der Nakba und die Notwendigkeit einer Verhandlung über das
 242 Rückkehrrecht palästinensischer Geflüchteter und Entschädigungen ein, wie sie unter
 243 anderem in UN-Resolutionen vorgesehen ist.

Zeile 244
 244 Wir fordern:

Zeile 245 - 248
 245

 246

 247

Den sofortigen und umfassenden Stopp aller Kriegshandlungen und Angriffe der USA
und Israels gegen die palästinensische Bevölkerung und andere Länder der Region.
Sofortiger Stopp aller Waffenlieferungen an Israel. Stopp der Gegenschläge von
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 248 Seiten des Irans und Verhandlungen über Waffenstillstand.

Zeile 249 - 250
 249

 250

Den konsequenten Einsatz der Bundesregierung für einen sofortigen, tatsächlichen
und nachhaltigen Waffenstillstand an allen Fronten!

Zeile 251 - 253
 251

 252

 253

Den Rückzug der israelischen Armee aus allen seit 1967 völkerrechtswidrig
besetzten palästinensischen Gebieten, einschließlich der aktuell im Südlibanon
und in Syrien eingenommenen Besatzungspunkte.

Zeile 254 - 257
 254

 255

 256

 257

Hilfe leisten! Die ausreichende humanitäre Versorgung der Zivilbevölkerung im
Gazastreifen, den Wiederaufbau der Zivileinrichtungen und Infrastruktur,
insbesondere Wohnhäuser, Krankenhäuser, Schulen, Universitäten und religiösen
Stätten.

Zeile 258 - 262
 258

 259

 260

 261

 262

Die Umwandlung der UN-Resolution 2803 in eine die palästinensische
Selbstbestimmung nachhaltig unterstützende Resolution, die die Umwandlung des
„Board of Peace“ von einem neo-kolonialen Instrument hin zu einer demokratisch
legitimierten Körperschaft die palästinensisches Selbstbestimmungsrecht in den
Mittelpunkt rückt.

Zeile 263 - 268
 263

 264

 265

 266

 267

 268

Die Bundesregierung soll Palästina als eigenen Staat in den Grenzen von 1967 mit
Ostjerusalem als Hauptstadt anerkennen, um so die Möglichkeiten einer gerechten,
das Selbstbestimmungsrecht sowohl von Palästinenser*innen als auch von Jüdinnen
und Juden in Israel und Palästina verwirklichenden politischen Lösung zu stärken
und damit einen nachhaltigen Friedensprozess in Israel und Palästina zu
befördern.

Zeile 269 - 272
 269

 270

 271

 272

Deutschland und die EU müssen auch den Druck auf die noch ausstehenden Staaten
der Region erhöhen, den Staat Israel im Rahmen einer friedlichen Lösung in
Israel und Palästina anzuerkennen und der Forderung nach einer Vernichtung des
Staates entgegenzutreten.

Zeile 273 - 282
 273

 274

 275

 276

 277

 278

Schluss mit Besatzung, Vertreibung und Siedlungsbau! Der Internationale
Gerichtshof (IGH) hat in seinem Rechtsgutachten vom 19. Juli 2024 festgestellt,
dass die israelische Besatzung der Westbank, des Gazastreifens und Ostjerusalems
gegen das Völkerrecht verstößt und dass Israel verpflichtet ist, die Besatzung
„so schnell wie möglich“ zu beenden. Wir unterstützen gewaltfreie Versuche, die
Besatzungspolitik Israels zu beenden, ausdrücklich. Darin eingeschlossen sind
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 279

 280

 281

 282

Forderungen nach wirtschaftlichen Sanktionen gegen Akteur*innen, die von der
illegalen Besatzungspolitik profitieren. Die Linke wird darüber hinaus mit
parlamentarischen Initiativen im Bundestag versuchen, den Forderungen des IGH-
Gutachtens Geltung zu verschaffen.

Zeile 283 - 284
 283

 284

Israel muss sich entsprechend des Waffenstillstandsabkommens mit dem Libanon aus
dem November 2024 aus libanesischem Gebiet zurückziehen.

Zeile 285 - 287
 285

 286

 287

Die Hamas muss ihren bewaffneten Kampf, ihr Ziel einer Zerstörung Israels und
ihre Diktatur in Gaza aufgeben, um den Weg zu Frieden und demokratischer
Selbstregierung der Palästinenser*innen frei zu machen.

Zeile 288 - 291
 288

 289

 290

 291

Die materielle und diplomatische Unterstützung jener Organisationen und
zivilgesellschaftlichen Kräfte, die in Israel und Palästina gemeinsam für
Dialog, Selbstbestimmung und gleiche Rechte eintreten – gerade dort, wo das
unter Repression und extremem Druck geschieht.

Zeile 292 - 305
 292

 293

 294

 295

 296

 297

 298

 299

 300

 301

 302

 303

 304

 305

Die konsequente Unterstützung internationaler Gerichtsbarkeit und die
vollständige Aufklärung und Ahndung aller Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht und die Menschenrechte. Wir fordern eine unabhängige internationale
Untersuchung aller mutmaßlichen Kriegsverbrechen im Kontext des Gaza-Krieges,
die alle Seiten einschließt, darunter die militärischen Handlungen im
Gazastreifen sowie die Ereignisse vom 7. Oktober. Die Abriegelung Gazas muss
beendet werden: Von den Vereinten Nationen mandatierte
Untersuchungskommissionen, internationale Medien, forensische Expert*innen und
humanitäre Organisationen müssen ungehinderten Zugang erhalten. Die
Bundesregierung wird aufgefordert, sich gegenüber der israelischen Regierung mit
Nachdruck für diesen Zugang sowie für die Arbeit des Internationalen
Strafgerichtshofs einzusetzen. Die Handlungsfähigkeit der Vereinten Nationen und
ihrer Organisationen, insbesondere des UNRWA, muss gegen politischen Druck und
Finanzierungsentzug aktiv verteidigt werden.

Zeile 306 - 315
 306

 307

 308

 309

 310

 311

 312

 313

 314

Geflüchtete schützen! Wir fordern, dass Geflüchtete aus Gaza und dem
Westjordanland umgehend den Flüchtlingsstatus in Deutschland erhalten und vor
Abschiebung geschützt werden. Es braucht die Einrichtung eines Aufnahmeprogramms
mit zusätzlichen Plätzen, das den betroffenen Menschen einen gesicherten Status
und damit eine sichere Zukunft in Deutschland ermöglicht. Wir fordern die
Bundesregierung auf, geflüchtete Menschen aus Gaza und dem Westjordanland, aber
auch aus anderen Herkunftsländern, nicht in andere Mitgliedstaaten der
Europäischen Union abzuschieben, in denen systemische Mängel im Asylsystem
bestehen und Geflüchteten unmenschliche Behandlung droht, wie das beispielsweise
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 315 in Griechenland der Fall ist.

Zeile 316 - 322
 316

 317

 318

 319

 320

 321

 322

Jüdisches Leben in all seiner Vielfalt in Deutschland schützen und stärken! Wir
setzen uns für eine Stärkung der Beziehungen zu den vielfältigen jüdischen
Verbänden und Akteur*innen in Deutschland ein, um ihre Stimmen im öffentlichen
Diskurs und im Alltag zu stärken. Wir verurteilen die weltweite Terrorkampagne
gegen jüdische und israelische Menschen und Institutionen, die in den
vergangenen Monaten zahlreiche Opfer gefordert hat. Antisemitismus und Hass
gegen Jüdinnen und Juden werden wir niemals tolerieren.

Zeile 323 - 327
 323

 324

 325

 326

 327

Palästinensisches Leben in Deutschland schützen und stärken! Wir setzen uns für
Dialogprojekte sowie politische und kulturelle Initiativen ein, die der
palästinensischen Kultur und Geschichte mehr Sichtbarkeit im deutschen
öffentlichen Diskurs verschaffen und verdeutlichen damit, dass palästinensisches
Leben auch zu Deutschland gehört!

Antrag G.01.001.3
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 1
 1 Für gleiche Rechte im Nahen Osten / Westasien und Nordafrika - gegen jeden Rassismus und 

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag G.01.001.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 1
 1 Für gleiche Rechte im Nahen Osten / Westasien - gegen jeden Rassismus und 
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Antrag G.01.004.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 4
 4 Der Angriff von Hamas und verbündeten Milizen am 7. Oktober war der größte Massenmord an 

Jüdinnen und Juden nach dem zweiten Weltkrieg. Er hat zudem die israelische Gesellschaft 
zutiefst erschüttert und verunsichert, die bereits geschwächte Friedensbewegung schweren 
Schaden zugefügt und zu einer Radikalisierung der jüdisch-israelischen Gesellschaft geführt. Die 
darauffolgenden militärischen Reaktionen der israelischen Regierung sowie das Eingreifen der 
pro-iranischen Hisbollah- und Huthi-Milizen, haben zu einer regionalen Eskalation geführt, 
deren Folgen bis heute anhalten. Der Gazastreifen ist in weiten Teilen zerstört, zehntausende 
Palästinenser*innen, darunter viele Kinder, wurden getötet, die humanitäre Lage bleibt 
katastrophal.

 5 Die Linke hat auf ihrem Bundesparteitag 2024 in Halle einen Beschluss zur Situation 

Zeile 12 - 19
 12 Der größte Massenmord an Jüdinnen und Juden nach dem zweiten Weltkrieg durch die 
 13 Hamas und verbündete Milizen am 7. Oktober hat die israelische Gesellschaft zutiefst 
 14 erschüttert und verunsichert, der bereits geschwächten Friedensbewegung schweren 
 15 Schaden zugefügt und zu einer Radikalisierung der jüdisch-israelischen Gesellschaft 
 16 geführt. Die darauffolgenden militärischen Reaktionen der israelischen Regierung 
 17 haben zu einer regionalen Eskalation geführt, deren Folgen bis heute anhalten. Der 
 18 Gazastreifen ist in weiten Teilen zerstört, zehntausende Palästinenser*innen wurden 
 19 getötet, die humanitäre Lage bleibt katastrophal. Internationale 

Begründung
Unser Beschluss auf dem Bundesparteitag 2024 in Halle ist gut, Einstieg sollte dennoch der Auslöser 
des aktuellen Konflikts sein, der Absatz soll deshalb von Zeile 12 nach vorne geschoben werden und 
etwas überarbeitet, denn hier sollten Akteure klar benannt werden. Der Angriff kam nicht aus dem 
Nichts, sondern von der Terrororganisation Hamas und  Partnerorganisationen.

Antrag G.01.009.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom 

Zeile 9 - 11
 9 Verhältnis Deutschlands zu Israel an und weitet diese Verantwortung ausdrücklich auch 
 10 auf die. Die Sicherheit, Selbstbestimmung und Würde sowohl der Israelis, als auch die der 

Palästinenser*innen aus. Seitdem 
 11 hat sich die Situation weiter katastrophal entwickeltsind von gleicher Bedeutung.

Begründung
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Es ist völlig richtig, dass auch die Palästinenser*innen (kollektive) Rechte haben, in Form von 
"Sicherheit, Selbstbestimmung und Würde" – so wie die Israelis. Dies steht aber nicht in einem 
Zusammenhang mit einer Verantwortung in Hinblick auf die deutsche Vergangenheit. Der Bezug 
ergibt historisch keinen Sinn. Wir vertreten als Partei heute richtigerweise die Anerkennung der 
völkerrechtlichen Gleichheit beider Seiten – also auch die beider Nationalbewegungen. Aber nicht 
wegen der deutschen Vergangenheit, sondern wegen des Völkerrechts.

Die nationalsozialistischen Deutschen haben (u. a.) Jüdinnen und Juden ermordet, aber keine 
Palästinenser*innen. Maßgebliche palästinensische Protagonisten um Amin Al-Husseini haben 
wiederum mit NS-Deutschland eng zusammengearbeitet, sei es durch Propaganda in Nahost, der 
Aufstellung einer SS-Einheit auf dem Balkan und der Verhinderung der Flucht von Jüdinnen und 
Juden in das britische Mandatsgebiet Palästina und damit durch die Beteiligung an der Shoah. Ein 
Teil der palästinensischen Führung der damaligen Zeit trägt Mitverantwortung für die Shoah als 
Komplize der nationalsozialistischen Deutschen.

Außerdem ist der Bezug von "Seitdem hat sich die Situation weiter katastrophal entwickelt." unklar. 
Tatsächlich gab es auch hoffnungsvollere Abschnitte im israelisch-palästinensischen Konflikt, die 
einen Kompromissfrieden greifbar nah erscheinen ließen.

Antrag G.01.012.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 12 - 16
 12 Der größte Massenmord an Jüdinnen und Juden nach dem zweiten Weltkrieg durch die

Durch den von der Hamas und verbündete Milizen am 7. Oktober hat die israelische Gesellschaft 
zutiefst 

 14 erschüttert und verunsichert, der bereits geschwächtengeplanten und ausgeführten 
terroristischen Angriff vom 7. Oktober wurden ca. 1 200 Menschen getötet. Mehr als 800 davon 
waren Zivilist*innen, darunter 36 Kinder. Die Opfer waren in erster Linie jüdische Israelis, aber 
auch beduinische Staatsbürger*innen Israels und zahlreiche ausländische Arbeitsmigrant*innen, 
Studierende und Asylsuchende. Mehr als 4.000 Menschen wurden verletzt, hunderte Häuser und 
zivile Gebäude zerstört oder unbewohnbar gemacht. Zehntausende Menschen wurden in Folge 
der Angriffe vom 7. Oktober aus ihren Häusern vertrieben. Tausende sind es bis heute. Sie leiden 
unter dem anhaltenden Trauma, sowohl Angehörige als auch ihr Zuhause verloren zu haben. Es 
handelt sich um die zahlenmäßig größte Vernichtungsaktion gegenüber jüdischen Menschen seit 
der Shoa., Zudem wurde der ohnehin marginalisierten israelischen Friedensbewegung schwerenr

 15 Schaden zugefügt und zu einer Radikalisierung der jüdisch-israelischen Gesellschaft 
 16 geführt. Die darauffolgenden militärischen Reaktionen der israelischen Regierung 

Begründung
Erfolgt mündlich.
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Antrag G.01.012.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke

Zeile 12
 12 Der größteDer Massenmord an Jüdinnen und Juden nach dem zweiten WeltkriegIsraelis durch die 

Begründung
Der Überfall der Hamas und verbündeter Milizen richtete sich in erster Linie gegen die Besatzung 
Gazas durch Israel und gegen Israelische Staatsbürger. 

Antrag G.01.015.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 15 - 26
 15 Schaden zugefügt und zu einer Radikalisierung der jüdisch-israelischen Gesellschaft 
 16 geführt. Die darauffolgenden militärischen Reaktionenenthemmten Kriegsverbrechen der 

israelischen Regierung
 17 haben zu einer weiteren regionalen Eskalation geführt, deren Folgen bis heute anhalten. Der
 18 Gazastreifen ist in weiten Teilen zerstört, zehntausende Palästinenser*innen wurden 
 19 getötet,Israel spricht von mindestens 70.000 Toten, über 20.000 Kinder, Forschungsinstitutionen 

gehen von weitaus höheren Zahlen aus, und die humanitäre Lage bleibt katastrophal, nicht 
zuletzt, weil Israel weiterhin Hilfsgüter blockiert. Internationale

 20 Menschenrechtsorganisationen und zahlreiche Völkerrechtler*innen sprechen angesichts
 21 der systematischen Zerstörung ziviler Infrastruktur, der massenhaften Tötung von
 22 Zivilist*innen, der Vertreibungsrhetorik führender israelischer Regierungsmitglieder
 23 und der Blockade humanitärer Hilfe von schwersten Völkerrechtsverbrechen bis hin zu
 24 einem Genozid. Auch in der Linken sind die Mitglieder mehrheitlich davon überzeugt,
 25 dass die systematisch begangenen Verbrechen einen Völkermord darstellen. Andere
 26 Mitglieder sind vorsichtigerMitglieder sind zurückhaltender.

Begründung
Das Ausmaß der umfassend dokumentierten israelischen Kriegsverbrechen und deren Folgen können 
hier nicht ausgelassen werden. Von „militärischen Reaktionen“ zu sprechen ist in diesem Kontext 
eine maßlose Untertreibung. Diesbezüglich müssen auch die Zahlen der Toten in Gaza genannt 
werden. Das Max-Planck-Institut etwa zählt im November 2025 126.000 Tote (https://
www.demogr.mpg.de/en/news_events_6123/news_press_releases_4630/press/
gaza_study_reveals_unprecedented_losses_of_life_and_life_expectancy_14870). Von einer jüngeren 
Radikalisierung der israelischen Gesellschaft zu sprechen, greift zu kurz. Große Teile der Gesellschaft 
vertreten seit Jahrzehnten Positionen, die die Entrechtung und massive Gewalt gegen 
Palästinenser:innen normalisieren, was sich unteranderem in Meinungsumfragen, der 
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gesellschaftlichen Akzeptanz der Besatzung sowie dem Umgang mit Siedlergewalt zeigt. Die letzte 
Aussage des Absatzes stellt sich bewusst gegen die Einschätzungen renommierter 
Völkerrechtler:innen und internationaler Menschenrechtsorganisationen - ein Schritt, der fachlich 
wie politisch äußerst weitreichend ist. Diese Haltung bedeutet faktisch, die dokumentierten 
Einschätzungen internationaler Fachinstitutionen zurückzuweisen trotz ihrer juristischen Expertise 
und umfassenden Untersuchungen.

Antrag G.01.016.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 16 - 17
 16 geführt. Die darauffolgendengeführt. Er löste zusammen mit den militärischen Reaktionen der 

israelischen Regierung
 17 haben zu einer regionaleneine Eskalation geführtaus, deren Folgen bis heute anhalten. Der 

Antrag G.01.016.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 16 - 19
 16 geführt. Die darauffolgendennach dem Hamas-Attentat einsetzenden militärischen Reaktionen 

der israelischen Regierung hab
trugen zu einer regionalen Eskalation geführt, deren Folgenbei. Diese steht wiederum in einem 
Zusammenspiel mit dem Handeln bewaffneter nichtstaatlicher Akteure wie der 
Terrororganisation Hisbollah und wirkt bis heute anhalten. Der Gazastreifen ist in weiten Teilen 
zerstört,
zehntausende Palästinenser*innen wurden getötet, die humanitäre Lage bleibt
katastrophalfort. Internationale 

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag G.01.018.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 18 - 19
 18 Gazastreifen ist in weiten Teilen zerstört, zehntausende Palästinenser*innen. Laut UN wurden
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 19 zwischen dem 7. Oktober 2023 und dem 28. Januar 2026 71.667 Palestinänser*innen in Gaza 
getötet und weitere 171.343 verletzt. Seit dem sogenannten Waffenstillstand, beginnend Oktober 
2025, sind es 492 Tote und 1.356 Verletzte. Dunkelzifferschätzungen gehen von bis zu doppelt so 
vielen Opfern aus., die humanitäre Lage bleibt katastrophal. Internationale 

Begründung
Zahlen sind Fakten über die nicht diskutiert und gestritten werden müssen und es ist wichtig, dass 
die Fakten hier immer wieder klar benannt werden

Antrag G.01.019.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 19 - 26
 19 getötet, die humanitäre Lage bleibt katastrophal. Internationale 
 20 Menschenrechtsorganisationen und zahlreiche Völkerrechtler*innen sprechen angesichts 
 21 der systematischen Zerstörung ziviler Infrastruktur, der massenhaften Tötung von 
 22 Zivilist*innen, der Vertreibungsrhetorik führender israelischer Regierungsmitglieder 
 23 und der Blockade humanitärer Hilfe von schwersten Völkerrechtsverbrechen bis hin zu 
 24 einem Genozid. Auch in der Linken sind die Mitglieder mehrheitlich davon überzeugt, 
 25 dass die systematisch begangenen Verbrechen einen Völkermord darstellen. Andere 
 26 Mitglieder sind vorsichtigerDer Internationale Gerichtshof und der Internationale 

Strafgerichtshof untersuchen die Vorwürfe eines israelischen Völkermords in Gaza.

Zeile 27 - 31
 27 Wir sprechen uns klar dagegen aus, Menschen, die Zweifel daran haben, dass der

Über die Bewertung, ob der juristische Tatbestand des Genozids erfüllt ist, fälschlicherweise zu 
unterstellen, 

 29 sie würden damit die israelischen Kriegsverbrechen leugnen oder gar unterstützen. 
 30 Einiggibt es in unserer Partei keine einheitliche Meinung. Während ein Teil die systematischen 

Verbrechen als Völkermord ansieht und artikuliert, legt ein anderer Teil Wert darauf, dass die 
gerichtliche Überprüfung ein Urteil darüber fällen wird. Worin wir uns als Mitglieder der Partei 
Die Linke einig sind wir in der ausdrücklichen Begrüßung der Untersuchung der Vorwürfe durch 

 31 den Internationalen Gerichtshof und den Internationalen Strafgerichtshof, ist dass niemand in 
unseren Reihen israelische Kriegsverbrechen leugnet oder gar unterstützt. Unsere Kritik an der 
Kriegsführung der israelischen Regierung schließt keinerlei Relativierung des Charakters der 
Hamas und verbündeter Terrorgruppen ein. Diese eint das erklärte Ziel, Israel zu vernichten und 
dessen Existenzrecht zu negieren - ein Ziel, das wir unmissverständlich ablehnen. Inmitten 

Begründung
Erfolgt mündlich.
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Antrag G.01.024.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 24 - 26
 24 einem Genozid. Auch in der Linken sind die Mitglieder mehrheitlich davon überzeugt, 
 25 dass die systematisch begangenen Verbrechen einen Völkermord darstellen. Andere 
 26 Mitglieder sind vorsichtiger.

Begründung
Es ist eine unbewiesene Behauptung, dass die Mitglieder der Partei Die Linke mehrheitlich davon 
überzeugt seien, dass die begangenen Verbrechen einen Völkermord darstellen. Beim Begriff 
„Genozid“ (und auch "Völkermord") handelt es sich um eine juristische Kategorie, die erst durch 
Gerichte wie den International Court of Justice und den 
International Criminal Court (ICC) abschließend geklärt werden muss. Solange das nicht passiert ist, 
ist es nicht Sache der Partei, mehrheitlich darüber zu entscheiden. Viele Völkerrechtler:innen sagen 
auch etwas anderes, diese auszulassen wäre eine einseitige Darstellung. Solange es keinen Konsens 
oder eine rechtliche Einordnung gibt, hat die Partei nicht die Autorität, diesen Konsens zu erfinden 
oder zu bestimmen, ob es ein Genozid ist oder nicht, zumal der Chefankläger des ICC, Karim Khan 
bisher keine Genozid-Anklage erhoben hat, weil dafür bis dato keine ausreichenden und belastbare 
Beweise vorliegen (siehe bspw. unter: https://www.mena-watch.com/brisante-verschiebungen-am-
istgh-in-den-haag/).
Unsere Partei setzt sich auch sonst nicht dafür ein, Gerichtsentscheidungen vorweg durch 
Mehrheitsentscheidungen von Parteigremien oder Mitgliederbefragungen zu ergänzen – oder diese 
gar zu ersetzen.

Antrag G.01.024.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Baden-Württemberg, KV Karlsruhe, Marina Gress (Del. KV 
Freiburg) und weitere

Zeile 24 - 26
 24 einem Genozid. Auch in der Linken sind die Mitglieder mehrheitlichals Partei sind wir davon 

überzeugt,
 25 dass die systematisch begangenen Verbrechen einen Völkermord darstellen. Andere 
 26 Mitglieder sind vorsichtiger.

Zeile 27 - 34
 27 Wir sprechen uns klar dagegen aus, Menschen, die Zweifel daran haben, dass der
 28 juristische Tatbestand des Genozids erfüllt ist, fälschlicherweise zu unterstellen,
 29 sie würden damit die israelischen Kriegsverbrechen leugnen oder gar unterstützen.
 30 Einig sind wir in der ausdrücklichen Begrüßung der Untersuchung der Vorwürfe durch
 31 den Internationalen Gerichtshof und den Internationalen Strafgerichtshof. Inmitten
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 32 dieser Zerstörung besteht die palästinensische Gesellschaft weiter. Menschen
 33 organisieren sich, dokumentieren, beharren auf ihrer Existenz und ihrem Recht auf
 34 Selbstbestimmung.

Wir unterstützen die Untersuchung der Verbrechen durch den IGH und den ISgh ausdrücklich. 
Inmitten dieser Zerstörung besteht die palästinensische Gesellschaft weiter. Menschen 
organisieren sich, dokumentieren, beharren auf ihrer Existenz und ihrem Recht auf 
Selbstbestimmung.

Begründung
Der Parteirat hat bereits vor Monaten beschlosen das Vorgehen in Gaza als Genozid zu bezeichnen, 
diese Beschlusslage jetzt wieder abzuschwächen entspricht nicht dem Willen der Basis und wirft uns 
als Partei um Monate zurück.

Antrag G.01.027.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke

Zeile 27 - 29
 27 Wir sprechen uns klar dagegen aus, Menschen, die Zweifel daran haben, dass der 
 28 juristische Tatbestand des Genozids erfüllt ist, fälschlicherweise zu unterstellen, 
 29 sie würden damit die israelischen Kriegsverbrechen leugnen oder gar unterstützen. 

Begründung
Für die Linke steht die Untersuchung der Vorwürfe des Genozids im Vordergrund und das sollte auch 
alle Mitglieder verbinden.

Antrag G.01.027.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 27 - 33
 27 Wir sprechen uns klar dagegen aus, Menschen, die Zweifel daran haben, dass der 
 28 juristische Tatbestand des Genozids erfüllt ist, fälschlicherweise zu unterstellen, 
 29 sie würden damit die israelischen Kriegsverbrechen leugnen oder gar unterstützen.

Einig sind wir in der ausdrücklichen Begrüßung der Untersuchung der Vorwürfe durch
 31 den Internationalen Gerichtshof und den Internationalen Strafgerichtshof. Inmitten
 32 dieser Zerstörung bestehtkämpft die palästinensische Gesellschaft weiter. Menschen

 ums Überleben. Menschen organisieren sich, dokumentieren, beharren auf ihrerkämpfen für 
ihre Existenz und ihrem Recht auf 

Begründung
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"Bestehen" klingt hier passiv und neutral. Wir wollen klarmachen, dass das Fortbestehen der 
palästinensischen Gesellschaft unter Bedingungen massiver Gewalt und Zerstörung nicht passiv, 
sondern als andauernder Überlebenskampf erfolgt. "Beharren" hat im Sprachgebraucht häufig eine 
abwertende Konnotation, als würden Menschen starr und uneinsichtig an etwas festhalten wollen. 
Um diese Interpretation zu vermeiden, schlagen wir auch hier "kämpfen" vor.

Antrag G.01.033.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 33 - 34
 33 organisieren sich, dokumentieren, leisten Widerstand gegen das Verschwinden und beharren auf 

ihrer Existenz und ihrem Recht auf
 34 Existenz, Würde und Selbstbestimmung. Dieser Anspruch ist ebenso legitim wie das 

grundlegende Bedürfnis nach Sicherheit und einem Leben frei von Gewalt für die Menschen in 
Israel, in Palästina und im Südlibanon.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.033.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 33 - 34
 33 organisieren sich, dokumentieren, beharrstehen auf ihrer Existenz und ihrem Recht auf
 34 Selbstbestimmung.

Begründung
beharren auf etwas....man beharrt auf eine Meinung aber nicht auf das Grundbedürfnis leben zu 
dürfen. Sie halten an ihrem Leben fest, wie alle gesunden Menschen.
Alternative: bestehen

Antrag G.01.037.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 37 - 46
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 37 Armee, großflächige und systematische Vertreibungen palästinensischer Gemeinden und der 
gewaltsam fortgesetzte

 38 illegale Siedlungsbau, insbesondere das Projekt E1, zerstören die letzten realen
 39 Voraussetzungen für einen souveränen und zusammenhängenden palästinensischen Staat.
 40 Dabei ist nicht erst, aber endgültig seit Juli 2024 auch juristisch klar, dass die
 41 Besatzung, Entrechtung und Vertreibung in Palästina durch Israel eindeutig
 42 völkerrechtswidrig ist und Israel dazu nach internationalem Recht verpflichtet ist,
 43 die völkerrechtswidrig besetzten Gebiete zu räumen und endlich palästinensische
 44 Selbstbestimmung zuzulassen. Gleichzeitig kommt es zu bewaffneten Angriffen und
 45 Kriegsverbrechen palästinensischer Akteure etwa gegen israelische Zivilist*innen, die
 46 wir unmissverständlich verurteilen.

Antrag G.01.038.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität und weitere

Zeile 38 - 44
 38 Siedlungsbau, insbesondere das Projekt E1, untergraben und zerstören seit langem systematisch 

die letzten realen
 39 Voraussetzungen für einen souveränen und zusammenhängenden palästinensischen Staat.
 40 Dabei ist nicht erst, aber endgültig seit Juli 2024 auch juristisch klar, dass die
 41 Besatzung, Entrechtung und Vertreibung in Palästina durch Israel eindeutig
 42 völkerrechtswidrig ist und Israel dazu nach internationalem Recht verpflichtet ist,
 43 die völkerrechtswidrig besetzten Gebiete zu räumen und endlich palästinensische
 44 Selbstbestimmung zuzulassen. Darüber hinaus wurde im Zuge des israelischen Vorgehens gegen 

Palästinenser:innen widerholt dokumentierte Kriegsverbrechen festgestellt. Gleichzeitig kommt 
es zu bewaffneten Angriffen und 

Begründung
Das Erwähnen von "Kriegsverbrechen" kann in diesem Antrag nicht erst dann gesehen, wenn es um 
solche geht, die von palästinensischer Seite ausgehen. So schlagen wir bereits im zweiten Absatz vor, 
Israelische Kriegsverbrechen zu benennen. Auch hier sehen wir das als angebracht an.

Antrag G.01.041.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 41 - 42
 41 Besatzung, Entrechtung und Vertreibung in Palästinaden von Israel seit 1967 besetzten 

palästinensischen Gebieten (West Bank, Ost-Jerusalem, Gaza-Streifen) durch Israel eindeutig
 42 völkerrechtswidrig ist und Israel dazu völkerrechtswidrig war bzw. ist und Israel nach 
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internationalem Recht dazu verpflichtet ist, 

Begründung
Es ist nicht klar, welches Gebiet mit "Palästina" gemeint ist. Das einschlägige IGH-Gutachten "Case 
186 - Legal Consequences arising from the Policies and Practices of Israel in the Occupied Palestinian 
Territory, including East Jerusalem" hält fest: "In terms of its territorial scope, […] “the Palestinian 
territory occupied since 1967” […] encompasses the West Bank, East Jerusalem and the Gaza Strip".

Antrag G.01.044.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 44 - 46
 44 Selbstbestimmung zuzulassen. Gleichzeitig kommt es zu bewaffneten Angriffen und 
 45 Kriegsverbrechen palästinensischer Akteure etwa gegen israelische Zivilist*innen, die 
 46 wir unmissverständlich verurteilen.

Begründung
Spätestens seit dem Gutachten des IGH steht unmissverständlich fest, dass die Besatzung Palästinas 
völkerrechtswidrig ist und beendet werden muss. Und dass die Palästinenser*innen das Recht auf 
Rückkehr in ihre Dörfer und Häuser oder auf Entschädigung haben. Das muss auch für die Linke 
unmissverständlich anerkannt werden. Jede Relativierung ist hier nicht angebracht.

Antrag G.01.045.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 45
 45 Kriegsverbrechen palästinensischer Akteure etwasowohl gegen israelische als auch 

palästinensische Zivilist*innen, die 

Begründung
Es fehlen ohne die Änderung die bewaffneten Angriffe der Hamas (und verbündeter Milizen) auf 
Palästinenser*innen im Gaza-Streifen. Palästinenser*innen differenziert zu beschreiben, ist 
Grundlage jedes vernünftigen Antirassismus, wie er ja auch titelgebend ist. Es gibt Ansätze von an 
einem Kompromiss(frieden) interessierten Palästinenser*innen in Gaza. Diese politischen Kämpfe 
sollten von unserer Partei nicht verschwiegen werden und an dieser Textstelle drängt sich die 
Erwähnung dieser Mutigen und der Opfer, die sie bringen, geradezu auf.
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Antrag G.01.047.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 47 - 54

 47 Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg der USA und Israels gegen den Iran und der mit
 48 Vertreibungen und Annexionsdrohungen verbundene Einmarsch der israelischen Armee im
 49 Südlibanon haben zu einer weiteren regionalen Eskalation geführt, der internationalen
 50 Ordnung und der Weltwirtschaft schweren Schaden zugefügt und viele unschuldige
 51 Menschen das Leben gekostet. Wir fordern nicht nur einen sofortigen Waffenstillstand,
 52 sondern auch die Aufnahme von Verhandlungen über einen dauerhaften Frieden. Wir
 53 verurteilen auch die Angriffe des iranischen Regimes auf Nachbarstaaten und seine
 54 fortgesetzte Unterdrückung der eigenen Bevölkerung.

Diese Entwicklungen sind eingebettet in eine israelische Regierungspolitik, die zunehmend 
autoritär, nationalistisch und offen expansionistisch agiert und dabei auf internationale 
politische Rückendeckung bauen kann. Sie trägt nicht zur Sicherheit der israelischen 
Bevölkerung bei, sondern verstetigt Gewalt, Militarisierung und internationale Isolation.

Die palästinensische Bevölkerung fordert seit Jahrzehnten die Verwirklichung dessen ein, was in 
zahlreichen Resolutionen der Vereinten Nationen anerkannt wurde: das Recht auf 
Selbstbestimmung, ein Ende der Besatzung und die Möglichkeit eines eigenen politischen 
Gemeinwesens. Diese Forderungen sind keine Verhandlungsmasse, sondern bilden die 
unverzichtbare Grundlage jeder ernsthaften politischen Lösung, wie sie in Resolutionen der 
Vereinten Nationen anerkannt ist.

In gleicher Weise gilt das Recht der Menschen in Israel auf Sicherheit und ein Leben ohne Angst 
vor Terror und Krieg.

Von der im Camp-David-Prozess angelegten Zwei-Staaten-Lösung ist die Region heute weiter 
entfernt denn je. Die Politik der vergangenen Jahre – einschließlich vermeintlicher 
„Friedenspläne“ wie dem von der Trump-Administration vorgelegten Konzept – hat das 
palästinensische Selbstbestimmungsrecht ausgehöhlt und faktisch eine völkerrechtswidrige Ein-
Staat-Realität verfestigt, die von struktureller Ungleichheit und Dominanz geprägt ist.

Die Politik der aktuellen aber auch einiger vorheriger Regierungen verändert auch die israelische 
Gesellschaft selbst: Fortschreitende Militarisierung, systematischer Abbau rechtsstaatlicher 
Institutionen etwa durch die Justizreform und wachsende internationale Isolation sind Ausdruck 
einer autoritären Entwicklung, vor der wir als Linke nicht die Augen verschließen dürfen. 
Gefährlich ist auch die schleichende Normalisierung von Besatzung und Gewalt innerhalb 
Israels. Das von der rechten israelischen Regierungsmehrheit gegen die Opposition 
verabschiedete Gesetz zur Verhängung der Todesstrafe durch Militärgerichte bei Verurteilung 
wegen Mordes, das de facto nur gegen Palästinenser*innen gerichtet ist, ist nicht nur ein 
schwerer Verstoß gegen humanitäre und rechtsstaatliche Prinzipien, sondern verschärft auch 
weiter die rassistische Diskriminierung der Palästinenser*innen.

Die Politik der aktuellen aber auch einiger vorheriger Regierungen verändert auch die israelische 
Gesellschaft selbst: Fortschreitende Militarisierung, systematischer Abbau rechtsstaatlicher 
Institutionen etwa durch die Justizreform und wachsende internationale Isolation sind Ausdruck 
einer autoritären Entwicklung, vor der wir als Linke nicht die Augen verschließen dürfen. 
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Gefährlich ist auch die schleichende Normalisierung von Besatzung und Gewalt innerhalb 
Israels. Das von der rechten israelischen Regierungsmehrheit gegen die Opposition 
verabschiedete Gesetz zur Verhängung der Todesstrafe durch Militärgerichte bei Verurteilung 
wegen Mordes, das de facto nur gegen Palästinenser*innen gerichtet ist, ist nicht nur ein 
schwerer Verstoß gegen humanitäre und rechtsstaatliche Prinzipien, sondern verschärft auch 
weiter die rassistische Diskriminierung der Palästinenser*innen.

Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg der USA und Israels gegen den Iran und der mit 
Vertreibungen und Annexionsdrohungen verbundene Einmarsch der israelischen Armee im 
Südlibanon haben zu einer weiteren regionalen Eskalation geführt, der internationalen Ordnung 
und der Weltwirtschaft schweren Schaden zugefügt und viele unschuldige Menschen das Leben 
gekostet. Wir fordern nicht nur einen sofortigen Waffenstillstand, sondern auch die Aufnahme 
von Verhandlungen über einen dauerhaften Frieden. Wir verurteilen auch die Angriffe des 
iranischen Regimes auf Nachbarstaaten und seine fortgesetzte Unterdrückung der eigenen 
Bevölkerung.

Zeile 55 - 64

 55 Die israelische Regierungspolitik agiert zunehmend autoritär, nationalistisch und
 56 offen expansionistisch und stützt sich auf die Unterstützung zahlreicher westlicher
 57 Staaten, insbesondere der USA und Deutschlands. Die palästinensische Bevölkerung
 58 hingegen fordert seit Jahrzehnten das ein, was ihr völkerrechtlich zusteht: einen
 59 eigenen Staat, Selbstbestimmung, ein Ende der Besatzung. Diese Forderung ist keine
 60 Verhandlungsmasse, sie ist die politische Grundlage jeder ernsthaften Lösung. Die
 61 Friedensinitiativen der letzten Jahre, einschließlich Trumps sogenannten
 62 „Friedensplans“ von 2025, missachten das Selbstbestimmungsrecht der
 63 Palästinenser*innen und verfestigen faktisch eine völkerrechtswidrige Ein-Staat-
 64 Realität, die von israelischer Hegemonie geprägt ist.

Zeile 65 - 75

 65 Die Politik der aktuellen aber auch einiger vorheriger Regierungen verändert auch die
 66 israelische Gesellschaft selbst: Fortschreitende Militarisierung, systematischer
 67 Abbau rechtsstaatlicher Institutionen etwa durch die Justizreform und wachsende
 68 internationale Isolation sind Ausdruck einer autoritären Entwicklung, vor der wir als
 69 Linke nicht die Augen verschließen dürfen. Gefährlich ist auch die schleichende
 70 Normalisierung von Besatzung und Gewalt innerhalb Israels. Das von der rechten
 71 israelischen Regierungsmehrheit gegen die Opposition verabschiedete Gesetz zur
 72 Verhängung der Todesstrafe durch Militärgerichte bei Verurteilung wegen Mordes, das
 73 de facto nur gegen Palästinenser*innen gerichtet ist, ist nicht nur ein schwerer
 74 Verstoß gegen humanitäre und rechtsstaatliche Prinzipien, sondern verschärft auch
 75 weiter die rassistische Diskriminierung der Palästinenser*innen.

Begründung
erfolgt mündlich
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Antrag G.01.047.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 47 - 54
 47 Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg der USA und Israels gegen den Iran und der mit 
 48 Vertreibungen und Annexionsdrohungen verbundene Einmarsch der israelischen Armee im 
 49 Südlibanon haben zu einer weiteren regionalen Eskalation geführt, der internationalen 
 50 Ordnung und der Weltwirtschaft schweren Schaden zugefügt und viele unschuldige 
 51 Menschen das Leben gekostet. Wir fordern nicht nur einen sofortigen Waffenstillstand, 
 52 sondern auch die Aufnahme von Verhandlungen über einen dauerhaften Frieden. Wir 
 53 verurteilen auch die, die ebenso völkerrechtswidrigen Angriffe des iranischen RegimesIrans auf 

Nachbarstaaten und seine
 54 fortgesetzteNachbarstaaten, der Bruch des Waffenstillstands im Libanon durch die Hisbollah 

sowie der darauffolgende Einmarsch der israelischen Armee im Südlibanon haben zu einer 
weiteren regionalen Eskalation geführt, der internationalen Ordnung und der Weltwirtschaft 
schweren Schaden zugefügt und viele unschuldige Menschen das Leben gekostet. Wir fordern 
nicht nur einen sofortigen Waffenstillstand, sondern auch die Aufnahme von Verhandlungen 
über einen dauerhaften Frieden und ein Ende der Unterdrückung der eigenen Bevölkerung durch 
das islamistische Regime im Iran, durch die Hisbollah im Libanon sowie durch die Hamas im 
Gaza-Streifen.

Begründung
Wenn wir Israel und USA zu Recht als Aggressoren benennen, sollten wir dies auch mit den anderen 
Aggressoren tun. Zudem ist Iran nicht isoliert von Hamas und Hisbollah zu betrachten, welche die 
Sache des Iran erledigen, zu Lasten ihrer eigenen Bevölkerung. Die Menschen im Iran, im Libanon 
und Gaza haben ein Recht auf ein Leben ohne Krieg verdient, genauso wie ohne islamistische 
Unterdrückung.

Antrag G.01.053.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 52 - 54
 52 sondern auch die Aufnahme von Verhandlungen über einen dauerhaften Frieden. Wir 
 53 verurteilen auch die Angriffe des iranischen Regimes auf Nachbarstaaten und seine 
 54 fortgesetzte Unterdrückung der eigenen Bevölkerung.

Begründung
Der Iran hat das Recht auf Selbstverteidigung nach den Angriffen der USA und Israels.
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Antrag G.01.053.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 53
 53 verurteilen auch die Angriffe des iranischen Regimes auf Nachbarstaaten und seine , seine 

Unterstützung islamistischer Proxies wie Hamas, Hisbollah und Huthis sowie seine 

Begründung
Das iranische Streben nach regionaler Vorherrschaft sowie der Zerstörung Israels basiert wesentlich 
auf seiner Unterstützung islamistischer Proxies u. a. in Gaza, dem Westjordanland, dem Libanon und 
Jemen. Diese Praxis steht Frieden und Verständigung in der Region im Wege und muss daher explizit 
adressiert werden.

Antrag G.01.055.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 55 - 64
 55 Die israelische Regierungspolitik agiert zunehmendimmer offener autoritär, nationalistisch und
 56 offen expansionistisch und stützt sich auf die Unterstützung zahlreicher westlicher
 57 Staaten, insbesondere der USA und Deutschlands. Die palästinensische Bevölkerung
 58 hingegen fordert seit Jahrzehnten das ein, was ihr völkerrechtlich zusteht: einen
 59 eigenen Staat, Selbstbestimmung, ein Ende der Besatzung. Diese Forderung ist keine
 60 Verhandlungsmasse, sie ist die politische Grundlage jeder ernsthaften Lösung. Die
 61 Friedensinitiativen der letzten Jahre, einschließlich Trumps sogenannten
 62 „Friedensplans“ von 2025, missachten das Selbstbestimmungsrecht der
 63 Palästinenser*innen und verfestigen faktisch eine völkerrechtswidrige Ein-Staat-
 64 Realität, die von israelischer Hegemonie geprägt ist.

Antrag G.01.055.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 55 - 60
 55 Die israelische Regierungspolitik agiert zunehmend autoritär, nationalistisch und
 56 offen expansionistisch und stützt sich auf die Unterstützung zahlreicher westlicher
 57 Staaten, insbesondere der USA und Deutschlands. Die palästinensische Bevölkerung
 58 hingegen fordertkämpft am Verhandlungstisch seit Jahrzehnten das einum das, was ihr 
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völkerrechtlich zusteht: eEinen
 59 eigenen Staat, Selbstbestimmung, ein Ende der Besatzung. Diese Forderung ist keine
 60 Verhandlungsmasse, sie ist die politische Grundlage jeder ernsthaften Lösung. Die Es gab über 

Jahrzehnte hinweg wiederholt Friedens-und Verhandlungsbestrebungen, die jedoch wiederholte 
Brüche, Rückschritte und einseitige Maßnahmen auf israelischer Seite nachhaltig untergraben 
wurden. Die 

Begründung
"Zunehmend" erfasst die langfristige und strukturelle Dimension autoritärer Expansionspolitik nur 
eingeschränkt, da diese historisch tief verankert ist. "Fordern" bleibt im Vergleich zu "kämpfen" 
deutlich abstrakter und schwächer, weil es lediglich eine verbale Anspruchsbekundung beschreibt, 
während "kämpfen" die jahrzehntelange, konkrete und oft existenziell belastete Auseinandersetzung 
um Selbstbestimmung, Rechte und ein Ende der Besatzung ausdrückt.

Antrag G.01.057.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 57
 57 Staaten, insbesondere der USA und Deutschlands. Die vor allem durch den Iran unterstützten 

islamistischen Organisationen Hamas und Hisbollah verfolgen das Ziel der Vernichtung Israels 
und unterdrücken dabei nicht nur die eigene Bevölkerung, sondern enthalten ihr wichtige 
Ressourcen vor und suchen gezielt Deckung in ziviler Infrastruktur. Die palästinensische 
Bevölkerung 

Begründung
Wer die Rechte der Palästinenser*innen stärken will, muss auch die Unterdrückung durch die Hamas 
benennen, die ihre Bevölkerung in Geiselhaft hält.

Antrag G.01.058.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 58 - 64
 58 hingegen fordert spätestens seit Jahrzehnten dasder Besatzung Plästinas durch britische 

Truppen 1917/1918 ein, was ihr völkerrechtlich zusteht: einen
 59 eigenen Staat, Selbstbestimmung, ein Ende der Besatzung - durch welche Besatzungsmacht auch 

immer. Diese Forderung ist keine
 60 Verhandlungsmasse, sie ist die politische Grundlage jeder ernsthaften Lösung. Die
 61 Friedensinitiativen der letzten Jahre, einschließlich Trumps sogenannten
 62 „Friedensplans“ von 2025, missachten das Selbstbestimmungsrecht der
 63 Palästinenser*innen und verfestigen faktisch eine völkerrechtswidrige Ein-Staat-
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 64 Realität, die von israelischer Hegemonie geprägt ist.

Antrag G.01.060.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 60 - 64
 60 Verhandlungsmasse, sie ist die politische Grundlage jeder ernsthaften Lösung. Die

Frieden und tragfähige Verständigung können nur entstehen, wenn beide Seiten sich in ihrer 
Würde und ihrem Erleben ernst genommen wissen, Mitgefühl erfahren und strukturelle 
Entrechtung sowie eklatante Ungleichheit überwunden werden. Die Friedensinitiativen der 
letzten Jahre, einschließlich Trumps sogenannten

 62 „Friedensplans“ von 2025, missachten das Selbstbestimmungsrecht der
 63 Palästinenser*innen und verfestigen faktisch eine völkerrechtswidrige Ein-Staat-
 64 Realität, die von israelischer Hegemonie geprägt ist.

Antrag G.01.060.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 60 - 64
 60 Verhandlungsmasse, sie ist die politische Grundlage jeder ernsthaften Lösung. Die 
 61 Friedensinitiativen der letztenIn gleicher Weise gilt das Recht der Menschen in Israel auf 

Sicherheit und ein Leben ohne Angst vor Terror und Krieg. Von der im Camp-David-Prozess 
angelegten Zwei-Staaten-Lösung ist die Region heute weiter entfernt denn je. Die Politik der 
vergangenen Jahre, - einschließlich Trumps sogenannten 

 62 „Friedensplans“ von 2025, missachten dasvermeintlicher „Friedenspläne“ wie dem von der 
Trump-Administration vorgelegten Konzept - hat das palästinensische Selbstbestimmungsrecht 
der 

 63 Palästinenser*innen und verfestigenausgehöhlt und faktisch eine völkerrechtswidrige Ein-Staat-
 64 Realität, die von israelischer Hegemonie verfestigt, die von struktureller Ungleichheit und 

Dominanz geprägt ist. Eine gerechte und nachhaltige Lösung dieses Konflikts ist nur denkbar 
durch die Rückkehr zu einer echten Zwei-Staaten-Lösung oder zu einem politisch gleichwertigen 
Prozess einer binationalen, demokratischen Föderalisierung, der gleiche Rechte, Sicherheit und 
Selbstbestimmung für alle Menschen zwischen Mittelmeer und Jordan garantiert. Jenseits 
solcher Modelle gibt es keine Perspektive auf Frieden, sondern nur die Fortschreibung von 
Gewalt, Entrechtung und Instabilität.

Begründung
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Die Bevölkerung auf beiden Seiten hat ein Recht auf Frieden, hier fehlte die israelische Perspektive. 
Der Trump-Plan ist zu kritisieren, hat aber einen Waffenstillstand gebracht. Wir sollten hier deutlich 
machen, dass wir an einer Zwei-Staaten-Lösung festhalten.

Antrag G.01.065.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 65 - 69
 65 Die Politik der aktuellen aber auch einiger vorheriger Regierungen verändert auch die
 66 israelische Gesellschaft selbst: Fortschreitende Militarisierung, systematischer
 67 Abbau rechtsstaatlicher Institutionen etwa durch die Justizreform und wachsende
 68 internationale Isolation sind Ausdruck einer autoritären Entwicklung, vor der wir als
 69 Linke nicht die Augen verschließen dürfen. Gefährlich ist auch die schleichende 

Begründung
Vertreibung und Besatzung war die Politik aller israelischen Regierungen. Und die Normalisierung 
von Besatzung und Gewalt ist kein schleichender sondern ein andauernder Prozeß.

Antrag G.01.065.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Baden-Württemberg, KV Karlsruhe, Marina Gress (Del. KV 
Freiburg) und weitere

Zeile 65 - 69
 65 Die Politik der aktuellen aber auch einiger vorheriger Regierungen verändert auch die
 66 israelische Gesellschaft selbst: Fortschreitende Militarisierung, systematischer
 67 Abbau rechtsstaatlicher Institutionen etwa durch die Justizreform und wachsende
 68 internationale Isolation sind Ausdruck einer autoritären Entwicklung, vor der wir als
 69 Linke nicht die Augen verschließen dürfen. Gefährlich ist auch die schleichende , sich seit 

Jahrzehnten fortsetzende 

Antrag G.01.096.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 69 - 75
 69 Linke nicht die Augen verschließen dürfen. Gefährlich ist auch die schleichende 
 70 Normalisierungüber Jahrzehnte gewachsene Verfestigung von Besatzung und, Siedlungsausbau 
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und damit verbundener Gewalt innerhalb Israelsder israelischen Gesellschaft und Politik, die 
sich kontinuierlich ausgeweitet und strukturell verankert hat. Das von der rechten

 71 israelischen Regierungsmehrheit gegen die Opposition verabschiedete Gesetz zur
 72 Verhängung der Todesstrafe durch Militärgerichte bei Verurteilung wegen Mordes, das
 73 de facto nur gegen Palästinenser*innen gerichtet ist, ist nicht nur ein schwerer
 74 Verstoß gegen humanitäre und rechtsstaatliche Prinzipien, sondern verschärft auch
 75 weiter die rassistische Diskriminierung der Palästinenser*innenund Vernichtung der 

Palästinenser*innen, die zudem in vielen Fällen ohne Anklage oder Verfahren inhaftiert werden.

Begründung
"Schleichend" ist an dieser Stelle unpassend, weil es eine Entwicklung suggeriert, die langsam erst 
begonnen hat oder kaum sichtbar entstanden ist. Tatsächlich handelt es sich um eine Entwicklung, 
die sich über Jahrzehnte hinweg vollzogen, verfestigt und strukturell ausgeweitet hat.

Die hier beschriebene Situation palästinensischer Menschen geht weit über "rassistische 
Diskriminierung" hinaus, gerade wenn man über die Einführung der Todesstrafe spricht, daher 
schlagen wir diese Ergänzungen vor.

Antrag G.01.070.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 70 - 75
 70 Normalisierung von Besatzung und Gewalt innerhalb Israels. Dauerhafte Verhältnisse von 

Besatzung, Entrechtung und Gewalt bleiben nicht ohne Folgen für die Gesellschaft insgesamt. 
Die Gewöhnung an Ausschluss und Gewalt untergräbt Empathie, Vertrauen und solidarisches 
Zusammenleben; Trauma, Angst und Gewalterfahrungen wirken dabei häufig über Generationen 
fort. Kinder wachsen unter diesen Bedingungen in Verhältnissen auf, in denen Feindbilder und 
Ungleichheit alltäglich werden. Das schwächt langfristig die Voraussetzungen für eine friedliche 
und demokratische Gesellschaft. Das von der rechten

 71 israelischen Regierungsmehrheit gegen die Opposition verabschiedete Gesetz zur
 72 Verhängung der Todesstrafe durch Militärgerichte bei Verurteilung wegen Mordes, das
 73 de facto nur gegen Palästinenser*innen gerichtet ist, ist nicht nur ein schwerer
 74 Verstoß gegen humanitäre und rechtsstaatliche Prinzipien, sondern verschärft auch
 75 weiter die rassistische Diskriminierung der Palästinenser*innen.

Antrag G.01.075.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 75
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 75 weiter die rassistische Diskriminierung der Palästinenser*innen und wird zurecht derzeit vom 
obersten israelischen Gerichtshof geprüft.

Begründung
Es sollte nicht verschwiegen werden, dass es eine Gerichtsbarkeit in Israel gibt, die sich mit diesem 
Gesetz beschäftigt.

Antrag G.01.076.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 76 - 77
 76 Fast 80 Jahre nach der Staatsgründung Israels und nahezu 60 Jahre nach Beginn der

dem Angriff der arabischen Nachbarstaaten gegen den gerade gegründeten Staat Israel, sowie 
der völkerrechtswidrigen Besatzung des Westjordanlandes und des Gazastreifensdurch 
Jordanien und ab 1967 durch Israel, ist die 

Begründung
Die Staatsgründung Israels war nicht Auslöser des Konflikts, sondern basierte auf dem Teilungsplan 
der UN. Der Konflikt begann mit dem Angriff der arabischen Nachbarstaaten auf Israel, die den UN-
Teilungsplan abgelehnt haben.

Antrag G.01.076.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Baden-Württemberg, KV Karlsruhe, Marina Gress (Del. KV 
Freiburg) und weitere

Zeile 76
 76 Fast 80 Jahre nach der Staatsgründung Israels, und der damit verbundenen Vertreibung und 

Ermordung hunderttausender Palästinenser*innen, und nahezu 60 Jahre nach Beginn der 

Antrag G.01.079.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 79 - 82
 79 brüchige -nicht eingehaltene Waffenstillstand im Gazastreifen und, so wie die damit verbundene 

Freilassung
 80 aller israelischen Geiseln und größtenteils unrechtmäßig inhaftierten
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 81 palästinensischen Gefangenen aus israelischen Gefängnissen sindtellen demgegenüber Schritte 
dar

 82 , die wir begrüßenals längst überfällig einordnen. Wir verurteilen mit der UN und zahlreichen 

Begründung
Die Formulierung "nicht einbehaltener Waffenstillstand" ist präziser als "brüchig", da sie den 
tatsächlichen Zustand klar beschreibt: Es handelt sich nicht um eine bloß instabile oder fragile 
Situation, sondern um eine faktische Nichteinhaltung bestehender Vereinbarungen von israelischer 
Seite, was die politische und rechtliche Dimension deutlich stärker hervorhebt.

Antrag G.01.078.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 78 - 85
 78 Perspektive eines gerechten Friedens weiter entfernt denn je. Der - allerdings 
 79 brüchigede facto nicht existierende - Waffenstillstand im Gazastreifen und die damit 

verbundene Freilassung
 80 aller israelischen Geiseln und größtenteils unrechtmäßig inhaftierten
 81 palästinensischen Gefangenen aus israelischen Gefängnissen sind demgegenüber
 82 Schritte, die wir begrüßen. Wir verurteilen mit der UN und zahlreichen
 83 Hilfsorganisationen weltweit aber auch, dass die israelische Regierung immer wieder
 84 und willkürlich die Versorgung der Bevölkerung in Gaza mit Medizin und Lebensmitteln
 85 unterbricht und einschränkt.

Antrag G.01.080.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 80 - 81
 80 aller noch lebenden israelischen Geiseln und größtenteils unrechtmäßigebenso wie der häufig 

ohne rechtsstaatliches Verfahren inhaftierten
 81 palästinensischen Gefangenen aus israelischen Gefängnissen sind demgegenüber 

Begründung
Viele der israelischen Geiseln wurden durch die Hamas ermordet oder kamen anderweitig während 
ihrer Gefangenschaft zu Tode. Ohne weitere Belege ist die Aussage, die freigekommenen 
palästinensischen Gefangenen seien "größtenteils unrechtmäßig" inhaftiert gewesen, nicht haltbar. 
Richtig ist, dass viele der im Rahmen des Kriegs gegen die Hamas seit dem 7. Oktober 2023 gefangen 
genommenen Palästinenser*innen keinen Zugang zu einem rechtsstaatlichen Verfahren hatten. Unter 
den direkt nach der Waffenruhe freigelassenen gut 2000 palästinensischen Gefangenen befanden 
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sich allerdings auch 250 wegen schwerer Verbrechen rechtskräftig verurteilte Häftlinge (vgl. https://
edition.cnn.com/2025/10/13/middleeast/palestinians-released-israeli-prisons-latam-intl).

Antrag G.01.090.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 90
 90 historischen, theoretischen und biografischen Zugängen geprägt. Dabei müssen wir 

selbstkritisch festhalten, dass andere gravierende Konflikte und humanitäre Katastrophen 
weltweit - etwa die Situation der Menschen in der von Marokko besetzten Westsahara, die 
Hungerkatastrophe im Sudan oder jahrzehntelange militärische Konflikte wie in Somalia - uns 
ebenso herausfordern, im politischen Diskurs jedoch allzu oft aus dem Blick geraten.

Begründung
Selbsterklärend.

Antrag G.01.090.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 90
 90 historischen, theoretischen und biografischen Zugängen geprägt.

Dabei müssen wir selbstkritisch festhalten, dass andere gravierende Konflikte und humanitäre 
Katastrophen weltweit - etwa die Situation der Menschen in der von Marokko besetzten 
Westsahara, die Hungerkatastrophe im Sudan oder jahrzehntelange militärische Konflikte wie in 
Somalia - uns ebenso herausfordern, im politischen Diskurs jedoch allzu oft aus dem Blick 
geraten.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.092.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 92 - 99
 92 radikalisierten und extrem gewaltvollen Antisemitismus insbesondere in Europa, über die 

Charakterisierung des
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 93 Staates Israel als siedlungskolonial, über das Verhältnis von Antisemitismus und
 94 Antizionismus sowie über Formen legitimen gewaltfreien politischen Widerstands
 95 kontrovers diskutiert. Diese Debatten sind notwendig. Ein Bestandteil davon ist auch
 96 die Tagespolitik der deutschen Regierung. Die Bundesregierung istträgt durch ihre
 97 bedingungslose Unterstützung der israelischen Regierung, durch Waffenlieferungen undsowie
 98 durch die politische Sanktionierung und Verfolgung von Solidaritätsaktionen mit
 99 Palästina am Krieg beteiligte MittäterinMitverantwortung für die brutale Eskalation der Gewalt.

Begründung
Von einem bloßen Krieg zu sprechen ist beim aktuellen Ausmaß des israelischen militärischen 
Vorgehens und der systematischen Zerstörung ziviler Lebensgrundlagen in Gaza eine nicht 
hinzunehmende Untertreibung.

Antrag G.01.094.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Baden-Württemberg, KV Karlsruhe, Marina Gress (Del. KV 
Freiburg) und weitere

Zeile 94
 94 Antizionismus sowie über Formen legitimen gewaltfreien politischen Widerstands 

Antrag G.01.105.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 105
 105 und von der Verantwortung aus der deutschen Geschichte und der Shoah. In ihr begegnen sich 

Menschen mit sehr unterschiedlichen Betroffenheiten, Kenntnisständen und Erfahrungen. 
Insbesondere die Dynamiken sozialer Medien - mit ihren strukturellen Tendenzen zur 
Polarisierung und Verkürzung - überlagern dabei häufig eine sachliche und solidarische 
Diskussion. All dies erschwert eine differenzierte, selbstkritische und gemeinsame 
Verständigung, wie wir sie als Partei Die Linke für wichtig halten. Gerade deshalb 

Begründung
Erfolgt mündlich
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Antrag G.01.105.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 105 - 106
 105 und von der Verantwortung aus der deutschen Geschichte und der Shoah. Gerade deshalb 
 106 gilt: Je größer die Tragödie, desto gefährlicher die schnelle Gewissheit. Aber es ist 

Begründung
Wir lehnen den hier gestrichenen Satz ab, da er in diesem Kontext keine analytische Funktion erfüllt. 
Die Verwendung einer "Je...desto"-Konstruktion ist stilistisch ungeeignet, da sie eine unmittelbare 
Kausalität suggeriert und damit die notwendige Differenziertheit eines politischen Antrags 
einschränkt.

Antrag G.01.110.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 110
 110 Wir halten fest:deshalb fest, worin wir uns in der Partei Die Linke einig sind: Das Unrecht 

gegenüber den Palästinenser*innen begann nicht erst 1967 

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.110.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 110 - 117
 110 Wir halten fest: Das Unrecht gegenüber den Palästinenser*innen begann nicht erst 1967 
 111 oder 2023, sondern spätestens 1948 mit der Nakba, der Flucht und Vertreibung 
 112 hunderttausender Palästinenser*innen im Zuge der israelischen Staatsgründung und des 
 113 darauffolgenden Angriffs der arabischen Nachbarstaaten. DieseEine ehrliche historische 

Erfahrung 
 114 ist zentral für das palästinensische Selbstverständnis undBetrachtung ab 1948 muss alle 

Vertreibungsschicksale umfassen. Neben der Flucht und Vertreibung von Palästinenser:innen im 
Zuge der israelischen Staatsgründung und des darauffolgenden Angriffs der arabischen 
Nachbarstaaten darf weder relativiert 

 115 noch marginalisiertdie systematische Entrechtung und Vertreibung von rund einer Million 
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Jüdinnen und Juden aus den arabischen Staaten und Iran nicht verschwiegen werden. 
Gegenwärtig leben Millionen palästinensische Geflüchtete 

 116 in Flüchtlingslagern sowie in der ausländischen Diaspora. Ihnen wird bisBis heute die 
 117 Rückkehr verwehrtverweigern die arabischen Aufnahmeländer den palästinensischen 

Geflüchteten eine dauerhafte Integration.

Begründung
Das arabische Wort „Nakba“ wird allein für die Flucht der Palästinenser aus Israel nach dem Jahr 1948 
verwendet, dabei sind in der gleichen Zeit – während der jüdischen „Nakba“ – rund eine Million 
Jüdinnen:Juden in einem Massenexodus aus den Ländern des Nahen Ostens geflohen oder vertrieben 
worden.[1]

Auch die Angriffe und Pogrome, die Jüdinnen:Juden im britischen Mandatsgebiet Palästina und in den 
arabischen Ländern in der Vergangenheit bis in die Neuzeit erlitten haben, dürfen nicht relativiert 
und marginalisiert werden. In den arabischen Ländern und Iran leben heute kaum noch 
Jüdinnen:Juden. Auch die „jüdische Nakba“, die Flucht und Vertreibung der Jüdinnen:Juden aus den 
arabischen und islamisch geprägten Ländern von 1948 bis in die 1970er Jahre, wobei Mitglieder von 
teils Jahrtausende alten jüdischen Gemeinden ihre Existenz verloren, muss in die historische 
Betrachtung einbezogen werden. [2]

Die 1945 gegründete Arabische Liga, ein Zusammenschluss von 22 arabischen Staaten, entwarf eine 
Serie von jugendfeindlichen Gesetzen, die Juden ihrer Rechte beraubte, sie vom öffentlichen Leben 
ausschloss, sie enteignete und den Zionismus kriminalisierte.[3]

Es gibt keine UNO-Resolution, die sich mit dem Schicksal der jüdischen Flüchtlinge aus den 
arabischen Staaten und dem Iran nach 1948 beschäftigt.[4]

Die arabischen Staaten, in denen Gefüchtete und Vertriebene und deren Nachkommen leben, haben 
sie bisher nicht integriert. Die Frage des Rückkehrrechts der Palästinenser*innen ist politisch und 
juristisch umstritten.

(Weiteres siehe Begründung Zeilen 239 bis 243)

[1] Raimund Fastenbauer. Vergessene Tragödie: Die jüdische „Nakba“. edition mena watch, Nr. 6, 2024, 
S. 4, 11.  Wikipedia, Hauptartikel: Vertreibung von Juden aus arabischen und islamischen Ländern, 
abgerufen am 20.5.2026.

[2] Vergessene Tragödie, S. 10, 13.

[3] Ebenda.

[4] Ebenda, S. 5., Wikipedia, Hauptartikel: Vertreibung von Juden aus arabischen und islamischen 
Ländern, Absatz: UNO-Resolutionen zu jüdischen und palästinensischen Flüchtlingen, abgerufen am 
20.5.2026.

Antrag G.01.113.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 113 - 117
 113 darauffolgenden Angriffs der arabischen Nachbarstaaten. Diese historische Erfahrung 
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 114 ist zentralDie innerparteilichen Fachgespräche der letzten Monate haben gezeigt, wie groß der 
Bedarf an politischer Klärung, an gegenseitigem Zuhören und an Schutz vor Diffamierung ist. Als 
Partei wollen wir diese Debatten solidarisch, kontrovers und respektvoll führen. Für 
Gewaltverherrlichung, Einschüchterung, antisemitische oder rassistische Positionen ist dabei 
kein Platz. All dies erschwert eine differenzierte, selbstkritische und gemeinsame Verständigung, 
wie wir sie als Partei Die Linke für das palästinensische Selbstverständnis und darf weder 
relativiert 

 115 noch marginalisiertunverzichtbar halten. Und macht deutlich, wie notwendig sie ist. Denn wenn 
wir diesen Anspruch auf Verständigung nicht einmal in unseren eigenen Debatten einlösen, 
dürfen wir nicht erwarten, dass er unter den Bedingungen von Krieg, Terror, Vertreibung und 
tiefen Traumatisierungen im Nahen Osten / Westasien und Nordafrika ohne Weiteres eingelöst 
werden. Gegenwärtig leben Millionen palästinensische Geflüchtete 

 116 in Flüchtlingslagern sowie in der ausländischen Diaspora. Ihnen wird bis heute die 
 117 Rückkehr verwehrt kann.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.114.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 114 - 117
 114 ist zentral fürvon Enteignung, Vertreibung und Entrechtung prägt das palästinensische 

Selbstverständnis und darf weder relativiert 
 115 noch marginalisiert werden. Gegenwärtig leben kollektive Gedächtnis bis heute und ist 

völkerrechtlich ebenso relevant wie politisch unabdingbar anzuerkennen. Millionen 
palästinensischePalästinenser*innen leben weiterhin als Geflüchtete

 116 in Flüchtlingslagernin Lagern oder in der Diaspora; ihr Recht auf Selbstbestimmung sowie in der 
ausländischen Diaspora. Ihnen wird bis heute die 

 117 Rückkehr verwehrt.auf eine politische Lösung ihrer Situation bleibt bis heute unerfüllt

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.117.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 117
 117 Rückkehr verwehrt. In vielen Ländern leiden sie nach wie vor unter massiver Stigmatisierung 
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und staatlicher Repression.

Antrag G.01.121.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 121 - 125
 121 Selbstbestimmung ausdrückte. Palästina als historischer Bezugspunkt schien Teilen der 
 122 zionistischen Bewegung als Heimstatt geeignet, dies missachtete aber auf fatale Weise 
 123 die Perspektive der indigenen arabischenDie staatliche Verwirklichung dieses Anspruchs erfolgte 

unter den Bedingungen eines regionalen Krieges und ging jedoch mit der systematischen 
Missachtung der Rechte der arabisch-palästinensischen Bevölkerung einher - ein Umstand, der 
weder historisch verdrängt noch völkerrechtlich gerechtfertigt werden kann, auch wenn es in der 

 124 zionistischen Bewegung stets Stimmen gegeben hat, die für eine friedlicheinnerhalb der 
zionistischen Bewegung immer auch Konzepte gleichberechtigter Koexistenz

 125 eintratengab. Für zahlreiche Jüdinnen und Juden war die Flucht nach Palästina dann in 

Begründung
erfolgt mündlich
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Antrag G.01.121.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 121 - 123
 121 Selbstbestimmung ausdrückte. Palästina als historischer Bezugspunkt schien Teilen der 
 122 zionistischen Bewegung alsund kontinuierlicher Siedlungsraum ergab sich der zionistischen 

Bewegung wie auch der internationalen Politik in historischer Kontinuität als neuerliche 
Heimstatt geeignet, dies missachtete. Dies kollidierte aber auf fatale Weise

 123 diemit der Perspektive der indigenen arabischen Bevölkerung, auch wenn es in der 

Begründung
Der historische Bezug auf die jüdisch geprägte Region ist innerhalb der zionistischen Bewegung nie 
in nenenswertem Maß umstritten gewesen, daher auch die Namensgebung mit bezug auf den Berg 
Zion. Als "indigene Bevölkerung" sollte zudem nicht nur die arabische Bevölkerung benannt werden. 
Das ignoriert sonst die Realität von "indigenen" Jüdinnen:Juden, sowie auch Samaritaner:innen u. a. 
gänzlich. Eine "Missachtung" der arabischen Perspektive im Wortsinn fand zudem nicht statt – es gab 
einen offen ausgetragenen politischen Konflikt, also eine Kollision zweier Nationalbewegungen.

Antrag G.01.122.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 122 - 124
 122 zionistischen Bewegung als Heimstatt geeignet, dies missachtete aber auf fatale Weise weil von 

frühester Zeit an ständig Jüdinnen und Juden indigen im Gebiet von Westasien gelebt hatten, 
zuerst in Form eigener Staatlichkeit, später diskriminiert unter römischer, osmanischer und 
britischer Herrschaft. In ihrem Plan, eine jüdische Heimatstatt in Palästina zu errichten, 
missachteten jedoch viele Zionist:innen 

 123 die Perspektive der indigenen arabischen Bevölkerung, auch wenn es in der 
 124 zionistischen Bewegungunter ihnen stets Stimmen gegeben hat, die für eine friedliche 

Koexistenz 

Antrag G.01.124.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 124 - 132
 124 zionistischen Bewegung stetszionistischen Bewegung auch Stimmen gegeben hat, die für eine 

friedliche Koexistenz
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 125 eintraten. Für zahlreiche Jüdinnen und Juden war die Flucht nach Palästina dann in
 126 den 1930er und 1940er Jahren zudem die einzige Möglichkeit, dem
 127 nationalsozialistischen Vernichtungsantisemitismus des deutschen Faschismus zu entkommen. 

Nach der
 128 Staatsgründung wurde Israel auch zum Zufluchtsort für einige Jüdinnen und Juden, die etwa
 129 aus arabischen Ländern und Osteuropa vertrieben wurden. Auch heute sehen die meisten
 130 Jüdinnen und Juden Israel als sicheren Zufluchtsort vor antisemitischer Verfolgung
 131 und Diskriminierung. Diese Ambivalenz anzuerkennen, bedeutet weder koloniale Elemente
 132 des Zionismus zu leugnen, noch heutige Unrechtsverhältnisse zu rechtfertigen.

Antrag G.01.125.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 125
 125 eintraten. Ebenso bestanden in der jüdischen Arbeiter:innenbewegung alternative Vorstellungen 

jüdischer Selbstbestimmungen. Insbesondere der jüdische Arbeiterbund, einer der größten 
jüdisch-sozialistischen Bewegung ihrer Zeit, stand unter anderem für die Möglichkeit von und 
ein Recht jüdischen Lebens auf Gleichberechtigung, Sicherheit und Selbstbestimmung in den 
jeweiligen Herkunftsländern ein, statt einer nationalen Lösung durch Auswanderung. Für 
zahlreiche Jüdinnen und Juden war die Flucht nach Palästina dann in 

Begründung
Die jüdische Arbeiter:innenbewegung insbesondere in Litauen, Polen und Russland war eine 
sozialistische Massenbewegung, die zeitgleich zum Herausbilden des Zionismus bestand und eine 
bedeutende Alternative dazu war. Ihre Geschichte und Tradition ist von großer Bedeutung in der 
Erzählung jüdischen Kampfes um Sicherheit, Selbstbestimmung und ein Leben in Würde und darf in 
den Analysen einer Arbeiter:innenpartei nicht fehlen.

Antrag G.01.128.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 128 - 132
 128 Staatsgründung wurde Israel auch zum Zufluchtsort für einige Jüdinnen und Juden, die etwa
 129 aus arabischen Ländern und Osteuropa vertrieben wurden. Auch heute sehen die meisten
 130 Jüdinnen und Juden Israel als sicheren Zufluchtsort vor antisemitischer Verfolgung
 131 und Diskriminierung. Diese Ambivalenz anzuerkennen, bedeutet weder koloniale Elemente
 132 des Zionismus zu leugnen, noch heutige Unrechtsverhältnisse zu rechtfertigen.
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Antrag G.01.129.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 129 - 131
 129 aus arabischen Ländern und Osteuropa vertrieben wurden. Auch heute sehen die meisten 
 130 Jüdinnen und Juden Israel als sicheren Zufluchtsort vor antisemitischer Verfolgung 
 131 und Diskriminierung. Diese Ambivalenz anzuerkennen, bedeutet weder koloniale Elemente 

Begründung
Aufgrund der Poltik der Besatzung, Vertreibung und Unterdrückung und der Kriege gegen die 
Palästinenser*innen verlassen viele Jud*innen Israel.

Antrag G.01.129.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Baden-Württemberg, KV Karlsruhe, Marina Gress (Del. KV 
Freiburg) und weitere

Zeile 129
 129 aus arabischen Ländern und Osteuropa vertrieben wurden. Auch heute sehen die meisten viele 

Antrag G.01.131.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 131 - 132
 131 und Diskriminierung. Diese Ambivalenz anzuerkennen, bedeutet weder koloniale Elemente 
 132 des Zionismus, die Verdrängung der arabisch-palästinensischen Bevölkerung zu leugnen, noch 

heutige Unrechtsverhältnisse zu rechtfertigen.

Begründung
Der Kolonialismus beutet ein Land zugunsten eines Mutterlandes aus. Das ist im Zusammenhang mit 
dem Zionismus nicht gegeben: Erstens gab es kein Land, welche Kolonialist*innen ausgesandt hätte, 
zweitens hat der frühe Zionismus (insbesondere der sozialistische Flügel) genau das Gegenteil 
angestrebt, nämlich, dass Jüdinnen und Juden das Land mit eigener Hände Arbeit aufbauen und 
gerade keine billigen arabischen Arbeitskräfte ausbeuten sollten. Absurderweise hat der UN-
Teilungsplan sogar eine strukturell koloniale Verwaltung des britischen Mandatsgebiets Palästina 
beendet.
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Antrag G.01.131.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 131 - 132
 131 und Diskriminierung. Diese Ambivalenz anzuerkennen, bedeutet weder koloniale Elemente den 

ethnonationalistischen und kolonialen Charakter 
 132 des Zionismus zu leugnen, noch heutige Unrechtsverhältnisse zu rechtfertigen.

Antrag G.01.133.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 133 - 137
 133 Wir bekennen uns daher weiterhin unmissverständlich zum Selbstbestimmungsrecht von
 134 Jüdinnen und Juden im heutigen Staat Israel. Genauso unmissverständlich bekennen wir
 135 uns zum Selbstbestimmungsrecht von Palästinenser*innen in einem unabhängigen Staat
 136 Palästina. Dies schließt ausdrücklich das Existenzrecht Israels und das Existenzrecht
 137 Palästinas im Sinne einer integrativen Zweistaatenlösung ein.

Begründung
Diesen Absatz bitte streichen. Es gibt nach Bewertung der meisten Völkerrechtler kein 
Selbstbestimmungsrecht von Staaten. Und der Staat Israel existiert seit seiner Gründung 1948 - 
allerdings immer noch ohne festgelegte Grenzen. Während es eine palästinensischen Staat nach wie 
vor nicht gibt.

Antrag G.01.133.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Baden-Württemberg, KV Karlsruhe, Marina Gress (Del. KV 
Freiburg) und weitere

Zeile 133 - 137
 133 Wir bekennen uns daher weiterhin unmissverständlich zum Selbstbestimmungsrecht von
 134 Jüdinnen und Juden im heutigen Staat Israel. Genauso unmissverständlich bekennen wir
 135 uns zum Selbstbestimmungsrecht von Palästinenser*innen in einem unabhängigen Staat
 136 Palästina. Dies schließt ausdrücklich das Existenzrecht Israels und das Existenzrecht
 137 Palästinas im Sinne einer integrativen Zweistaatenlösung ein.

Wir bekennen uns daher unmissverständlich zum Selbstbestimmungsrecht von Jüdinnen und 
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Juden, Palästinenser*innen sowie aller anderen in der Region lebenden Menschen.

Zeile 138
 138 ZugleichWir stellen wir fest, dass Israel der palästinensischen Bevölkerung in den 

Begründung
Begründung: Staaten haben kein Existenzrecht. Menschen haben ein Recht auf Existenz und 
Selbstbestimmung

Antrag G.01.134.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 134 - 137
 134 Jüdinnen und Juden im heutigen Staat Israelund Palästinenser*innen in aller Welt. Genauso 

unmissverständlich bekennen wir
 135 uns zum Selbstbestimmungsrecht von Palästinenser*innen in einem unabhängigen Staat
 136 Palästina. Dies schließt ausdrücklich das Existenzrecht Israels und das Existenzrecht 
 137 Palästinas im Sinne einer integrativen ZweistaatenlösungRecht beider Bevölkerungen auf 

Sicherheit, Freiheit und Selbstbestimmung ein - sei es in einer integrativenZweistaatenlösung 
oder in einer gemeinsamen demokratischen Ordnung, sofern diese von den betreffenden 
Bevölkerungsgruppen getragen wird und gleiche Rechte für alle gewährleistet.

Antrag G.01.134.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 134
 134 Jüdinnen und Juden und Israelis im heutigen Staat Israel. Genauso unmissverständlich bekennen 

wir 

Begründung
In diesem Passus (und auch weiter unten im Text) von ausschließlich "Jüdinnen und Juden" in Bezug 
auf Israel zu sprechen, negiert, dass es auch im israelischen Staat beispielsweise muslimische und 
christliche Israelis gibt und reproduziert den nationalistischen Anspruch, ein rein jüdischer 
Ethnostaat zu sein. In der Folge würde die Linkspartei damit die Entrechtung von nicht-jüdischen 
Israelis akzeptieren, was aus unserer Sicht nicht mit linken Positionen vereinbar ist.

Wir bekennen uns daher weiterhin unmissverständlich zum Selbstbestimmungsrecht von Jüdinnen 
und Juden im heutigen Staat Israel. Genauso unmissverständlich bekennen wir uns zum 
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Selbstbestimmungsrecht von Palästinenser*innen in einem unabhängigen Staat Palästina. Dies 
schließt ausdrücklich das Existenzrecht Israels und das Existenzrecht Palästinas im Sinne einer 
integrativen Zweistaatenlösung ein.

Antrag G.01.137.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 137
 137 Palästinas im Sinne einer Zweistaatenlösung, die später zu einer integrativen Zweistaatenlösung 

einweiterentwickelt werden könnte, bei der die Bürger:innen beider Staaten gleichermaßen 
bestimmte Rechte auch im jeweils anderen Staat genießen.

Antrag G.01.137.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 137
 137 Palästinas im Sinne einer integrativen Zweistaatenlösung ein.

Begründung
Formulierungen wie “integrative Zweistaatenlösung” sind in Anbetracht der aktuellen Lage im Nahen 
Osten und in der internationalen Politik nicht nur nicht vermittelbar, sondern auch fern der Realität. 
Im Status Quo ist die Zweistaatenlösung die Lösung, die den noch wahrscheinlichsten Weg für eine 
friedliche Lösung des Konflikts und für die Menschen in Israel und Palästina darstellt. Die Linke sollte 
sich für realistische Friedensoptionen abseits realitätsferner Konstrukte einsetzen.

Antrag G.01.138.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 138 - 144
 138 ZugleichWir stellen wir fest, dass Israel der palästinensischen Bevölkerung in den
 139 völkerrechtswidrig besetzten Gebieten die politische und nationale Selbstbestimmung
 140 und grundlegende Menschenrechte vorenthält. Innerhalb Israels erleben
 141 Palästinenser*innen soziale und politische Diskriminierung, die bisher zumindest
 142 formale rechtliche Gleichstellung wird zunehmend in Frage gestellt. Die Lage zwischen
 143 Mittelmeer und Jordan ähnelt daher aktuell einer Ein-Staaten-Realität mit Hegemonie
 144 der jüdisch-israelischen Bevölkerung. Der Staat Israel versteht sich ausdrücklich als 
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Nationalstaat der Jüdinnen und Juden.

Antrag G.01.140.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 140 - 141
 140 und grundlegende Menschenrechte gewaltsam vorenthält. Innerhalb Israels erleben
 141 Palästinenser*innen soziale und politische Diskriminierung, Inhaftierungen und Hinrichtungen, 

sowie Entrechtung und Enteignung, die bisher zumindest 

Begründung
Die Situation der Menschen vor allem im völkerrechtswidrig besetzten Westjordanland geht weit 
über "Diskriminierung" hinaus und ist von physischer Gewalt, Mord, Schikane und weitreichender 
Enteignung und Vertreibung geprägt, während zugleich die Täter:innen aus dem Siedlermilieu 
vollkommene Straffreiheit genießen. Zudem werden Palästinenser:innen ohne rechtliche Grundlage 
inhaftiert und sollen in Zukunft auch massenweise hingerichtet werden können.

Antrag G.01.141.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 141 - 142
 141 Palästinenser*innen soziale und politische Diskriminierung, die bisher zumindest 
 142 formale rechtliche Gleichstellung wird zunehmend in Frage gestellt. Die Lage zwischen 

Begründung
(Kommentar: Diese ist spätestens seit der Grundgesetzänderung 2018 passé.)

Antrag G.01.144.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 144
 144 der jüdisch-israelischen Bevölkerung - im Widerspruch zu den völkerrechtlichen Prinzipien von 

Gleichheit und Selbstbestimmung.

Begründung
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erfolgt mündlich

Antrag G.01.144.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 144
 144 der jüdisch-israelischen Bevölkerung. Eine reale Gleichstellung für die palästinensischen 

Bürger:innen Israels ist auch von einer starken und demokratisch legitimierten Vertretung der 
Palästinenser:innen, in der Westbank und dem Gazastreifen abhängig.

Antrag G.01.145.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 145 - 149
 145 Aus dieser Analyse folgt für uns als Partei eine doppelte Verantwortung: gegen

Zum einen heißt das, gegen Antisemitismus in all seinen Formen, für die Sicherheit von Jüdinnen 
und Juden sowie für den Schutz jüdischer Selbstbestimmung

 147 und gleichzeitig für die Rechte, die Sicherheit und die Selbstbestimmung der 
 148 Palästinenser*innen sowie gegen anti-palästinensischen Rassismus einzustehen. Zum anderen 

stehen wir für die Rechte, die Sicherheit und die Selbstbestimmung der Palästinenser*innen 
sowie gegen anti-palästinensischen Rassismus ein. Beides

 149 ist untrennbar miteinander verbundenfür uns eine Selbstverständlichkeit.

Begründung
Auch Jüdinnen:Juden haben ein Recht auf Sicherheit, das wurde ergänzt. Allerdings ist Kampf gegen 
Rassismus generell und auch gegen antimuslimischen, im Alltag genauso wichtig, wie der gegen der 
gegen Antisemitismus, aber es ist nicht verbunden, sondern existiert unabhängig voneinander.

Antrag G.01.146.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 146
 146 Antisemitismus in all seinen Formen sowie für den Schutz jüdischer Selbstbestimmung 
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Antrag G.01.148.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 148
 148 Palästinenser*innen sowie gegen anti-palästinensischen und anti-muslimischen Rassismus 

einzustehen. Beides 

Begründung
Im Nachgang zum 7.Oktober hat die (auch institutionelle) Gewalt und Diskriminierung gegen 
muslimische und muslimisch gelesene Menschen imm allgemeinen nicht nur in Deutschland sehr 
stark zugenommen. Dieser Zusammenhang darf in der Analyse der Partei nicht fehlen.

Antrag G.01.159.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 159 - 161
 159 Wir lehnen dieAuch die dominierenden palästinensischen Führungen vor Ort - PLO und Hamas 

als eine durch antisemitische Ideologie geprägte, islamistische 
 160 Terror-Organisation ab und verurteilen die von ihr verübte völker- und 
 161 menschenrechtswidrige Gewalt- stellen keine politische Alternative dar. Wir wissen, dass 

militärische Unterdrückung, Besatzung 

Begründung
Die Hamas ist in der ersten  Intifada entstanden und eine starke politische Kraft im Gaza-Streifen.

Antrag G.01.159.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 159 - 161
 159 Wir lehnen die Hamas als eine durch antisemitische Ideologie geprägte, islamistische 
 160 Terror-Organisation ab undWir verurteilen die von Hamas sowie mit ihr verübte völker- und 
 161 menschenrechtswidrige Gewaltverbündete Terrororganisationen wie die Hisbollah als 

islamistische, antisemitische Akteure und lehnen ihre Gewalt gegen Zivilist*innen ebenso 
entschieden ab wie jede andere Form von Terror. Wir wissen, dass militärische Unterdrückung, 
Besatzung 

Begründung
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Erfolgt mündlich

Antrag G.01.159.3
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 159 - 162
 159 Wir lehnenWir lehnen sowohl die Hamas als eine durch antisemitische Ideologie geprägte, 

islamistische
 160 Terror-Organisation wie auch anderen islamistischen Terror-Gruppen ab und verurteilen die von 

ihrnen verübte völker- und
 161 menschenrechtswidrige Gewalt. Wir wissen, dass militärische Unterdrückung, Besatzung 
 162 und EntrechtungFür ihren Terror gegenüber der eigenen und der israelischen Bevölkerung gibt 

es keine Sicherheit schaffen, sondern Gewalt reproduzierenLegitimation. Wir lehnen jegliche 
Kooperation mit ihnen nahestehenden Organisationen ab. Unsere 

Begründung
Die Hamas agiert zusammen mit allen möglichen Terrorgruppen, (Hisbollah, dem Palästinensischen 
Islamischen Dschihad, der PFLP, Al-Aqsa-Märtyrer-Brigaden usw.), deren Terror wir ebenfalls 
ablehnen. Der ursprüngliche Antragstext entschuldigt diesen Terror aber, indem er ihn auf die 
Besatzung schiebt. Wir sollten klarstellen: Wir stehen für friedlichen Protest, nicht für Terror. 
Festivalbesucher*innen zu massakrieren, öffentlich Busse in die Luft zu sprengen – dafür gibt es 
keine Entschuldigung.

Antrag G.01.171.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 171
 171 rassistische Positionen ist dabei kein Platz. Wer sich antisemitisch äußert oder zum Hass aufruft, 

erfährt unseren Widerstand und wird von Veranstaltungen der Linken ausgeschlossen.

Begründung
Wir machen deutlich, dass wir nicht nur meinen, bei uns sei kein Platz für Hetze, sondern dass wir 
auch danach handeln und nicht stillschweigend tolerieren, wenn Antisemit*innen unsere 
Veranstaltungen missbrauchen.

Antrag G.01.172.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen
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Zeile 172 - 179
 172 GleichzeitigWir verteidigen wir all diejenigen, die sich für palästinensische Rechte, 
 173 für einen Waffenstillstand und für einen gerechten Frieden engagieren und dabei 
 174 Repression, Kriminalisierung oder Polizeigewalt erfahren. Friedlicherdas Recht auf friedlichen 

Protest,
 175 internationale Solidarität und Kritik an staatlichem Handeln, auch Boykott-wenn diese auf 

Widerstand oder Repression stoßen. Menschen, die sich gewaltfrei für palästinensische Rechte, 
einen Waffenstillstand und einen gerechten Frieden engagieren, verdienen unseren Schutz und 
unsere Solidarität. Boykott� und Sanktionsaufrufe sind legitime 

 176 Mittelkeine Selbstverständlichkeit, sondern bedürfen besonderer politischer 
Auseinandersetzung, sofernBegründung. Sie sind nur dann legitim, wenn sie wirksam und 
zielgerichtet die 

 177 Unterstützer*innen und Verantwortlichen von Diskriminierung, Besatzung, 
 178 Angriffskriegen und Kriegsverbrechen, aber nicht unterschiedslosgezielt, verhältnismäßig und 

auf konkrete staatliche Verantwortliche oder Strukturen gerichtet sind, die nachweislich an 
völkerrechtswidrigen Praktiken beteiligt sind. Maßnahmen, die pauschal die israelische

 179 Gesellschaft oder Bevölkerung treffen, weisen wir zurück.

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag G.01.183.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 183 - 185
 183 anderen gesellschaftlichen Räumen ausgesetzt sind. Es kanndarf nicht sein, dass Jüdinnen
 184 und Judenund Juden antisemitische Hetze und Gewalt erfahren oder für die Politik der 

Netanjahu-Regierung pauschal verantwortlich gemacht
 185 werdenwerden. Wir nehmen es ernst, dass auch sich als links bezeichnende Menschen 

antisemitisch handeln, doppelte Standards anwenden, den Staat Israel dämonisieren oder 
gemeinsam mit Islamist*innen auf die Straße gehen. Als deutsche Linke sind wir zutiefst 
beschämt über antiisraelische Angriffe auf NS-Gedenkstätten, das Beschmieren von 
Stolpersteinen oder das Relativieren des Holocaust anhand von Vergleichen mit israelischem 
Regierungshandeln. Als linke Partei werden wir unser tägliches Handeln daran messen, dass es 
einer einvernehmlichen Lösung dient und den Scharfmachern entgegentritt.

Begründung
Als politische Partei haben wir eine Verantwortung für das gesellschaftliche Klima, welches auch wir 
beeinflussen. Bei aller Zuspitzung unserer politischen Kritik an der israelischen Regierung müssen 
wir uns ganz klar von Antisemit*innen und Islamisten abgrenzen, die das Handeln der israelischen 
Regierung gleichsetzen mit dem Holocaust.
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Antrag G.01.185.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 185
 185 werden.werden. Ebenso stellen wir uns bedingungslos schützend vor Palästinenser:innen und 

Muslim:innen in Deutschland und weltweit, die Angriffen, Beschimpfungen und 
gesellschaftlichen Ausgrenzungen ausgesetzt sind. Auch sie dürfen nicht pauschal unter 
Generalverdacht gestellt oder unter einen ständigen Rechtfertigungsdruck gestellt werden, sich 
zu politischen Akteuren oder Gewaltorganisationen positionieren zu müssen.

Der Einschub ist eine notwendige Ergänzung, da ohne ihn eine asymmetrische Darstellung der 
Betroffenen Gruppen entsteht.

Begründung
Der Einschub ist eine notwendige Ergänzung, da ohne ihn eine asymmetrische Darstellung der 
Betroffenen Gruppen entsteht.

Antrag G.01.189.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 189
 189 Mobilisierungen gegen Genoss*innen treten wir gemeinsam entgegen. Wir verurteilen die 

Hamas sowie mit ihr verbündete Terrororganisationen wie die Hisbollah als islamistische, 
antisemitische Akteure und lehnen ihre Gewalt gegen Zivilist*innen ebenso entschieden ab 
wie jede andere Form von Terror. Militärische Unterdrückung, Besatzung, kollektive Bestrafung 
und systematische Entrechtung schaffen jedoch ebenfalls keine Sicherheit, sondern 
verstetigen und reproduzieren Gewaltverhältnisse.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.190.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 190
 190 Die Linke stellt sich gegen jede Form von Antisemitismus, antimuslimischem 
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Antrag G.01.200.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 200 - 208
 200

 201

 202

 203

 204

 205

 206

 207

 208

im besetzten Westjordanland sowie für eine integrative Zweistaatenlösung ein, in
derder jeweils das Selbstbestimmungsrecht sowohl von Palästinenser*innen als auch von
Jüdinnen und Juden verwirklicht werden kann. Sie stärkt dafür den Austausch mit
progressiven Kräften in Israel und Palästina und macht ihre Stimmen sichtbar.
Wir nehmen dabei auch die Bemühungen von progressiven Akteur*innen in Israel und
Palästina wahr, das Nationalstaatsmodell auch in Israel und Palästina
perspektivisch zu überwinden und dieses in Richtung einer verschränkten
Staatlichkeit mit gleichen Rechten und gleicher Selbstbestimmung für alle
Menschen in Israel und Palästina weiterzuentwickeln, potenziell auch in integrativer Form.

Antrag G.01.202.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 202
 202 Jüdinnen und Juden und Israelis verwirklicht werden kann. Sie stärkt dafür den Austausch mit 

Begründung
In diesem Passus (und auch weiter unten im Text) von ausschließlich "Jüdinnen und Juden" in Bezug 
auf Israel zu sprechen, negiert, dass es auch im israelischen Staat beispielsweise muslimische und 
christliche Israelis gibt und reproduziert den nationalistischen Anspruch, ein rein jüdischer 
Ethnostaat zu sein. In der Folge würde die Linkspartei damit die Entrechtung von nicht-jüdischen 
Israelis akzeptieren, was aus unserer Sicht nicht mit linken Positionen vereinbar ist.

Antrag G.01.202.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 202
 202 Jüdinnen und Juden verwirklicht werden kann. Sie erkennt an, dass eine integrative 

Zweistaatenlösung angesichts der fortgeschrittenen Siedlungspolitik und der fehlenden 
politischen Bereitschaft auf israelischer Seite zunehmend schwerer umsetzbar wird, und stärkt 
daher den Austausch mit sozialistischen und anderen* progressiven Kräften, die alternative 
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Modelle gleichberechtigter Staatlichkeit entwickeln."Sie stärkt dafür den Austausch mit 

Antrag G.01.209.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 209
 209 Die Linke verteidigt auch in der Bundesrepublik Deutschland das Recht auf friedlichen Protest 

und politische 

Antrag G.01.209.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Baden-Württemberg, KV Karlsruhe, Marina Gress (Del. KV 
Freiburg) und weitere

Zeile 209
 209 Die Linke verteidigt das Recht auf friedlichen Protest und politische 

Antrag G.01.211.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Hessen

Zeile 211
 211 wenn Positionen umstritten sind. Wir wenden uns deshalb gegen die Bundesratsinitiative der 

Hessichen Landesregierung den Volksverhetzungsparagraphen auf prinzipiell legitime 
Positionen im Nahostkonflikt auszuweiten.

Antrag G.01.213.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke und KV Landkreis Leipzig

Zeile 213 - 219
 213

 214

 215

 216

Institutionen und Unternehmen, die von der völkerrechtswidrigen Besatzung und 
dem Siedlungsbau profitieren oder diesen unterstützenInstitutionen und Unternehmen, die an 
vökerrechtswidriger Besatzungs-und Siedlungspolitik beteiligt sind. Diese Maßnahmen 
müssen
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 217

 218

 219

sich immer gegen diese Einrichtungen und niemals gegen Gruppen von Individuen
allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer Religion oder ihrer Herkunft
beziehen. Wir fordern zudem auch staatliche Akteure in Deutschland auf,
Beteiligungen oder auch Förderungen von solchen Institutionen oder Unternehmen
zu prüfen und zu beenden. Boykottaufrufe, die sich pauschal gegen ganze Gruppen der 
israelischen Gesellschaft oder gegen jüdische Israelis überhaupt richten, lehnen wir ab.

Antrag G.01.226.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 226 - 230
 226 Die deutsche BundesregierungDie Bundesrepublik Deutschland trägt eine besondere 

Verantwortung für den Staat Israel aufgrund der
 227 nationalsozialistischen Verbrechen, die die vollständige Vernichtung jüdischen Lebens
 228 zum Ziel hatten. Diese Verantwortung darf nicht auf eine einseitig verstandene 
 229 „Staatsräson“ reduziert werden, die Völkerrechtsverletzungen relativiert oder 
 230 legitimiertwerden und sie verpflichtet uns, für die Sicherheit und Existenz des Staates Israel und 

seiner Bevölkerung einzustehen. Verantwortung heißt jedoch nicht Kritiklosigkeit gegenüber der 
israelischen Regierungspolitik und gegenüber möglichen Völkerrechtsverletzungen. Deutschland 
ist völkerrechtlich verpflichtet, Waffenlieferungen in 

Begründung
Es ist unsere Verantwortung, als Nachkommen der Mörder und als politische Partei in Deutschland, 
die Sicherheit des Staates Israel zu gewährleisten. Der Begriff Staatsräson muss von uns nicht 
verwendet, sollte aber auch nicht diskreditiert werden.

Antrag G.01.229.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 229 - 230
 229 „Staatsräson“ reduziert werden, die Völkerrechtsverletzungen relativiertdie Bindung an das 

Völkerrecht suspendiert oder
 230 legitimiertdessen Verletzung relativiert. Deutschland ist völkerrechtlich verpflichtet, 

Waffenlieferungen in 

Begründung
erfolgt mündlich
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Antrag G.01.232.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 232 - 234
 232 Unterdrückung beizutragen. Die Waffenlieferungen nach Israel und jegliche Rüstungskooperation 

müssen sofort gestoppt
 233 werden. Wir unterstützen gewerkschaftliche und humanitäre Aktionen, die sich solchen 
 234 WaffenlieferungenWaffenlieferungen und der Rüstungskooperation entgegenstellen.

Begründung
Deutschland strebt immer mehr Rüstungskooperation mit der israelischen Waffenindustrie an. Das 
muss genau so beendet werden wir Waffenlieferungen. 

Und wir unterstützen jegliche Aktionen gegen Waffenlieferungen und Rüstungskooperationen.

Antrag G.01.234.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Hessen

Zeile 234
 234 Waffenlieferungen entgegenstellen. Und sind solidarisch mit Aktionen gegen Rüstungskonzernen 

wie von den Ulm 5.

Antrag G.01.238.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 238
 238 Netanjahu trotz internationalem Haftbefehleines internationalen Haftbefehls stellte weniger 

eine Frage diplomatischer Kontakte dar, sondern war ein fatalespolitisch bedenkliches Signal 
der Normalisierung, das die Autorität internationaler Strafgerichtsbarkeit faktisch untergräbt.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.239.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen
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Zeile 239 - 243
 239 Ein gerechter und nachhaltiger Frieden setzt die Anerkennung der palästinensischen 

Selbstbestimmung
gleichrangige Anerkennung der Selbstbestimmungsrechte der Palästinenser*innen ebenso 
voraus wie die Sicherheit jüdischen Lebens. Dies schließt die Anerkennung der 

 241 historischen Bedeutung der Nakba und die Notwendigkeit einer Verhandlung über das
 242 Rückkehrrecht palästinensischer Geflüchteter und Entschädigungen ein, wie sie unter 
 243 anderem in UNRecht von Jüdinnen und Juden auf Sicherheit, Schutz und kollektive 

Selbstbestimmung. Er erfordert die Anerkennung der historischen Erfahrungen beider 
Bevölkerungen -Resolutionen vorgesehen dazu zählen die Nakba und die bis heute fortwirkende 
Entrechtung palästinensischer Geflüchteter ebenso wie die Geschichte antisemitischer 
Verfolgung, Flucht und existenzieller Bedrohung jüdischen Lebens, die zur Gründung Israels 
beigetragen haben. Auf dieser Grundlage bedarf es politischer Verhandlungen über offene 
Statusfragen, einschließlich der Situation palästinensischer Geflüchteter und möglicher 
Rückkehr�, Entschädigungs� und Integrationslösungen, wie sie in internationalen 
Vereinbarungen und UN�Resolutionen angelegt sind. Maßgeblich ist, dass solche Lösungen die 
Rechte, die Sicherheit und die Würde aller Betroffenen wahren und zu einer Ordnung führen, die 
auf Gleichberechtigung, Frieden und gegenseitiger Anerkennung beruht.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.240.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 240 - 243
 240 ebenso voraus wie die Selbstbestimmung und die Sicherheit jüdischen Lebensfür jüdisches 

Leben. Dies schließt die Anerkennung der
 241 historischen Bedeutung der Nakba und der Vertreibungen von Jüdinnen und Juden aus 

arabischen Staaten und Iran sowie die Notwendigkeit einer Verhandlung über das 
 242 Rückkehrrecht palästinensischer Geflüchteter und Entschädigungeneine „gerechte Regelung des 

Flüchtlingsproblems“ ein, wie sie unter 
 243 anderem in der Resolution 242 des UN-Resolutionen Sicherheitsrats aus dem Jahr 1967 

vorgesehen ist.

Begründung
Im Staat Israel leben derzeit circa neun Millionen Menschen, davon circa zwei Millionen Araber:innen. 
Der Anspruch auf eine Rückkehr für die mittlerweile sechs Millionen Nachkommen der 
Palästinenser:innen würde das Ende des Staates Israel als Heimstatt für Jüdinnen:Juden bedeuten 
und stünde im Widerspruch zum Bekenntnis „zum Selbstbestimmungsrecht von Jüdinnen und Juden 
im heutigen Staat Israel“ (Zeilen 133 bis 136).

Die Resolution 194 (III) der UN-Generalversammlung vom 11. Dezember 1948, die nach dem Arabisch-
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Israelischen Krieg von 1948 verabschiedet wurde, enthält einen Passus (Absatz 11), nachdem 
Flüchtlinge, die „in ihre Heimat zurückkehren und in Frieden mit ihren Nachbarn leben wollen“, dies 
so bald wie möglich dürfen sollen, und solche, die nicht zurückkehren, entschädigt werden sollen. 
Die Bindung dieser Resolution ist juristisch und politisch umstritten, besonders wenn sie nicht auf 
die seinerzeit Vertriebenen, Geflohenen oder Evakuierten, sondern auch auf deren Nachkommen – 
mittlerweile an die sechs Millionen Menschen – bezogen werden soll.

Antrag G.01.241.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 241 - 242
 241 historischen Bedeutung der Nakba und die Notwendigkeit einer Verhandlung über das 
 242 Rückkehrrecht palästinensischerdie Rückkehr friedenswilliger Geflüchteter und Entschädigungen 

ein, wie sie unter 

Antrag G.01.243.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in:  LAG Palästinasolidarität Hamburg, Phillip Becher, Nicole Caputo 
und weitere

Zeile 243
 243 anderem in UN-Resolutionen vorgesehen ist.

Am 30. März hat die Knesset mit einer knappen Mehrheit für die Verschärfung der Todesstrafe 
gestimmt. Itamar Ben-Gvir, Minister in der rechtsradikalen Regierung Netanjahus und Initiator 
des Gesetzes, trug während der Abstimmung eine Anstecknadel in Form eines goldenen Stricks 
und feierte das Ergebnis mit Baklava und Sekt.Das neue Gesetz sieht die Todesstrafe faktisch nur 
für Palästinenser*innen vor, und ist für israelische Militärgerichte, die über Palästinenser*innen 
im Westjordanland urteilen, für bestimmte Vergehen zukünftig obligatorisch zu vollstrecken. 
Dieses Gesetz gießt die massive gesellschaftliche Ungleichbehandlung insbesondere in den 
besetzten Gebieten in verbrecherischer und rassistischer Absicht in vermeintliches Recht. Für 
uns als Linke sind die Gleichheit und Würde aller Menschen und das Recht auf Leben oberste 
Maxime. Wir verurteilen daher diesen eklatanten, weiteren Verstoß gegen die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte und die Charta der UN aufs Schärfste.Unsere Solidarität gilt allen 
Betroffenen sowie allen zivilgesellschaftlichen und politischen Akteur*innen in Israel und 
Palästina, die diesen Bruch mit den Menschenrechten nicht hinnehmen und für die Abschaffung 
der Todesstrafe und ein friedliches Miteinander aller Menschen zwischen Mittelmeer und Jordan 
eintreten.
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Antrag G.01.247.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 247 - 248
 247

 248

Sofortiger Stopp aller Waffenlieferungen an Israel. Stopp der Gegenschläge von 
Seiten des Irans und Verhandlungen über Waffenstillstand.

Begründung
Der Iran hat das Recht auf Selbstverteidigung nach dne Angriffen der USA und Israels.

Antrag G.01.247.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 247 - 248
 247

 248

Sofortiger Stopp aller Waffenlieferungen an Israel. Stopp der Gegenschläge von 
Seitenseitens des IransIran und seiner Proxies und Verhandlungen über Waffenstillstand.

Begründung
Das iranische Streben nach regionaler Vorherrschaft sowie der Zerstörung Israels basiert wesentlich 
auf seiner Unterstützung islamistischer Proxies u. a. in Gaza, dem Westjordanland, dem Libanon und 
Jemen. Diese Praxis steht Frieden und Verständigung in der Region im Wege und muss daher explizit 
adressiert werden.

Antrag G.01.251.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 251 - 253
 251

 252

 253

Den Rückzug der israelischen Armee aus allen seit 1967 völkerrechtswidrig
besetzten palästinensischen Gebieten, einschließlich der aktuell im Südlibanon
und in Syrien eingenommenen Besatzungspunkte.

Begründung
Alle bisherigen Friedenspläne haben Grenzänderungen beinhaltet, auch zum Beispiel die Übernahme 
von Siedlungen in israelisches Staatsgebiet gegen Land an anderer Seite. Auf welche Grundsätze sich 
in einem Friedensprozess die beteiligten Parteien einigen, sollten wir nicht von der Seitenlinie 
vorgeben.

- Seite 63 -



Antrag G.01.251.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 251 - 253
 251

 252

 253

Den Rückzug der israelischen Armee aus allenDie Bundesregierung soll sich eindeutig und 
konsequent dafür einsetzen, dass die völkerrechtswidrige militärische Kontrolle Israels über 
die seit 1967 völkerrechtswidrig
besetzten palästinensischen Gebieten,Gebiete der Westbank einschließlich der 
aktuellOstjerusalems sowie über den Gazastreifen beendet wird. Der Rückzug der israelischen 
Armee muss im Südlibanon 
und in Syrien eingenommenen BesatzungspunkteRahmen eines politischen Prozesses 
erfolgen, der an internationales Recht, belastbare Sicherheitsgarantien und verhandelte 
Lösungen gebunden ist.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.257.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 257
 257 Stätten. Deutschland muss sich als Teil dieser Verantwortung politisch, finanziell und 

diplomatisch aktiv einbringen, sich für einen ungehinderten humanitären Zugang einsetzen 
und den Schutz humanitärer Akteur*innen gewährleisten. Humanitäre Hilfe darf weder 
politisch instrumentalisiert noch blockiert werden.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.258.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 258 - 262
 258

 259

 260

Die Umwandlung der UN-Resolution 2803 in eine die palästinensische 
Selbstbestimmung nachhaltig unterstützende Resolution, die die Umwandlung des 
„Board of Peace“ von einem neo-kolonialen Instrument hin zu einerWir setzen uns auf 
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 261

 262

internationaler Ebene für transparente, demokratisch
legitimierten Körperschaft die palästinensisches Selbstbestimmungsrecht in den 
Mittelpunkt rücktlegitimierte Initiativen ein, die für einen gerechten Frieden einstehen und die 
Lebensperspektiven der Menschen in der Region nachhaltig verbessern.

Begründung
Absicht und Ziel dieser Forderung ist unklar und nicht nachvollziehbar. Anstatt abstrakte und 
neokoloniale Institutionen-Debatten zu führen, deren Ziel und Absicht völlig im Dunkeln bleiben, 
rückt die Neufassung das in den Mittelpunkt, worum es realpolitisch gehen muss: Um die konkrete 
Verbesserung der Lebensperspektiven der betroffenen Menschen in der Region und einen gerechten 
Frieden.

Antrag G.01.258.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 258 - 262
 258

 259

 260

 261

 262

Die Umwandlung der UN-Resolution 2803 in eine die palästinensische 
Selbstbestimmung nachhaltig unterstützende Resolution, die die Umwandlung des 
„Board of Peace“ muss so weiterentwickelt werden, das aus dem undemokratischen, 
dysfunktionalen und von einem neo-kolonialen Instrument hin zu einer demokratisch 
legitimierten Körperschaft die palästinensisches Selbstbestimmungsrecht in den
Mittelpunkt rücktInteressen der USA bestimmten „Bord of Peace“ ein Instrument wird, dass die 
Selbstbestimmung der Palästinenser:innen ermöglicht.

Antrag G.01.263.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 263 - 264
 263

 264

Die Bundesregierung soll Palästina als eigenen Staat in den Grenzen von 1967 mit 
Ostjerusalem als Hauptstadt anerkennen, um so die Möglichkeiten einer gerechten, 

Begründung
Alle bisherigen Friedenspläne haben Grenzänderungen beinhaltet, auch zum Beispiel die Übernahme 
von Siedlungen in israelisches Staatsgebiet gegen Land an anderer Seite. Auf welche Grundsätze sich 
in einem Friedensprozess die beteiligten Parteien einigen, sollten wir nicht von der Seitenlinie 
vorgeben.
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Antrag G.01.265.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke

Zeile 265 - 266
 265

 266

das Selbstbestimmungsrecht sowohl von Palästinenser*innen als auch von Jüdinnen 
und Juden in Israel und Palästina verwirklichenden politischen Lösung zu stärken 

Antrag G.01.269.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke

Zeile 269 - 272
 269

 270

 271

 272

Deutschland und die EU müssen auch den Druck auf die noch ausstehenden Staaten
der Region erhöhen, den Staat Israel im Rahmen einer friedlichen Lösung in
Israel und Palästina anzuerkennen und der Forderung nach einer Vernichtung des
Staates entgegenzutreten.

Begründung
Die Anerkennung durch die Nachbarstaaten kann erst nach dem Ende von Krieg und Besatzung und 
einem tragfähigem Waffenstillstand und einer Lösung für Palästina stehen.

Antrag G.01.269.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 269 - 272
 269

 270

 271

 272

Deutschland und die EUEuropäische Union müssen auch denden diplomatischen Druck auf 
die noch ausstehenden Staaten 
der Regionalle regionalen Akteure erhöhen, den Staat Israel im Rahmen einer friedlichen 
Lösungdie das Existenzrecht Israels weiterhin negieren oder aktiv zur Destabilisierung der 
Region beitragen. Dies gilt insbesondere für das iranische Regime, das die eigene Bevölkerung 
unterdrückt, antisemitische Vernichtungsdrohungen propagiert und durch die Unterstützung 
bewaffneter Milizen Konflikte in
Israel und Palästina anzuerkennen und der Forderung nach einer Vernichtung des 
Staates entgegenzutretender Region anheizt.

Begründung
erfolgt mündlich
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Antrag G.01.279.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 279 - 280
 279

 280

Forderungen nach wirtschaftlichen Sanktionen gegen Akteur*innen, die von der
an der illegalen Besatzungspolitik profitierenbeteiligt sind. Die Linke wird darüber hinaus mit 

Antrag G.01.284.3
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 284
 284 dem November 2024 aus libanesischem Gebiet zurückziehen, die Hisbollah muss die Angriffe 

auf Israel einstellen und entwaffnet werden.

Begründung
Das Waffenstillstandsabkommen 2024 wurde mit einem neuen ersetzt, welches auch bereits hinfällig 
ist. Zu dem Abkommen gehören allerdings auch zwei Seiten, die benannt werden sollten.

Antrag G.01.284.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke

Zeile 284
 284 demdem seit November 2024 ausbesetzten libanesischem Gebiet zurückziehen.

Antrag G.01.284.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 284
 284 dem November 2024 aus libanesischem Gebiet zurückziehen. Hisbollah muss ihre Angriffe auf 

Israel, insbesondere den Raketenbeschuss von Zivilist:innen, einstellen und die Forderung der 
libanesischen Regierung erfüllen, ihre Waffen abzugeben.
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Antrag G.01.285.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke 

Zeile 285 - 287
 285

 286

 287

Die Hamas muss ihren bewaffneten Kampf, ihr Ziel einer Zerstörung Israels und 
ihre Diktatur in Gaza aufgeben, um den Weg zu Frieden und demokratischer 
Selbstregierung der Palästinenser*innen frei zu machen.

Begründung
Nicht die Hamas, sondern die israelische Regierung und das israelische Militär sind für Krieg und 
Besatzung verantwortlich.

Antrag G.01.285.3
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 285 - 287
 285

 286

 287

Die Hamas muss, die Hisbollah und andere bewaffnete nichtstaatliche Akteure müssen ihren 
bewaffneten Kampf, ihr Ziel einer Zerstörung Israels und
Terror gegen Zivilistinnen, ihre Diktatur in GazaAblehnung des Existenzrechts Israels sowie 
autoritäre Macht� und Herrschaftsstrukturen aufgeben, um den Weg zu Frieden und 
demokratischer 
Selbstregierung der Palästinenser*innen frei zu machen. Terrorismus und 
religiös�nationalistische Gewalt stehen einer demokratischen Selbstbestimmung der 
Palästinenserinnen ebenso entgegen wie einem friedlichen Zusammenleben und einer 
nachhaltigen Sicherheitsordnung in der Region.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.285.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 285 - 287
 285

 286

 287

Die Hamas muss ihren bewaffnetenihre Waffen abgeben und den Kampf, ihr mit dem Ziel einer 
Zerstörungder Vernichtung Israels und 
ihre Diktatur in Gaza aufgeben, um. Zugleich muss sie ihre Diktatur über Gaza beenden und 
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den Weg zu Frieden und demokratischer 
Selbstregierung der Palästinenser*innen frei zu macheneiner demokratisch legitimierten 
Regierung und Selbstverwaltung der Palästinenser:innen freimachen.

Antrag G.01.291.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 291
 291 unter Repression und extremem Druck geschieht.

Ein gerechter und nachhaltiger Frieden setzt die gleichrangige Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechts der Palästinenser*innen sowie des Selbstbestimmungsrechts von 
Jüdinnen und Juden voraus. Die Bundesregierung soll eine politische Lösung unterstützen, die 
gleiche Rechte, Sicherheit und Selbstbestimmung für alle Menschen zwischen Mittelmeer und 
Jordan gewährleistet - sei es in Form zweier souveräner Staaten oder einer demokratischen, 
binationalen und föderalen Ordnung.

Zu einer solchen Lösung gehört die Anerkennung der historischen Erfahrungen beider 
Bevölkerungen. Dazu zählen die Nakba und die bis heute fortwirkende Entrechtung und 
Vertreibung der palästinensischen Bevölkerung ebenso wie die Geschichte antisemitischer 
Verfolgung, Flucht und existenzieller Bedrohung jüdischen Lebens.

Die Bundesregierung soll sich auf UN-Ebene gegen internationale Verwaltungs- und 
„Friedensmodelle“ stellen, die palästinensische Selbstbestimmung durch extern gesteuerte, 
demokratisch nicht legitimierte Strukturen ersetzen. Gremien wie das von der US-
Administration initiierte „Board of Peace“ reproduzieren dabei nicht nur neo-koloniale 
Machtverhältnisse, sondern stehen zugleich für eine problematische Privatisierung 
öffentlicher Verantwortung, indem politische Entscheidungen mit ökonomischen Interessen 
und Verwertungslogiken vermischt werden.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.305.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 305
 305 Finanzierungsentzug aktiv verteidigt werden. Die Arbeit UNRWA muss aufrecht erhalten 

werden und die UNWRA muss sie sukzessive an die Selbstverwaltung der Palästinenser:innen 
abgeben.
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Antrag G.01.321.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 321 - 322
 321

 322

vergangenen Monaten zahlreiche Opfer gefordert hat. Antisemitismus und, Hass
und Gewalt gegen Jüdinnen und Juden werden wir niemals tolerierenin jeder Form 
entschieden bekämpfen und der zunehmenden Unsicherheit jüdischer Menschen 
entschlossen entgegentreten.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.01.327.2
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: KV Bochum, KV Düsseldorf, LAG Palästinasolidarität NRW und 
weitere

Zeile 327
 327 Leben auch zu Deutschland gehört!

Demokratische Grundrechte schützen! Wir fordern den konsequenten Schutz der Meinungs-
und Versammlungsfreiheit und stellen uns entschieden gegen staatliche Angriffe sowie die 
strukturelle Unterdrückung palästinasolidarischer Positionen, etwa durch 
Versammlungsverbote, Polizeigewalt oder politischer Einschüchterung. Ebenso kritisieren wir 
die Diskreditierung israelkritischer und palästinasolidarischer Stimmen durch Medien, 
Universitäten und andere Institutionen, die bis hin zu beruflichen Konsequenzen und 
Kündigung führen kann. Auch innerhalb der Partei lehnen wir den Ausschluss oder die 
Ausgrenzung von Genoss:innen entschieden ab, weil innerparteiliche Debatten von Solidarität 
und Respekt geprägt sein sollten.Begründung:Eine Forderung zur Tragweite der Repression 
von Palästinasolidarität in Deutschland und eine entschiedene Stellungnahme der Partei 
gegen diese halten wir für unbedingt notwendig und schlagen diese Ergänzung vor.

Begründung
Wir begrüßen den Antrag, insbesondere den Forderungsteil finden wir gelungen und ergänzen diesen 
um Forderungen, die sich auf die innenpolitische Repression der Solidaritätsbewegung mit Palästina 
beziehen. Angesichts der katastrophalen humanitären Lage in Gaza halten wir es zudem für 
notwendig, zentrale Formulierungen des Antrags zu schärfen, zu ergänzen und in ihrer Dringlichkeit 
zu bekräftigen. Hierzu haben wir einen Änderungsantrag zum nächsten Bundesparteitag entwickelt.
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Antrag G.01.327.1
Änderungsantrag zu G.01

Antragsteller*in: LV Thüringen

Zeile 327
 327 Leben auch zu Deutschland gehört!

Ausblick:

Die Lösung des israelisch-palästinensischen Konflikts hat über die Region hinaus Bedeutung. Sie 
kann zeigen, wie jahrzehntelange Besatzungs- und Unterdrückungsrealitäten - etwa in der 
Westsahara - auf Grundlage des Völkerrechts überwunden werden können. Ein zentraler Teil der 
Lösung ist die Stärkung reformierter multilateraler Institutionen, insbesondere handlungsfähiger 
Vereinter Nationen und eines Sicherheitsrats, der den globalen Süden gleichberechtigt 
einbindet.

Begründung
erfolgt mündlich

Antrag G.02.76.1
Änderungsantrag zu G.02

Antragsteller*in: KV München

Zeile 76
 76 absichern (Demokratiefördergesetz).

Kommunen müssen von Haushaltssicherungskonzepten, Haushaltskonsolidierungen und 8. 
Nothaushalten entlastet werden. Es braucht ein bundesweites Kommunalentschuldungspaket. 
Zudem ist eine Reform der Gewerbesteuer und ihre Weiterentwicklung zu einer 
Gemeindewirtschaftsteuer erforderlich. Kurzfristig fordern wir eine Anhebung des 
Mindesthebesatzes der Gewerbesteuer auf mindestens 350 Prozent, um Steuerdumping 
einzelner Kommunen zulasten der Allgemeinheit zu verhindern.

Der Parteivorstand und die Bundestagsfraktion werden beauftragt, die ökonomisch 9. 
unabhängige Gemeindewirtschaftsteuer stärker in den Mittelpunkt der öffentlichen 
Kommunikation und politischen Aktivitäten zu rücken.

Begründung
Der Antrag beschreibt die finanzielle Situation der Kommunen zutreffend, lässt jedoch die Frage ihrer 
langfristigen Finanzierung offen. Viele Kommunen sind von einzelnen großen 
Gewerbesteuerzahler*innen abhängig und geraten bei deren Wegfall oder wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten schnell in finanzielle Notlagen. Gleichzeitig führt der Wettbewerb um 
Unternehmensansiedlungen zu einem Steuerdumping zwischen Kommunen.

Dem wollen wir kurzfristig durch einen höheren Mindesthebesatz bei der Gewerbesteuer begegnen. 
Damit wird jedoch das strukturelle Problem einer unsicheren und konjunkturabhängigen 
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Kommunalfinanzierung nicht gelöst. Deshalb ist es notwendig, die Forderung nach einer 
Gemeindewirtschaftsteuer stärker in den Mittelpunkt zu rücken. Ziel ist eine stabile, gerechte und 
von einzelnen Gewerbesteuerzahler*innen weniger abhängige Finanzierung der Kommunen.

Antrag G.04.2.1
Änderungsantrag zu G.04

Antragsteller*in: SV Leipzig

Zeile 2 - 6
 2 Damit privatwirtschaftliche Profitinteressen nicht an Kriegen verdienen können und
 3 gewährleistet wird, dass Rüstungsgüter nur zum Zwecke der Verteidigung eingesetzt
 4 werden und die Rüstungsindustrie komplett unter demokratischer (parlamentarischer und
 5 außerparlamentarischer) Kontrolle steht, will die Linke die Rüstungsindustrie
 6 verstaatlichen.

Die Linke ist eine antimilitaristische Partei. Sie setzt sich für Abrüstung, Diplomatie und Frieden 
ein. Denn wir sehen: Kriege werden immer auf dem Rücken der Bevölkerung ausgetragen; Kriege 
werden für Kapitalinteressen geführt und breite Teile der Bevölkerung zahlen dafür mit Leib und 
Leben oder Hab und Gut. Aufrüstung dient ebenso wenig der Verteidigung der Demokratie oder 
der Bevölkerung eines Staats, denn Militarismus geht auch immer einher mit einem Abbau der 
Demokratie, mit einer gesellschaftlichen Verrohung, mit einem Rückschritt in den 
Geschlechterrollen, mit Einschränkungen von politischen und gewerkschaftlichen Rechten und 
mit der Eröffnung von rigider Sparpolitik im Bereich Bildung, Soziales und Gesundheit.

Damit privatwirtschaftliche Profitinteressen nicht an Kriegen verdienen können, soll 
gewährleistet werden, dass Rüstungsgüter nur zum Zwecke des Zivil- und Bevölkerungsschutzes 
im Katastrophenfall, zum Beispiel bei Naturkatastrophen und zur Sicherung der medizinischen 
Versorgung, produziert, angeschafft und eingesetzt werden.

Deswegen will die Linke die Rüstungsindustrie vergesellschaften.

So soll auch sichergestellt werden, dass sie komplett unter demokratischer und nicht unter 
profitorientierter Kontrolle steht. So entsteht klassenpolitischer Spielraum, wenn 
Sicherheitsstrukturen nicht in den Händen von Eliten, sondern als organisierte Institutionen von 
unten gestaltet werden. Es soll zudem eine außerparlamentarische Kontrollorganisation geben, 
die sicherstellt, dass Rüstungsgüter nur zu oben genannten Zwecken produziert, angeschafft und 
eingesetzt werden.

Langfristig soll die bestehende Rüstungsindustrie transformiert werden, so dass deren 
Produktion und Güter ausschließlich zum Wohle aller Menschen genutzt werden. Die Linke lehnt 
die Wehrpflicht und die Werbung in Schulen, Universitäten sowie im öffentlichen Raum und 
durch Medienanbieter, für eine Karriere bei der Bundeswehr, kategorisch ab.

Begründung
In der Sondersitzung des Stadtvorstands wurde von mehreren Mitgliedern des Stadtvorstands der 
Wunsch geäußert den Antrag mehr antimilitaristisch zu formulieren. "Die Verteidigung" ist seit 
längerem der Standard an Aufrüstungsbegründungen vieler Staaten. In diesem Zusammenhang 
werden hierfür Menschen auch im Ernstfall zwangseingezogen. Das wäre dann eine situative 
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Legitimierung einer Wehrpflicht als langfristige Konsequenz, wenn die freiwillige Bereitschaft einer 
Bevölkerung sich in der Landesarmee zu betätigen sinkt.

Im Regelfall verteidigt ein Staat seine Souveränität und legt wenig Wert auf das Leben und die 
Gesundheit seiner Bevölkerung, da sonst die meisten Staaten im Falle eines Angriffs die Kapitulation 
als bestes Schutzinstrument wählen würden. Entsprechend sind Argumente zum Schutz der 
freiheitlich demokratischen Ordnung oft vorgeschoben, da Staaten im Regelfall ihre eigenen 
Interessen und Wirtschaftsstellung verteidigen und dafür bereit sind Menschen aus der Bevölkerung 
zu opfern.

Während die Regierung mit Hochrüstung auf Bedrohungen reagiert, wollen wir eine wehrhafte 
Gesellschaft aufbauen, die sich selbst schützt – gegen äußere Angriffe genauso wie gegen innere 
Krisen und autoritäre Entwicklungen. In diesem Zusammenhang braucht es eine progressive Antwort 
auf die bestehende Sicherheitspolitik. Nicht die Militarisierung der Gesellschaft, sondern die 
Stärkung der Gesellschaft selbst steht im Zentrum. Sicherheit nicht als exklusive Aufgabe eines 
(autoritären) Staates und seiner Armee, sondern eine kollektive Verantwortung, die in die gesamte 
Gesellschaft hineinwirkt. In diesem Zusammenhang müssen wir uns die Frage stellen, ob der einzige 
Weg einer souveränen Bevölkerung sich zu verteidigen in der Bereitstellung einer 
Verteidigungsarmee liegt.

Der Spielraum für eine linke Sicherheitspolitik jenseits von Militarismus ist größer als oft 
angenommen. Die Verteidigung einer Gesellschaft beginnt nicht mit Kampfjets und Waffen, sondern 
mit funktionierenden Krankenhäusern, stabilen Versorgungsnetzen, organisiertem 
Katastrophenschutz und einer Bevölkerung, die in Krisen selbst handlungsfähig bleibt. Eine linke 
Sicherheitspolitik kann genau hier ansetzen. Die Debatte kann somit aktiv von links gestaltet werden, 
anstatt sie anderen zu überlassen.

Die Interessen der kommenden Generationen dürfen nicht in einem Wettlauf um die 
Kriegstauglichkeit oder auch militärische Verteidigungsfähigkeit der Bevölkerung geopfert werden. 
Zwangsdienste und paramilitärische Erziehung sind kein Konzept für eine freie Gesellschaft. Unser 
Fokus sollte stattdessen auf Selbstorganisation und Klassenbewusstsein liegen: Sicherheit nicht als 
Frage des Gehorsams, sondern der kollektiven Gestaltungsmacht derjenigen, die von Krieg und 
Krisen am meisten betroffen sind.

Antrag G.04.02.1
Änderungsantrag zu G.04

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 2 - 6
 2 Damit privatwirtschaftliche Profitinteressen nicht an Kriegen verdienen können und 
 3 gewährleistet wird, dass Rüstungsgüter nur zum Zwecke der Verteidigung eingesetzt 
 4 werden und die Rüstungsindustrie komplett unter demokratischer (parlamentarischer und 
 5 außerparlamentarischer) Kontrolle steht, will dieDie Linke die Rüstungsindustrie 
 6 verstaatlichen.setzt sich für die Konversion der Rüstungsindustrie ein. Statt gesellschaftlich 

unnützen Waffen sollen nutzenstiftende zivile und nachhaltige Güter produziert werden. Ob eine 
Verstaatlichung der Rüstungsindustrie - wie sie Teile der Partei fordern - für die Konversion 
förderlich ist oder ob dadurch lediglich der Staat - anstelle von privaten Eigentümer*innen - 
zum Profiteur der Rüstung wird, ist derzeit noch nicht ausdiskutiert.
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Der Parteitag möge daher beschließen, dass die Frage der Verstaatlichung der Rüstungsindustrie 
und ihr Zusammenhang mit der von uns geforderten Rüstungskonversion im Rahmen der derzeit 
laufenden Programmdebatte diskutiert wird. Dabei soll auch der Unterschied zwischen 
Verstaatlichung und Vergesellschaftung berücksichtigt werden.

Begründung
Die Linke setzt sich für die Vergesellschaftung von Unternehmen der öffentlichen Daseinsvorsorge 
ein (wie z. B. Verkehrsbetriebe, Energieerzeuger und Wohnungskonzerne). Vergesellschaftung ist 
nicht gleichbedeutend mit Verstaatlichung. Sie umfasst unterschiedliche kollektive Eigentumsformen 
(wie z. B. AdöR, komunaler Eigenbetrieb oder Genossenschaft). Zentral sind dabei für uns die 
demokratische Verfasstheit des Eigentums und die qualifizierten Mitbestimmungsrechte der 
Nutzer*innen. Eine bloße Verstaatlichung gewährleistet beides nicht per se (siehe z. B. die Deutsche 
Bahn AG, die sich zwar im staatlichen Besitz befindet, aber privatrechtlich organisiert ist).

Für die Rüstungsindustie wollen wir eine Konversion der Produktion. Statt Waffen sollen zivile, 
soziale und nachhaltige Güter hergestellt werden. Eine Verstaatlichung bedeutet noch keine 
Konversion der Rüstungsindustrie. Sie könnte die Konversion jedoch befördern, falls dies ein Ziel der 
Regierung wäre. Somit könnte die Verstaatlichung auch als "Zwischenschritt" zur Konversion 
verstanden werden. Allerdings ist auch der umgekehrte Fall möglich, dass der Staat zum Profiteur der 
Waffenprofuktion wird.

Vor einer Beschlussfassung sollte zunächst geklärt werden, wie sich die Forderung der 
Verstaatlichung zur Konversion der Rüstungsindustrie verhält, und ob dafür eine Vergesellschaftung 
nicht zielführender als eine Verstaatlichung wäre. Der geeignete Raum für diese Klärung ist unsere 
laufende Programmdebatte, in der sich zwei Arbeitsgruppen mit den damit zusammenhängenden 
Fragen beschäftigen (die AG "Friedenssicherung, neue Blockkonfrontation und Europa" und die AG 
"Sozial-ökologische Transformation").

Antrag G.05.001.2
Änderungsantrag zu G.05

Antragsteller*in: KV Herford, KV Landsberg, Lena Bär (Del. Linksjugend ['solid]; KV 
Leipzig) und weitere

Zeile 1 - 2
 1 Solidarität mit Sexarbeiter*innenMenschen in der Prostitution, für Rechte und 

SichtbarkeitEntkriminalisierung - Ggegen Patriarchat,
staatliche Repression und Menschenhandel Freiertum und Rassismus

Zeile 3 - 5
 3 Der Kampf gegen Sexismus, Queerfeindlichkeit, patriarchale Gewalt und Ausbeutung kann
 4 nicht getrennt vom Kampf gegen staatliche Repression, rassistische Migrationspolitik
 5 und soziale Ungleichheit geführt werden.

Die Linke stellt fest, dass Prostitution ein Ausdruck patriarchalischer, kapitalistischer und 
rassistischer Machtverhältnisse ist. Prostitution ist nicht kompatibel mit der Gleichstellung der 
Geschlechter, mit der Dekommodifiziering der Sexualität, mit einem gewaltfreien Leben für alle 
und mit echter sexueller Befreiung. Die Linke strebt deshalb langfristig die Überwindung der 
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Prostitution an.

Kurzfristig fordert die Linke folgende Maßnahmen:

Vollständige Entkriminalisierung aller Menschen in der Prostitution; Abschaffung der 
Anmeldepflicht und aller Bußgeldregelungen (bspw. im Zusammenhang mit Sperrgebieten)

Aufenthaltserlaubnis für alle Opfer von Menschenhandel und Zuhälterei, unabhängig von der 
Bereitschaft auszusagen

Keine Steuerpflicht und kommunale Sexsteuern für Menschen in der Prostitution; Staat und 
Kommunen dürfen nicht länger an der Prostitution mitverdienen

Deutlich bessere Finanzierung für reelle Ausstiegshilfen, die den Übergang in ein 
selbstbestimmtes Leben ermöglichen

Weiterbildungsmaßnahmen für Polizei, Justiz, Arbeitsagentur, Fachkräfte in der Sozialarbeit 
usw. mit dem Ziel für die Traumata und Bedürfnisse von Menschen in der Prostitution zu 
sensibilisieren

Aufklärungskampagnen in Schulen und in der Öffentlichkeit, mit dem Ziel, dass Männer nicht 
zu Freiern werden

Darüber hinaus wird die Linke eine interne Diskussion darüber in Gang setzen, ob Profit an der 
Prostitution anderer (bspw. durch Bordellbetrieb) und Freiertum als gewaltförmiges Handeln 
einzustufen und deshalb zu verbieten sind.

Der BPT fordert den Parteivorstand auf, die Beschlüsse des Parteirates vom 21. Juni 2025 sowie 
des Parteivorstandes vom 23. November 2025[1] und vom 21. März 2026[2] umzusetzen, die die 
Organisation einer parteiweiten Debatte zum Thema vorgesehen haben und deren Umsetzung 
bislang verschleppt wurde. Dabei sind vor allem die folgenden konkreten Ziele aus den 
genannten Beschlüssen umzusetzen bzw. ihre überfällige Umsetzung schnellstens nachzuholen:

„Konkret soll im ersten Schritt organisiert werden: Eine barrierefreie Diskussionsveranstaltung in 
Berlin, zu der insbesondere die Fraktion eingeladen wird, und die vor dem Bundesparteitag 2026 
stattfindet.

Bei der Besetzung von Podien gilt, dass keine Freier und keine Unternehmerverbände auf Podien 
eingeladen werden.“

[1] https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteivorstand/parteivorstand-2024-2026/
detail-beschluesse-pv/news/weiteres-vorgehen-in-der-prostitutionsdebatte/

[2] https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteivorstand/
parteivorstand-2024-2026/detail-beschluesse-pv/news/prostitutionsdebatte/

Zeile 6 - 10
 6 Sexarbeit ist kein isoliertes Phänomen, sondern eingebettet in patriarchale
 7 Machtverhältnisse, kapitalistische Ausbeutungslogiken und restriktive Grenz- und
 8 Aufenthaltsregime. Gerade deshalb braucht es eine linke Position, die Solidarität mit
 9 statt Stigmatisierung von Sexarbeiter*innen ins Zentrum stellt. Wir stehen an der
 10 Seite aller Personen, die als Sexarbeiter*innen tätig sind. 

Zeile 11 - 18
 11 Der Kampf gegen Menschenhandel und sexuelle Ausbeutung (sog. Zwangsprostitution) ist
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 12 zwingend notwendig und muss konsequent geführt werden. Gleichzeitig ist klar: Dieser
 13 Kampf kann nicht über Kriminalisierung, Verdrängung oder „Sexkaufverbote“ gewonnen
 14 werden. Repressive Maßnahmen führen nicht zur Abschaffung von Gewalt, sondern
 15 verlagern sie in unsichtbare, unkontrollierbare Räume. Dort steigen Abhängigkeiten,
 16 Ausbeutung und Gewalt – während der Zugang zu Beratung, Schutz und Unterstützung
 17 massiv erschwert wird. Die Linke lehnt das sogenannte „Nordische Modell“
 18 (Sexkaufverbot) als Regulierungsansatz für Sexarbeit ab.

Zeile 19 - 25
 19 Menschenhandel ist kein Randphänomen, sondern Ausdruck struktureller Gewalt. Er
 20 entsteht dort, wo Menschen entrechtet sind: durch Armut, Flucht, fehlende
 21 Aufenthaltsperspektiven, keine Arbeitserlaubnis und permanente Angst vor staatlicher
 22 Verfolgung. Besonders migrantische und illegalisierte Sexarbeiter*innen sind
 23 gefährdet, weil sie Gewalt kaum anzeigen können, ohne Repression, Abschiebung oder
 24 Strafverfolgung zu riskieren. Staatliche Kontrolle wird so selbst Teil des
 25 Gewaltverhältnisses. 

Zeile 26 - 31
 26 Als Linke halten wir fest: Der Kampf gegen Menschenhandel muss parallel zur
 27 Entkriminalisierung von Sexarbeit geführt werden. Diese beiden Ziele widersprechen
 28 sich nicht – sie bedingen einander. Nur dort, wo Sexarbeit sichtbar, rechtlich
 29 abgesichert und entstigmatisiert ist, können Ausbeutungsstrukturen erkannt, bekämpft
 30 und aufgebrochen werden. Entkriminalisierung ist keine Verharmlosung von Gewalt,
 31 sondern eine Voraussetzung für wirksamen Schutz. 

Zeile 32 - 36
 32 Dabei ist es notwendig anzuerkennen, dass Sexarbeit kein einheitliches, homogenes
 33 Feld ist. Sexarbeit als solche ist sehr vielfältig. Sie reicht von Formen der
 34 Sexarbeit, die von einem hohen Grad an Selbstbestimmung geprägt sind, bis hin zu
 35 prekären armuts- und ausbeutungsgeprägten Situationen, die gleichwertige Beachtung
 36 verdienen.

Zeile 37 - 41
 37 Diese Vielschichtigkeit darf weder romantisiert noch negiert werden. Eine linke
 38 Analyse muss Widersprüche aushalten: Sexarbeit kann Ort massiver Gewalt und
 39 Ausbeutung sein, kann aber auch Handlungsspielräume eröffnen oder gar ein
 40 Lebensentwurf sein. Politische Antworten müssen sich an den realen Lebens- und
 41 Arbeitsbedingungen der Betroffenen orientieren. 

Zeile 42 - 51
 42 Zentral ist dabei die Migrations- und Arbeitspolitik. Restriktive Aufenthaltsgesetze
 43 und der Ausschluss vom regulären Arbeitsmarkt zwingen Menschen in prekäre
 44 Abhängigkeiten. Der Zugang zu sicheren Aufenthaltsrechten und Arbeitserlaubnissen ist
 45 daher ein entscheidender Schutz vor Menschenhandel und Ausbeutung. Dieser Zugang darf
 46 nicht an Kooperation mit Polizei oder Strafverfolgungsbehörden gekoppelt sein.
 47 Menschenrechte dürfen nicht von Verwertbarkeit oder Aussagebereitschaft abhängig
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 48 gemacht werden. Die Diskriminierung von Sexarbeiter*innen auf dem Wohnungs- und
 49 Arbeitsmarkt, ihr fehlender Zugang zu Versicherungen oder Bankdienstleistungen und
 50 gesellschaftliche Ausschlüsse sind bislang folgenlos. Die Benachteiligungen müssen
 51 ein Ende haben. 

Zeile 52 - 56
 52 Mindestens 16,2% der Sexarbeitenden sind nicht krankenversichert (Evaluation des
 53 ProSchG, 2025). Vor allem Sexarbeitende ohne Papiere oder mit finanziellen
 54 Herausforderungen sind davon betroffen. Missstände wie diese machen deutlich, wie
 55 dringend es notwendig ist die Rechte derjenigen, die in der Prostitution tätig sind,
 56 in den Mittelpunkt des Handelns zu stellen.

Zeile 57 - 65
 57 Dazu zählen nicht nur das Recht auf Beratung, sondern auch auf einen
 58 diskriminierungsfreien Zugang zum Wohnungsmarkt, zu gesundheitlicher Versorgung sowie
 59 zu sozialer Absicherung insgesamt. Insbesondere die soziale Absicherung, die im
 60 Rahmen einer allgemeinen Verbesserung für alle Selbstständigen dringend gelöst werden
 61 muss, ist eine zentrale Problemstellung für Sexarbeitende. Hinzu kommen der Mangel an
 62 bezahlbaren Arbeitsräumen und die anhaltende gesellschaftliche Stigmatisierung von
 63 Personen, die Sexarbeit erbringen. Wenn es Regelungsbedarf gibt, muss er sich auf die
 64 Stärkung der Rechte und eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen von Prostituierten
 65 beziehen, die ihre sexuelle Selbstbestimmung garantieren.

Zeile 66 - 71
 66 Zu bedenken ist darüber hinaus eine queerpolitische Perspektive, da insbesondere
 67 trans* und queere Personen oft durch Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt und
 68 unzureichende medizinische Versorgung in prekäre Lebenssituationen geraten. Trans*
 69 und queere Personen üben nicht nur überdurchschnittlich oft Sexarbeit als
 70 Überlebensstrategie aus – sie sind in dieser Arbeit auf Grund von Queerfeindlichkeit
 71 auch einem erhöhten Gewaltrisiko ausgesetzt. 

Zeile 72 - 77
 72 Staatliche Repression — in Form von Sperrgebieten, Polizei- und Zollkontrollen,
 73 gesundheitsrechtlichen Sonderauflagen und aufenthaltsrechtlicher Überwachung —
 74 multipliziert patriarchale Macht. Sie diszipliniert Körper und Sexualität, statt
 75 Gewalt zu bekämpfen. Ein „Sexkaufverbot“ fügt sich nahtlos in diese Logik ein: Es
 76 kriminalisiert indirekt Sexarbeiter*innen, entzieht ihnen Handlungsspielräume und
 77 erhöht das Gewaltpotenzial durch Unsichtbarkeit. 

Zeile 78 - 85
 78 Ein konsequenter queerfeministischer und linker Ansatz stellt sich dem entgegen. Er
 79 erkennt an, dass Sexarbeit in unterschiedlichen Formen existiert und dass
 80 Selbstbestimmung unter ungleichen Bedingungen immer widersprüchlich ist. Er setzt
 81 nicht auf Moralisierung, Verbote oder Kontrolle, sondern auf Rechte, soziale
 82 Absicherung, Schutz, Selbstorganisation und reale Alternativen. Wir erkennen
 83 Sexarbeit als Arbeit an, jedoch wird dieser in den meisten Fällen als notwendige
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 84 Überlebensstrategie nachgegangen. Daraus folgt, dass die Politik in der Verantwortung
 85 ist, Arbeits- und Lebensbedingungen von Sexarbeiter*innen zu verbessern. 

Zeile 86 - 90
 86 Menschen in der Prostitution brauchen Beratungsangebote, Unterstützung, wenn sie sich
 87 gegen Missstände wehren wollen und ggf. die Legalisierung ihres Aufenthaltsstatus,
 88 damit sie keine Angst haben müssen, abgeschoben zu werden, wenn sie Hilfe suchen. Es
 89 muss darum gehen, die Rechte von Sexarbeiter*innen zu stärken, anstatt sie
 90 stereotypisch zu Opfern zu erklären.

Zeile 91 - 96
 91 Für alle in der Prostitution tätigen Menschen (Frauen, Männer, transidente Menschen
 92 und non-binäre Menschen) muss der Schutz der allgemeinen Menschenrechtsverträge
 93 gewährleistet werden. Sei es das Recht auf Gesundheit, der Schutz vor Gewalt und
 94 Ausbeutung, das Recht auf sichere und faire Arbeitsbedingungen, die Umsetzung des
 95 Diskriminierungsverbots oder ein geschlechtsstereotypfreier Zugang zu den eigenen
 96 Rechten.

Zeile 97 - 101
 97 Solidarität mit Sexarbeiter*innen ist daher kein Nebenwiderspruch linker Politik. Sie
 98 ist ein zentraler Bestandteil des (Klassen) Kampfes gegen Patriarchat, staatliche
 99 Unterdrückung, Rassismus und den gesellschaftlichen Rechtsruck. Wer Gewalt bekämpfen
 100 will, muss Machtverhältnisse angreifen und das heißt: Entkriminalisieren, absichern,
 101 sichtbar machen und die strukturellen Ursachen von Ausbeutung beseitigen. 

Zeile 102
 102 Um diese Ziele zu erreichen, fordert Die Linke:

Zeile 103 - 105
 103

 104

 105

Ein eigenständiges und sicheres Aufenthaltsrecht für alle von Menschenhandel ,
Zuhälterei und Ausbeutung betroffenen Personen, unabhängig von ihrer
Aussagebereitschaft und Kooperation mit Strafverfolgungsbehörden.

Zeile 106 - 107
 106

 107

Die Einführung eines Zeugnisverweigerungsrechts für alle Berater*innen, um das
Vertrauensverhältnis zwischen Ratsuchenden und Berater*innen nicht zu zerstören.

Zeile 108 - 109
 108

 109

Alle gesetzgeberischen Maßnahmen zur Bekämpfung von Menschenhandel durch ein
gezieltes Monitoring zu begleiten.

Zeile 110 - 112
 110

 111

 112

Einfache zugängliche Informationen am den Deutschen Botschaften im Ausland zur
Aufklärung über sichere und selbstbestimmte Wege der Arbeitsmigration nach und
von Arbeitsrechten, inkl. Sexarbeit, in Deutschland.
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Zeile 113 - 115
 113

 114

 115

Bessere gesundheitliche Versorgung von Sexarbeitenden durch einen
niedrigschwelligen Zugang zur gesundheitlichen und ärztlichen Versorgung in der
jeweiligen Muttersprache für alle Sexarbeiter*innen, auch für Papierlose.

Zeile 116 - 117
 116

 117

Finanzielle und soziale Absicherung während Schwangerschaft, Mutterschutz und
Elternzeit für alle Solo-Selbständigen.

Zeile 118 - 119
 118

 119

Abschaffung der Ordnungswidrigkeit und damit einhergehender Bußgelder bei
fehlender Anmeldung von Sexarbeiter*innen nach ProSchG.

Zeile 120 - 122
 120

 121

 122

Die Abschaffung von repressiven Sonderregelungen, die Sexarbeiter*innen
kontrollieren und marginalisieren, wie Sperrgebietsverordnungen und
Kontaktverbote.

Zeile 123 - 125
 123

 124

 125

Sensibilisierung von Polizei und Behörden sowie Schutz vor Willkür durch
Behörden sowie Racial Profiling. In diesem Sinne ebenfalls klare
Beschwerdemechanismen bei Fehlverhalten von Behörden.

Zeile 126 - 127
 126

 127

Aufnahme von Sexarbeit unter sozialem Status im Rahmen einer Reform ins AGG und
Landesantidiskriminierungsgesetze.

Zeile 128 - 129
 128

 129

Ombudstellen für Konflikte zwischen Arbeiter*innen und Betreiber*innen und
Portalbetreibenden (Im Falle von z.B. zu hohen Mieten, Gängelung etc.).

Zeile 130 - 131
 130

 131

Der Ausbau von Schutzräumen für Sexarbeiter*innen in prekären oder gewaltvollen
Situationen.

Zeile 132 - 136
 132

 133

 134

 135

 136

Für alle selbständig in der Sexarbeit Tätigen perspektivisch bezahlbare Wege in
die Zweige der Sozialversicherungssysteme sicher zu stellen und Anerkennung
ihrer Freiberuflichkeit. Die Beitragszahlungen müssen sich dabei an den
tatsächlichen Einkommen orientieren. Eine finanzielle Überforderung ist
auszuschließen.

Zeile 137 - 138
 137 Erleichterung der Aufnahme in die Gesetzliche Krankenversicherung für
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 138 migrantische Selbständige in Deutschland, 

Zeile 139 - 143
 139

 140

 141

 142

 143

Ausgestaltung von Aufklärung und Beratung durch flächendeckende Etablierung von
Peer-Arbeit und vertrauensbasierte, niedrigschwelligen, ergebnisoffene und
diskriminierungsfreien Sozialarbeit, die ohne Zwang erfolgt, also sich an den
Maßstäben Freiwilligkeit, Bedarfsorientierung und Anonymität orientiert. Sowie
Orientierungsberatung und Unterstützung bei Umorientierung und Ausstieg.

Zeile 144 - 145
 144

 145

Die Einbeziehung von Sexarbeiter*innen und ihren Selbstorganisationen in alle
politischen Entscheidungen, die ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen betreffen.

Zeile 146 - 149
 146

 147

 148

 149

Die Schaffung von sicheren, selbstbestimmten und gesundheitsgerechten
Arbeitsbedingungen in der Sexarbeit. Dazu gehören insbesondere der Schutz vor
Gewalt, die Gewährleistung von Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie die Stärkung
der Rechte von Sexarbeiter*innen gegenüber Betreiber*innen und Kund*innen.

Zeile 150 - 152
 150

 151

 152

Umfassende Maßnahmen zur Entstigmatisierung von Sexarbeit und Sexarbeiter*innen
ein und fordern die Entwicklung entsprechender Aufklärungs- und
Sensibilisierungskampagnen.

Zeile 153 - 155
 153

 154

 155

Niedrigschwelligen und diskriminierungsfreien Zugang zu steuerlicher Erfassung
und selbständiger Tätigkeit ein, insbesondere für migrantische Sexarbeiter*innen
innerhalb der EU.

Zeile 156 - 159
 156

 157

 158

 159

Wir setzen uns für einen uneingeschränkten Zugang zu Rechtsschutz und
Arbeitsgerichtsbarkeit für Sexarbeiter*innen ein – unabhängig von
Aufenthaltsstatus – sowie für wirksame Möglichkeiten zur Durchsetzung von
Ansprüchen.       

Zeile 160 - 161
 160

 161

Unterstützung von kollektiven und selbstorganisierten Arbeitsformen von
Sexarbeiter*innen. 

Begründung
In diesem Antrag wird die Prostitution beschönigend dargestellt. Beispielsweise steht dort, dass 
mindestens 16,2% der Frauen und anderen in der Prostitution nicht krankenversichert seien. Die 
Evaluation des ProSchG, auf der diese Zahl beruht, ist nicht repräsentativ und methodisch 
fragwürdig. Das Frauenreferat Wiesbaden hat die repräsentativsten Daten in Deutschland 
zusammengetragen, da dort der gesamte Markt jede Woche analysiert wird. Dort sieht es so aus:
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"Die durchschnittliche Prostituierte in Wiesbaden

ist nichtdeutscher Herkunft (89,9 %),

kommt auch häufig aus dem Nicht-EU-Ausland (41 %),

hat ein Medianalter von 28 Jahren,

übt Prostitution im Haupterwerb aus (99,2 %)

und ist weder in Deutschland noch im Herkunftsland krankenversichert (78,8 %)“

(https://www.wiesbaden-gewaltfrei.de/wp-content/uploads/2025/07/
KFN_Evaluation_PDF_Version_komprimiert.pdf)

Die Politik der Linken muss sich an diesen Realitäten orientieren. Prostitution ist für die 
überwältigende Mehrheit der Betroffenen das Gegenteil von Selbstbestimmung, und bedeutet vor 
allem tägliche Gewalt.

Eine sozialistische Partei muss da, wo sich Ausbeutung und Elend überdeutlich wie in der 
Prostitution zeigen, ihre grundsätzliche Kritik formulieren, anstatt Vorschläge für bessere 
kapitalistische Marktbedingungen zu machen.

Im Übrigen kritisiert der Antrag Freiertum und die organisierten Strukturen, die den Menschenhandel 
– weitgehend legal – organisieren, mit keinem Wort. Stattdessen schlägt er vor, die deutschen 
Botschaften sollten dazu beitragen Frauen im Ausland für die deutsche Sexindustrie zu rekrutieren – 
ein haarsträubender Vorschlag.

In Deutschland haben rund 27% aller Männer schon mal für Sex bezahlt. Das ist ein hoher Wert. In 
Schweden liegt der Wert bei 9,5%, und ist unter jüngeren Männern deutlich niedriger (siehe https://
www.lisa-frauen.de/termine/zu-unseren-themen-veranstaltungen/ für mehr Informationen zum 
Thema Freiertum). Auch in Deutschland müssen wir diskutieren, wie man die Nachfrage verringern 
und Profit reduzieren kann, denn es ist die Nachfrage, die den Menschenhandel am Laufen hält.

Als Sozialistinnen und Sozialisten sollten wir uns klar gegen die Kommodifizierung, also das zur Ware 
machen, der Sexualität positionieren. Wir dürfen uns niemals gemein machen mit den 
Profitinteressen in diesem Bereich, indem wir zum Beispiel den Bordellbetreiberverband BSD in den 
Bundestag einladen (wie die Fraktion es leider wiederholt getan hat).

Unsere Schwesternparteien in Europa fassen Prostitution in ihrer großen Mehrheit als patriarchale 
Gewalt auf und haben entsprechende Gesetzesänderungen häufig mit erkämpft. Das „nordische 
Modell“ wurde in Skandinavien von links eingeführt und gilt dort als Erfolgsmodell unter 
Sozialist*innen (siehe zum Beispiel Interviews mit prominenten schwedischen und norwegischen 
Sozialistinnen hier: https://linke-gegen-prostitution.de/aktuelle-veranstaltungen/).

In der deutschen Linken ist das Thema seit Jahren umstritten. Deshalb haben der Parteirat (im Juni 
2025) und der Parteivorstand (in November 2025) zurecht beschlossen, dass das Thema umfassend 
diskutiert werden soll, und dass eine Veranstaltung in Berlin organisiert werden sollte. Die 
Feministische Kommission ist ihrem Auftrag zur Umsetzung dieses Beschlusses nicht nachgekommen, 
weshalb der Parteivorstand im März 2026 die Verantwortung für die Umsetzung übernommen hat. 
Diese Umsetzung sollte jetzt so schnell wie möglich erfolgen. Die Mitglieder des Parteivorstandes, die 
den ursprünglichen Antrag G.05 unterzeichnet haben, sollten ihrer Aufgabe zur Umsetzung des 
innerparteilichen Debattenprozesses nachkommen, statt mit einem solchen Antrag bereits das 
Ergebnis der Debatte vorwegnehmen zu wollen.
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Antrag G.05.001.1
Änderungsantrag zu G.05

Antragsteller*in: BAG LiSA und weitere

Zeile 1 - 2

 1 Solidarität mit Sexarbeiter*innen, für Rechte und Sichtbarkeit - Gegen Patriarchat,
staatliche Repression und Menschenhandel 

Antrag G.05 wird vom Parteitag nicht behandelt.

Begründung
Anträge zum Thema Prostitution haben das Potential unsere Partei zu zerreißen. Aus diesem Grunde 
hatte die zweite Tagung des 9. Parteitags beschlossen, einen geregelten Debattenprozess zu diesem 
Thema in der ganzen Partei zu führen.

Dieser Debattenprozess wurde vom Parteirat, der keinerlei Möglichkeiten hat einen solchen 
Debattenprozess zu organisieren, an den Parteivorstand gegeben. Der Parteivorstand delegierte das 
Thema an die Feministische Kommission, die auch keine Möglichkeiten sah zielführend tätig zu 
werden und es an den Parteivorstand zurückreichte.

Währenddessen gab es ein paar kleinere Online-Veranstaltungen zum politischen Umgang mit dem 
Thema Prostitution u.a. von der BAG LiSA.

Dass nun ohne einen geregelten Debattenprozess wiederum Anträge dazu eingebracht werden, hilft 
uns nicht weiter. Ohne eine solidarische Debatte finden wir keine breit getragene Position, die aber 
gefunden werden muss.

Unsere Bitte daher: Setzt diesen Antrag für heute ab und lasst uns die Debatte respektvoll führen.
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Antrag G.05.006.1
Änderungsantrag zu G.05

Antragsteller*in: OV Hamburg Eppendorf/Hoheluft Ost

Zeile 6 - 10
 6 Sexarbeit ist kein isoliertes Phänomen, sondern eingebettet in patriarchale 
 7 Machtverhältnisse, kapitalistische Ausbeutungslogiken und restriktivebedingt von patriarchalen 

Machtverhältnissen, kapitalistischen Ausbeutungverhältnissen und restriktiven Grenz- und
 8 Aufenthaltsregime. Gerade deshalb brauchtAufenthaltsregimen. Die spezifische Benachteiligung 

der Frau, welche auf der sozialen Ungleichheit von Menschen in der Klassengesellschaft basiert, 
gilt es im Kampf für soziale Gleichheit, demokratische Persönlichkeitsentfaltung und 
Vergesellschaftung von Produktion und Reproduktion zu überwinden. Es geht um dabei auch um 
Emanzipation von Ehe und Prostitution - zwei Seiten derselben Medaille der bürgerlichen 
Eigentumsverhältnisse und Sexualmoral. Die Linke kämpft für eine linke Position, die Solidarität 
mit 

 9 statt Stigmatisierung von Sexarbeiter*innen ins Zentrum stellt. Wir stehen an der 
 10 Seite aller Personen, die als Sexarbeiter*innen tätig sind. Welt der Gleichen unter Gleichen zur 

vollen freien Entfaltung einer und eines jeden.

Begründung
„Die Prostitution ist eine notwendige soziale Institution der bürgerlichen Welt, ebenso wie Polizei, 
stehendes Heer, Kirche und Unternehmerschaft.“ August Bebel: „Die Frau und der Sozialismus“, 1879.

„Eine Moral, ein Recht und Unrecht für beide Geschlechter! Was die Frau menschlich erniedrigt, das 
schändet auch den Mann.“ Clara Zetkin: Für Sittlichkeit und gleiches Recht. 6. Juni 1900

Antrag G.05.008.1
Änderungsantrag zu G.05

Antragsteller*in: BAG LiSA

Zeile 8 - 10
 8 Aufenthaltsregime. Gerade deshalb braucht es eine linke Position, die Solidarität mit 
 9 statt Stigmatisierung von Sexarbeiter*innen ins Zentrum stellt. Wir stehen an der 
 10 Seite allerProstitution als patriachales System kritisiert, jedoch solidarisch mit den Menschen ist 

die in diesem System arbeiten (müssen). Die Arbeitsbedingungen und Erfahrungen von 
Menschen in der Prostitution sind höchst unterschiedlich, trotzdem müssen wir die Prostitution 
im Zusammenhang mit dem Patriarchat thematisieren, dessen Effekt und Stütze sie zugleich ist. 
Während die Kundschaft nahezu vollständig (cis-)männlich ist, sind Menschen in der Prostitution 
zu einem großen Teil weiblich. So baut Prostitution einerseits auf einer patriarchal geprägten 
Sexualität auf, welche um die Bedürfnisse des Mannes kreist und Bedürfnisse von Frauen hinten 
angestellt. In der Prostitution wird dieses Verhältnis auf die Spitze getrieben: Ihr Bedürfnis zählt 
nichts, sein Bedürfnis alles. Prostitution ist jedoch nicht nur Effekt, sondern auch eine Stütze des 
Patriarchats. Der Zugang zu weiblichen Körpern ist für den Freier prinzipiell nur durch dessen 
finanziellen Möglichkeiten beschränkt. Damit wird gesellschaftlich das Bild der stets verfügbaren 
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Frau noch bestärkt. Prostitution betrifft daher nicht nur die Personen, die als Sexarbeiter*innen 
tätig sind. sie ausüben, sondern alle Mädchen und Frauen. Wir kritisieren Prostitution als 
System, das vorallem Körper von marginalisierten Gruppen, welche oft von Armut betroffen sind, 
sexuell ausbeutet. Insbesondere Frauen sind von Armut betroffen, genauso wie migrantische 
Menschen oder Trans*Personen, welche aufgrund von arbeitslosigkeit, unsicheren 
Aufenthaltsstatus oder einem eingeschränkten Zugang zu Sozialleistungen und 
Beratungsangeboten in die Prostitution getrieben werden. Die zunehmende Kürzungspolitik im 
Rahmen der Militarisierung und die vermehrten kriegerischen Auseinandersetzungen werden 
diese Tendenz weiter verstärken. Das bedeutet für uns konkret für armutsfeste Sozialleistungen 
unabhängig vom Aufenthaltsstatus, einen freien Zugang zum Arbeitsmarkt und einen 
feministischen Anti-Militarismus sowie eine feministische Sozialpädagogik zu kämpfen, die die 
patriarchale Geschlechterlogik hinterfragt. Unsere Perspektive ist eine Gesellschaft, in der alle 
ihre Sexualität frei leben können, sofern dies einvernehmlich und auch nicht auf Basis von 
ökonomischer Abhängigkeit passiert.

Begründung
Wir müssen mit Menschen in der Prostitution und Sexarbeit solidarisch sein, müssen uns aber auch 
über das System der Prostitution und zugehöriger Rolle im Kapitalismus bewusst sein.

Antrag G.05.033.1
Änderungsantrag zu G.05

Antragsteller*in: OV Hamburg Eppendorf/Hoheluft Ost

Zeile 33 - 36
 33 Feld ist. Sexarbeit als solche ist sehr vielfältig. Sie reicht von Formen der 
 34 Sexarbeit, die von einem hohen Grad an Selbstbestimmung geprägt sind, bis hin zu 
 35 prekären armuts- und ausbeutungsgeprägten Situationen, die gleichwertige Beachtung 
 36 verdienen.

Zeile 37 - 41
 37 Diese Vielschichtigkeit darf weder romantisiert noch negiert werden. Eine linke
 38 Analyse muss Widersprüche aushalten:Kritik muss darauf orientieren: Sexarbeit kannist Ort 

massiver Gewalt und
 39 Ausbeutung sein, kann aber auch Handlungsspielräume eröffnen oder gar ein 
 40 Lebensentwurf seinAusbeutung, in dem sich nur die Gewalt von Ausbeutung und Unterdrückung 

in der Klassengesellschaft spiegelt. Deswegen kämpft Die Linke dafür, dass sich niemand mehr 
prostituieren muss. Politische Antworten müssen sich an den realen Lebens- und

 41 Arbeitsbedingungen der Betroffenen orientieren. Sie müssen das materielle und ideologische 
Elend beenden, welches in die Prostitution treibt.
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Antrag G.05.051.1
Änderungsantrag zu G.05

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 51
 51 ein Ende haben. 

Besonders betroffen von Ausbeutung und Entrechtung sind migrantische Sexarbeiter*innen 
ohne gesicherten Aufenthaltsstatus. Arbeitsverbote, aufenthaltsrechtliche Unsicherheit und die 
Angst vor Abschiebung erschweren es vielen Betroffenen, sich gegen Gewalt, Ausbeutung und 
menschenunwürdige Arbeitsbedingungen zu wehren. Deshalb fordern wir den Zugang zu 
Gesundheitsversorgung, Beratung, arbeitsrechtlichem Schutz und sozialer Absicherung 
unabhängig vom Aufenthaltsstatus.

Migrantische Sexarbeiter*innen erleben häufig Mehrfachdiskriminierungen aufgrund von 
Herkunft, Sprache, Geschlecht, Aufenthaltsstatus oder Armut. Eine wirksame Politik gegen 
Ausbeutung muss diese Lebensrealitäten berücksichtigen und darf Diskriminierungsformen 
nicht isoliert voneinander betrachten.

Begründung
Der Antrag benennt Menschenhandel und Ausbeutung als zentrale Probleme, geht jedoch nicht 
ausreichend auf die besondere Situation vieler migrantischer Sexarbeiter*innen ein. Unsichere 
Aufenthaltsverhältnisse, Arbeitsverbote und die Angst vor aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen 
schaffen zusätzliche Abhängigkeiten und erhöhen das Risiko von Ausbeutung. Eine linke Politik zur 
Stärkung der Rechte von Sexarbeiterinnen muss diese strukturellen Bedingungen mit in den Blick 
nehmen. Den Antrag als ganzes Unterstützen wir allerdings und verweisen auf unseren Antrag G25 für 
eine detailliertere Auseinandersetzung mit migrantischen Sexarbeiter*innen.

Antrag G.05.065.1
Änderungsantrag zu G.05

Antragsteller*in: OV Hamburg Eppendorf/Hoheluft Ost

Zeile 65
 65 beziehen, die ihre sexuelle Selbstbestimmung garantieren.hin auf die Befreiung daraus und die 

Entwicklung sozialer Alternativen.

Antrag G.05.083.1
Änderungsantrag zu G.05

Antragsteller*in: OV Hamburg Eppendorf/Hoheluft Ost
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Zeile 83 - 84
 83 Sexarbeit als Arbeit an, jedoch wird dieserSexarbeit als extrem brutale Form von Ausbeutung 

und Unterdrückung an, welche in den allermeisten Fällen als notwendige 
 84 Überlebensstrategie nachgegangenFolge von Entrechtung, politisch und sozial geschaffener 

Armut, Flucht, mangelnden Sozialstaat und vorenthaltener Arbeit ist. Daraus folgt, dass die 
Politik in der Verantwortung 

Begründung
Während wir die Lohnarbeit von dem Joch der Ausbeutung und Entfremdung, weil sie auf die 
Steigerung des Mehrwerts gerichtet ist, befreien wollen, wollen wir Prostitution als Teil der 
bürgerlichen Gesellschaft mit ihrer geschlechterspezifischen Unterdrückung abschaffen.

Antrag G.05.101.1
Änderungsantrag zu G.05

Antragsteller*in: OV Hamburg Eppendorf/Hoheluft Ost

Zeile 101
 101 sichtbar machen und die strukturellen Ursachen von Ausbeutung beseitigen. 

Um diese Ziele zu erreichen, wirkt die Linke für:

Umfassende Wiederherstellung des Rechts auf Asyl!

Massiver Ausbau von Sozialstaat mit der Realisierung des Rechts auf Arbeit, Gesundheit, 
Wohnen sowie Bildung und Kultur!

Weg mit dem Sanktionsregime der sog. Grundsicherung - für eine wirkliche soziale 
Mindestsicherung!

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!

Abschaffung von § 218 und § 219: Abtreibung vollständig legalisieren!

Antrag G.06.26.1
Änderungsantrag zu G.06

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 26
 26 kostenfreie Mittagsversorgung in Kitas und Schulen durchzusetzen.

Ein diskriminierungsfreies Mittagessen bedeutet auch, dass unterschiedliche gesundheitliche, 
religiöse, kulturelle und ethische Ernährungsbedarfe verbindlich berücksichtigt werden. Dazu 
gehören vegetarische und vegane Angebote, allergenarme und medizinisch notwendige 
Ernährung sowie Speiseangebote, die frei von Schweinefleisch, Schweinegelatine und anderen 
nicht geeigneten tierischen Bestandteilen sind. Auch die Art der Zubereitung muss 
berücksichtigt werden, etwa bei halal- oder koschergerechten Angeboten, damit Kinder nicht 
durch Herkunft, Religion, Armut, Behinderung, Aufenthaltsstatus oder gesundheitliche 
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Einschränkungen vom gemeinsamen Essen ausgeschlossen oder beschämt werden.

Begründung
Der Antrag fordert zu Recht ein kostenfreies und gesundes Mittagessen für alle Kinder in Schulen und 
Kitas. Damit dieses Angebot tatsächlich diskriminierungsfrei ist, muss es für alle Kinder nutzbar sein. 
Unterschiedliche religiöse, kulturelle, gesundheitliche und ethische Ernährungsbedarfe dürfen nicht 
dazu führen, dass Kinder ausgeschlossen werden, hungrig bleiben oder sich vor anderen 
rechtfertigen müssen.

Dabei reicht es nicht aus, nur auf einzelne Lebensmittel wie Schweinefleisch zu verzichten. Auch 
tierische Bestandteile wie Gelatine, die Art der Zubereitung, mögliche Kreuzkontaminationen und die 
klare Kennzeichnung von Speisen sind entscheidend. Kinder aus muslimischen, jüdischen, 
vegetarisch oder vegan lebenden Familien sowie Kinder mit Allergien, chronischen Erkrankungen 
oder Behinderungen müssen gleichberechtigt am gemeinsamen Mittagessen teilnehmen können.

Ein linkes Konzept für kostenfreie Schul- und Kitaverpflegung muss deshalb nicht nur kostenlos, 
sondern auch zugänglich, inklusiv, transparent gekennzeichnet und beschämungsfrei sein.

Antrag G.07.09.1
Änderungsantrag zu G.07

Antragsteller*in: BV Berin - Steglitz-Zehlendorf

Zeile 9
 9

 10

Kartoffeln und andere (Stärke-)Knollen

(Wurzel-)Gemüse, Algen, Obst, Nüsse und Samen, Pilze

Begründung
Kartoffeln sind mit 55 Kg/ Kopf/ Jahr neben Getreide (82 Kg) und der Kategorie Gemüse & Obst (105 
Kg) das so gut wie am meisten konsumierte Grundnahrungsmittel in Deutschland. Es ist darüber 
hinaus für viele Identitätsstiftend und sollte in der Aufzählung nicht fehlen. Die Benennung als 
Wurzelgemüse fordert kenntnisreiche Leser zum Widerspruch auf, da Kartoffeln biologisch Knollen 
sind, sie in der Pflanze der Speicherung, nicht der Aufnahme von Nährstoffen dient.

Antrag G.08.23.1
Änderungsantrag zu G.08

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 23
 23 über ihre Optionen aufzuklären.

Aufklärungs- und Informationsangebote zur Notfallverhütung müssen barrierefrei, 
mehrsprachig und diskriminierungsfrei verfügbar sein. Sie müssen insbesondere auch für 
Menschen mit Flucht- und Migrationsgeschichte, Menschen ohne sicheren Aufenthaltsstatus, 
sowie Personen mit geringen Deutschkenntnissen niedrigschwellig zugänglich 
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sein.Aufklärungs- und Informationsangebote zur Notfallverhütung müssen barrierefrei, 
mehrsprachig und diskriminierungsfrei verfügbar sein. Sie müssen insbesondere auch für 
Menschen mit Flucht- und Migrationsgeschichte, Menschen ohne sicheren Aufenthaltsstatus, 
sowie Personen mit geringen Deutschkenntnissen niedrigschwellig zugänglich sein.

Begründung
Der Zugang zu Informationen über sexuelle und reproduktive Gesundheit ist nicht für alle Menschen 
gleichermaßen gewährleistet. Sprachliche Barrieren, Diskriminierungserfahrungen und 
Unsicherheiten bezüglich des Aufenthaltsstatus erschweren vielen Menschen den Zugang zu 
Beratung und Gesundheitsleistungen. Eine tatsächliche Selbstbestimmung setzt voraus, dass 
Informationen für alle zugänglich sind.

Antrag G.09.21.1
Änderungsantrag zu G.09

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 21
 21 schwer erkrankte Menschen darstellen.

Diagnostik, Beratung, Behandlung und sozialrechtliche Unterstützung müssen barrierefrei, 
diskriminierungssensibel und mehrsprachig ausgestaltet werden. Dabei ist sicherzustellen, 
dass Menschen unabhängig von Herkunft, Aufenthaltsstatus oder Sprachkenntnissen einen 
gleichberechtigten Zugang zu medizinischer Versorgung und sozialrechtlicher Unterstützung 
erhalten.

Begründung
Menschen mit Migrations- und Fluchtgeschichte stoßen im Gesundheitswesen häufig auf sprachliche, 
strukturelle und institutionelle Hürden. Dies gilt insbesondere bei schwer diagnostizierbaren 
Erkrankungen wie ME/CFS und Long COVID. Eine diskriminierungssensible und zugängliche 
Versorgung ist Voraussetzung für eine gerechte Gesundheitsversorgung.

Antrag G.09.30.1
Änderungsantrag zu G.09

Antragsteller*in: BV Berlin-Mitte

Zeile 30
 30 Die Bundestagsfraktion erarbeitet einen Gesetzesentwurf dazu.

Die erleichterte Feststellung des Pflegegrads bei ME/CFS durch die Anpassung der 
Begutachtungsrichtlinien nach SGB XI, die der fluktuierenden Symptomlast, der Post-
Exertional Malaise (PEM) und der eingeschränkten Belastbarkeit bei Begutachtungssituationen 
angemessen Rechnung trägt.

Die Übernahme der Kosten für Off-Label-Medikamente durch die gesetzlichen Krankenkassen, 
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die in der Behandlung von ME/CFS von behandelnden Ärztinnen und Ärzten aufgrund 
klinischer Erfahrung befürwortet werden.

Die Bundestagsfraktion erarbeitet einen Gesetzesentwurf dazu.

Begründung
Zu Pflegegrad / Begutachtungsrichtlinien:

ME/CFS-Erkrankte sehen oft gesund aus – das ist kein Zeichen von Gesundheit, sondern Folge der 
Erkrankung selbst. Das zentrale Symptom, die Post-Exertionelle Malaise, bewirkt, dass jede Belastung 
die Erkrankung verschlimmert. Wer sich schont, verhindert einen Crash – wirkt dabei aber nach 
außen funktionsfähiger als er ist. Eine Begutachtungssituation ist für Betroffene bereits eine 
erhebliche Belastung, deren Folgen erst Stunden oder Tage später sichtbar werden. Die aktuellen 
Begutachtungsrichtlinien nach SGB XI erfassen diesen fluktuierenden, belastungsabhängigen 
Charakter der Erkrankung nicht. Betroffene werden dadurch strukturell benachteiligt: Wer die Energie 
aufwendet, sich beim Gutachter zu präsentieren, zahlt dafür mit einer Verschlechterung seines 
Zustands – und bekommt dennoch keinen angemessenen Pflegegrad. Das muss sich ändern.

Zu Off-Label-Kostenübernahme:

Für ME/CFS gibt es kein zugelassenes Medikament. Behandelnde Ärztinnen und Ärzte greifen deshalb 
auf Medikamente zurück, die auf Basis klinischer Erfahrung wirksam sind. Diese Kosten bleiben 
vollständig bei den Betroffenen hängen – monatlich teils mehrere hundert Euro. Menschen, die 
wegen ME/CFS nicht mehr arbeiten können und auf Krankengeld oder Erwerbsminderungsrente 
angewiesen sind, können das nicht leisten. Es ist nicht akzeptabel, dass eine schwere Erkrankung 
arm macht, weil die Kassenleistungen nicht mit der medizinischen Realität Schritt halten. Wenn eine 
Ärztin oder ein Arzt ein Medikament auf Grundlage von Erfahrungswissen verschreibt, muss die GKV 
die Kosten tragen.

Antrag G.12.03.1
Änderungsantrag zu G.12

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 3
 3 Feuerwerkskörpern der Kategorie F2 ein. FSilvesterfeuerwerk soll künftig ausschließlich im 

Zeile 22
 22 verbessern.

5. Pyrotechnik ist in Stadien, bei Sport-Events oder Konzerten ein essenzieller Teil von Subkultur 
und wird derzeit insbesondere in Stadien völlig überzogen und sinnlos kriminalisiert. Wir wollen 
Pyrotechnik in Zusammenarbeit mit organisierten Fan-Szenen und Veranstaltern ermöglichen. 
Auch Pyrotechnik bei Demonstrationen muss möglich sein, wenn die Sicherheit der 
Teilnehmenden garantiert wird. Für uns ist klar: Pyrotechnik ist doch kein Verbrechen.

Begründung
Wir haben aus den im Antrag genannten Gründen bereits in vergangenem Wahlprogramm gefordert, 
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das private Böllern an Silvester zu reduzieren. Deshalb unterstützt der Parteivorstand diesen Antrag 
in seiner grundsätzlichen Richtung.

Zugleich ist Pyrotechnik für viele Menschen in der Fußball-Ultra-Szene, auf Demonstrationen oder 
auf Festivals eine wichtige Ausdrucksform, die derzeit kriminalisiert wird. Gefahren für Menschen, 
insbesondere im Stadion, entstehen dadurch, dass es keinen legalen Rahmen für Pyrotechnik gibt.
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Antrag G.14.3.1
Änderungsantrag zu G.14

Antragsteller*in: KV Ortenau und Maren Thimm

Zeile 3 - 4
 3 Anlage 1 des Betäubungsmittelgesetzes und eine Legalisierung für Therapeut*innen 
 4 sowie volljährige Konsument*innen und entsprechende Gesetzesänderungen ein.

Stattdessen sollen die beiden Substanzen in die Anlage 3 des Betäubungsmittelgesetzes 
überführt werden, um eine Behandlung bei unterschiedlichen Krankheiten zu ermöglichen.

Begründung
Der ursprüngliche Antrag beinhaltet keinerlei Ausblick darauf wie die Legalisierung geschehen soll. 
Wie man im Beispiel Cannabis sieht, ist das aber ein wichtiger Aspekt der Legalisierung. Eine 
Teillegalisierung in der die Wirkstoffe Patient*innen zugänglich gemacht werden ist ein wichtiger 
Schritt, der gesetzlich auch zeitnah umsetzbar ist .

Antrag G.15.02.1
Änderungsantrag zu G.15

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 2 - 8
 2 Die Partei lässtprüft im Rahmen des Programmprozesses alle unsere Forderungen und
 3 Abschnitte auf die Vereinbarkeit mit den planetaren Grenzen, also der physikalischen 
 4 Realität, wissenschaftlich prüfen. 
 5 Unsere Programme müssen jetzt und künftig auf Vereinbarkeit mit den physikalischen 
 6 Grenzen der Natur geprüft werden, ob sie zukunftsfähig sind und ob sie Menschen in 
 7 anderen Ländern nicht schaden. Dabei orientieren wir uns am Konzept der Planetaren 
 8 Grenzenauf die Vereinbarkeit mit den planetaren Grenzen, also der physikalischen Realität.

Begründung
Unser Ziel als Linke ist es, eine nachhaltige Produktions- und Lebensweise zu etablieren, die die 
Lebensqualität der Menschen verbessert, gute Arbeit garantiert und dabei planetare Grenzen 
respektiert. Was wir hierfür brauchen, wird gerade in der Programmdebatte unter dem 
Themenschwerpunkt "sozial-ökologische Transformation" diskutiert. 

Eine externe Prüfung von Wissenschaftler*innen kann für uns als demokratische Partei keine Option 
sein. Am Ende entscheiden ja auch die Mitglieder demokratisch über das Programm und nicht 
Wissenschaftler*innen.

Antrag G.15.8.1
Änderungsantrag zu G.15

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX
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Zeile 4 - 8
 4 Realität, wissenschaftlich prüfen. 
 5 Unsere Programme müssen jetzt und künftig auf Vereinbarkeit mit den physikalischen
 6 Grenzen der Natur geprüft werden, ob sie zukunftsfähig sind und ob sie Menschen in
 7 anderen Ländern nicht schaden. Dabei orientieren wir uns am Konzept der Planetaren
 8 GrenzenGrenzen. Zusätzlich sind globale Gerechtigkeit, koloniale Kontinuitäten, ungleiche 

Ressourcenverteilung und die Externalisierung ökologischer Schäden in den Globalen Süden 
ausdrücklich mitzuberücksichtigen. Ein zukunftsfähiges Parteiprogramm darf ökologische 
Verantwortung nicht national verengen, sondern muss die Folgen deutscher und europäischer 
Produktions-, Handels- und Konsummuster sowie Kolonialgeschichte, Ressourcenberaubung und 
Ausbeutung für Menschen im Globalen Süden konsequent einbeziehen.

Begründung
Die Überschreitung planetarer Grenzen ist untrennbar mit globaler Ungleichheit, kolonialen 
Kontinuitäten und kapitalistischer Ausbeutung verbunden. Ökologische Politik darf nicht nur aus 
deutscher oder europäischer Perspektive gedacht werden. Eine linke Programmatik muss 
berücksichtigen, wer historisch von Ressourcenverbrauch profitiert hat und wer heute die Folgen von 
Klimakrise, Umweltzerstörung und Rohstoffausbeutung besonders trägt.

Antrag G.16.16.1
Änderungsantrag zu G.16

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 16 - 17
 16

 17

PlattformbetreiberPlattformen und KI-Anbieter verpflichtet werden, solche Inhalte 
unverzüglich zu entfernen 
undim Falle der Darstellung und Verbreitung von sexualisierter Gewalt die Accounts zu sperren 
und Strafanzeige zu erstatten. Sie müssen die Meldewege niedrigschwelliger gestalten und die 
Ermittlungsbehörden zuumfassend unterstützen!.

Begründung
Die Plattformbetreiber und KI-Anbieter müssen bei sexualisierter Gewalt stärker in die Pflicht 
genommen werden. Der Änderungsvorschlag versucht dem besser Rechnung zu tragen. 

Antrag G.16.17.1
Änderungsantrag zu G.16

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 17
 17 und Ermittlungsbehörden zu unterstützen!

- Seite 92 -



Alle Maßnahmen gegen die Verbreitung dürfen nicht zu einer Schwächung oder Umgehung der 
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung, zur Einführung von Client-Side-Scanning oder zu einer 
massenhaften Durchsuchung privater Kommunikation (Chatkontrolle) führen. Verpflichtungen für 
Plattformen orientieren sich am Digital Services Act und dem dort verankerten Verbot 
allgemeiner Überwachungs- und Filterpflichten, verpflichtende Upload-Filter werden 
ausgeschlossen.

Begründung
Für besseren Opferschutz und Prävention ist es wichtig, dass auch für vulnerable Personen 
geschützte, sichere Online-Räume bereitstehen. Chatkontrollen, Client-Side-Scanning und 
geschwächte Verschlüsselung gefährden die Privatsphäre potenzieller Opfer selbst, weshalb unter 
anderem auch der Kinderschutzbund Chatkontrollen ablehnt. Seit jeher wird politisch versucht, mit 
dem vermeintlichen Schutz vor sexualisierter Gewalt Begehrlichkeiten staatlicher Überwachung zu 
begründen. Es ist sinnvoll, sich politisch davon abzugrenzen, wenn zu Pflichten von Plattformen 
Forderungen aufgestellt werden.

Antrag G.16.19.1
Änderungsantrag zu G.16

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 19
 19 Die Linke soll sich politisch dafür einsetzen, dass:

in den Ausbildungs- und Studiengängen für Behörden, Gerichte und Polizei sowie an den 
allgemein- und berufsbildenden Schulen die Wissensvermittlung zu sexualisierter Gewalt 
verpflichtend wird

Begründung
Neben der verbesserten Unterstützung von Betroffenen ist die Vermittlung von Wissen über 
sexualisierte Gewalt in der Ausbildung künftiger Mitarbeiter*innen der Strafverfolgungsbehörden 
(Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichte) notwendig. Außerdem ist das Thema bereits an Schulen zu 
behandeln, damit Schüler*innen einen angemessenen Umgang mit den Darstellungen sexualisierter 
Gewalt erlernen. 

Antrag G.16.30.1
Änderungsantrag zu G.16

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 30
 30 weitergeleitet werden.

Ebenfalls von der Strafbarkeit ausgenommen sind einvernehmliche Gewaltinszenierungen, die 
mit Zustimmung aller Akteur*innen und unter guten Arbeits- und 
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Menschenrechtsbedingungen entstanden sind (z. B. in Pornos oder künstlerischen Aktionen)

Begründung
Mit der Unterscheidung zwischen Bildaufnahmen von sexualisierten Gewalttaten (die gegen den 
Willen der Betroffenen erfolgen) und einvernehmlichen Gewaltinszenierungen (die auf dem Konsens 
der Beteiligten beruhen)  können sexualrepressive, d. h. gegen die sexuelle Emanzipation gerichtete 
Lesarten vermieden werden. 

Antrag G.17.23.1
Änderungsantrag zu G.17

Antragsteller*in: Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 23
 23 Gewerkschaften, Sozialverbände, Mieter*inneninitiativen, linke Organisationen, migrantische 

Selbstorganisationen, antirassistische Initiativen, Geflüchtetenselbstorganisationen, 
Antidiskriminierungsberatungen etc. 

Begründung
Kommunaler Sozialabbau trifft migrantische und rassifizierte Menschen besonders stark, etwa durch 
Kürzungen bei Beratung, Bildung, Jugendhilfe, sozialer Infrastruktur und Teilhabeangeboten. 
Widerstandsbündnisse gegen Sozialkahlschlag müssen deshalb migrantische Selbstorganisationen, 
Geflüchteteninitiativen und antirassistische Strukturen von Anfang an einbeziehen.

Antrag G.19.007.1
Änderungsantrag zu G.19

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, KV Karlsruhe, Lara Kubach (KV 
Karlsruhe) und weitere

Zeile 7
 7 Russlands andauernder Krieg gegen die Ukraine, Trumps Angriff aufdie imperialistischen Kriege 

und Drohungen der USA gegen Venezuela und der , Kuba oder Bolivien, der 

Begründung
Der sich verstärkende US Imperialismus sollte auch als das benannt werden was er ist.

Antrag G.19.059.1
Änderungsantrag zu G.19

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, KV Karlsruhe, Rocco Jörger (Del. LV 
Baden-Württemberg) und weitere
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Zeile 59
 59 das auf der StärkungDurchsetzung des Völkerrechts, der Erneuerung multilateraler Institutionen 

- 

Antrag G.19.085.1
Änderungsantrag zu G.19

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, KV Karlsruhe, Rocco Jörger (Del. LV 
Baden-Württemberg) und weitere

Zeile 85 - 88
 85 Wir setzen uns für ein erweitertes Verständnis von Sicherheit ein, das soziale,
 86 demokratische und militärische Dimensionen zusammenführt. Sicherheit bedeutet für uns
 87 nicht nur Schutz vor militärischen Bedrohungen, sondern soziale Absicherung,
 88 demokratische Teilhabe und gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Wir erkennen den Sicherheitsbegriff vor allem im Bezug auf soziale Sicherheit an. Während 
militärische Absicherung einzig die Interessen der Herrschenden schützt, ist es unsere Aufgabe 
den Sicherheitsbegriff neu zu definieren und eine sozial-antimilitaristische Bewegung 
aufzubauen.

Zeile 89 - 91
 89 Wir wollen Sicherheitspolitik demokratisieren; dafür ist es notwendig, eine Debatte
 90 über „gesamtgesellschaftliche Verteidigungsfähigkeit“ zu führen, die auf der aktiven
 91 Verteidigung demokratischer und sozialer Errungenschaften basiert.

Zeile 92 - 94
 92 Gleichzeitig erkennen wir an, dass militärische Abschreckung unter den aktuellen
 93 Bedingungen notwendig ist, setzen uns jedoch dafür ein, die Spirale der Aufrüstung zu
 94 durchbrechen, wie durch die Wiederbelebung internationaler Rüstungskontrollabkommen.

Begründung
Es ist nicht unsere Aufgabe einen Staat zu schützen, der für uns und unsere Mitmenschen nichts zu 
bieten hat.

Antrag G.19.095.1
Änderungsantrag zu G.19

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, KV Karlsruhe, Rocco Jörger (Del. LV 
Baden-Württemberg) und weitere

Zeile 95
 95 Europäische Verteidigungsstruktur,Für Frieden und kollektive SicherheitDeeskalation
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Zeile 96 - 100
 96 Wir setzen auf eine eigenständige, europäische Verteidigungsstruktur, die klar 
 97 defensiv ausgerichtet ist und auf der BeistandsverpflichtungAbrüstung und friedenspolitische 

Lösungen. Dazu gehört nicht nur die Forderung von Deeskalation gegenüber anderen Staaten 
oder Machtbündnissen, sondern auch und vor allem der Druck auf Deutschland und die EU. Wir 
stellen uns der Jahrhundertaufrüstung der Europäischen Union

 98 beruht, dieund der Bundesregierung entschieden entgegen. Heute wie auch vor 100 Jahren 
gelten für ihre Realisierbarkeit eine gemeinsame Kommandostrukturen und 

 99 koordinierte Planungsprozesse braucht. Ihr Ziel ist der Schutz desuns die Worte von Karl 
Liebknecht: „Der Hauptfeind steht im eigenen

 100 Territoriums, der Bevölkerung, kritischer Infrastruktur und der Cyberabwehr.Land“. Wir sind es 
die den Widerstand gegen die geplanten Kriege der Herrschenden anführen müssen!

Zeile 101 - 104
 101 Gleichzeitig wollen wir die Fragmentierung und Konkurrenz der nationalen
 102 Rüstungsindustrien überwinden und stattdessen eine koordinierte europäische
 103 Beschaffung aufbauen. Öffentliche Mittel sollen nicht länger Lobbyinteressen bedienen
 104 oder in ineffiziente Parallelstrukturen und Konzerngewinne fließen.

Zeile 105 - 111
 105 Langfristig streben wir eine demokratische Kontrolle und eine Verstaatlichung der
 106 Rüstungsindustrie an, damit das Profitmotiv aus der Waffenproduktion verschwindet und
 107 Grundlagen für echte Abrüstung geschaffen werden. Darüber hinaus verfolgen wir das
 108 Ziel, wieder Systeme kollektiver Sicherheit aufzubauen, die über militärische
 109 Bündnisse hinausgehen und einen Rahmen für die kooperative Bearbeitung von Konflikten
 110 schaffen. Vertrauensbildende Maßnahmen und schrittweise Abrüstung sind zentrale
 111 Bausteine auf diesem Weg.

Begründung
In einer Welt in der die EU und Deutschland an der Spitze der globalen Aufrüstung stehen, darf es 
nicht unsere Forderung sein die Kriegstreiberei der EU noch effezienter zu machen. Wir setzen auf 
Internationalismus und eine geeinte Arbeiterklasse im Kampf gegen Krieg und Ausbeutung.

Antrag G.19.128.1
Änderungsantrag zu G.19

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, KV Karlsruhe, Rocco Jörger (Del. LV 
Baden-Württemberg) und weitere

Zeile 128
 128 eine feministische Perspektive ein, die die Lebensrealitäten von Frauen und FLINTA* und 
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Antrag G.20.013.1
Änderungsantrag zu G.20

Antragsteller*in: BAG Klimagerechtigkeit, Martin Bauhof (Del.), Kim Sophie 
Bohnen (Del.) und weitere

Zeile 13 - 15
 13 einzige Partei, die Klimaschutz nicht dem Markt überlassen will. Dennoch bleiben 
 14 zentrale strategische Fragen einer sozialistischen Klimapolitik und ihrer Umsetzung 
 15 bislang unbeantwortet. 

Begründung
Dieser Teil soll zusammen mit dem nachfolgenden Textstellen gelöscht werden, die unterstellte 
Unklarheit der Positionen unserer Partei liegt aus unserer Sicht nicht vor. Zu den beispielhaft 
angeführten "Fragen" gibt es eine Reihe gut ausformulierter Analysen und Forderungen. Wer die 
Programmatik der Linken neu ausrichten möchte, sollte das im Rahmen des laufenden 
Programmprozesses tun.

Antrag G.20.016.1
Änderungsantrag zu G.20

Antragsteller*in: BAG Klimagerechtigkeit,  Martin Bauhof (Del.), Kim Sophie 
Bohnen (Del.) und weitere

Zeile 16 - 20
 16 Offen ist etwa, welche Rolle Preissignale und Verbrauchssteuern in unserer
 17 Klimapolitik spielen sollen – eine Debatte, die nicht zuletzt im Zuge des Irankrieges
 18 neue Aktualität gewonnen hat. Können hohe Preise für fossile Energie und Kraftstoffe
 19 die Dekarbonisierung vorantreiben? Und ist die Besteuerung von CO2 eine sinnvolle
 20 klimapolitische Maßnahme?

Begründung
Es gibt in u.a. in unseren Wahlprogrammen zur Bundestagswahl kohärente und geklärte Positionen zu 
Preisen und Klimapolitik, das hat sich durch den Iran-Krieg nicht verändert. Weiterführende 
grundlegende Positionen sollten im Rahmen des Programmprozesses geklärt werden, nicht durch 
vorgelagerte Beschlüsse auf diesem Bundesparteitag.

Antrag G.20.033.1
Änderungsantrag zu G.20

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 33
 33 versprechen. Von Energiearmut und steigenden Lebenshaltungskosten sind Menschen nicht 
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gleichermaßen betroffen. Migrantisierte und rassifizierte Menschen, Alleinerziehende, Menschen 
mit unsicherem Aufenthaltsstatus, prekär Beschäftigte und armutsbetroffene Haushalte sind 
häufig besonders belastet. Eine sozialistische Klimapolitik muss diese ungleichen 
Ausgangsbedingungen berücksichtigen und Entlastungen so gestalten, dass sie diejenigen 
erreichen, die strukturell am stärksten betroffen sind.

Die Linke erkennt zudem an, dass die Folgen der Klima- und Umweltkrise aufgrund von 
Imperialismus, Kolonialismus und neokolonialen Abhängigkeitsverhältnissen den Globalen 
Süden besonders stark treffen. Die Ausbeutung und Aneignung von Ressourcen, 
Stellvertreterkriege, die Verlagerung von Müll und Umweltbelastungen in Länder des Globalen 
Südens sowie die Auslagerung besonders klimaschädlicher Produktionsprozesse tragen dazu bei, 
dass die Folgen des Klimawandels dort besonders gravierend sind. Die Linke erkennt die daraus 
erwachsende Verantwortung Deutschlands und Europas an und setzt sich dafür ein, dieser 
Verantwortung durch konkrete politische Maßnahmen gerecht zu werden.

Begründung
Klimapolitik und Energiepolitik sind auch soziale und antirassistische Fragen. Steigende 
Energiepreise, schlechte Wohnverhältnisse und prekäre Beschäftigung treffen marginalisierte 
Gruppen besonders hart. Eine linke Klimapolitik muss deshalb ökologische Transformation, soziale 
Entlastung und Antidiskriminierung zusammendenken.

Antrag G.20.055.1
Änderungsantrag zu G.20

Antragsteller*in: BAG Klimagerechtigkeit,  Martin Bauhof (Del.), Kim Sophie 
Bohnen (Del.) und weitere

Zeile 55
 55 breite Bevölkerung ermöglichen - etwa durch die Produktion bezahlbarervon Bussen und 

Bahnen, bezahlbaren Elektroautos, 

Begründung
Für einen Ausbau des Nahverkehrs werden Busse und Bahnen benötigt, das ist zentraler Baustein 
unserer Vision einer sozial-ökologischen Transformation für die breite Bevölkerung. Dies hier 
wegzulassen führt zu einer missverständlichen und einseitigen Fokussierung auf das Auto, von der 
wir uns aus guten Gründen verabschiedet haben.

Antrag G.20.086.1
Änderungsantrag zu G.20

Antragsteller*in: BAG Klimagerechtigkeit,  Martin Bauhof (Del.), Kim Sophie 
Bohnen (Del.) und weitere

Zeile 86
 86 die wenig haben. 
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 87 Das Bahnfahren muss wieder bezahlbar sein. Dazu wollen wir die Deutsche Bahn verpflichten. 6. 
Wir wollen die Trassenpreise und die Bahnstromsteuer senken und die Mehrwertsteuer für 
den öffentlichen Nah- und Fernverkehr abschaffen.

Begründung
Die Bahn ist ein zentraler Baustein einer sozial-ökologischen Mobilitätswende, wie wir in zahlreichen 
Beschlüssen bereits betonen. Sie hier außen vor zu lassen führt zu einer Schieflage, die uns 
missverständlich als Partei der Autofahrer*innen erscheinen lassen könnte, die sich für die Belange 
von auf den ÖPNV Angewiesenen nicht allzu sehr interessiert.

Antrag G.20.116.1
Änderungsantrag zu G.20

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 116
 116 Die Absenkung der Energiesteuer/StromsteuerStromsteuer auf das europäische Minimum. 4. 

Dies 

Begründung
Die Forderung nach der Senkung aller Energiesteuern auf das europäische Mindestmaß würde auch 
die Steuern auf Benzin, Diesel sowie verschiedene fossile Kraft- und Wärmeträger beinhalten. Wir 
kritisieren den Tankrabatt der Bundesregierung. Die vorgeschlagene Steuersenkung wäre ein noch 
größerer Tankrabatt. (Benzin würde um fast 30 Cent gesenkt). Autofahren würde gegenüber 
öffentlichem Verkehr deutlich an Attraktivität gewinnen. Erdgas als Kraftstoff (z.B. LNG) würde auch 
deutlich günstiger werden (um ca. 65%). Dadurch würden auch in der Logistik fossile Kraftstoffe 
deutlich bevorzugt werden, wovon vor allem Besitzer von Sattelschleppern und Kreuzfahrtschiffen 
profitieren würden.

Antrag G.20.126.1
Änderungsantrag zu G.20

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 126
 126 Höchstpreise einigen, profitiert davon insbesondere auch der Globale Süden. 

Wir fordern die Wiedereinführung des 9-Euro-Tickets. In der Energiekrise 2022 hat das 9-Euro-6. 
Ticket Millionen Menschen entlastet und gezeigt, dass (quasi) kostenfreier Nahverkehr möglich 
ist. Wir müssen den öffentlichen Nahverkehr massiv ausbauen, um Alternativen zum 
Autofahren zu schaffen.

Begründung
Zudem ist es wichtig, uns immer auch für die Stärkung von Alternativen zum fossilen Verkehr 
einzusetzen. Das 9-Euro-Ticket war 2022 für Millionen Menschen eine direkte Entlastung, die 
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Einführung jetzt wäre überfällig.

Antrag G.21.10.1
Änderungsantrag zu G.21

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 3 - 34
 3 Die Mieten explodieren, immer mehr Menschen sind wohnungslos, obwohl überall
 4 Wohnungen leerstehen und die Regierung aus SPD und CDU skandiert in einem fort
 5 "Bauen, Bauen, Bauen". Wir stellen uns dagegen und fordern neben strengen
 6 Mietenregulierungen und einem Mietendeckel bundesweit eine linke Baupolitik, die die
 7 Eigentumsfrage stellt und die Wohnraumversorgung als soziale Frage und als Grundrecht
 8 zugrunde legt. Die Mietpreisbremse ist in der Praxis seit vielen Jahren wirkungslos.
 9 Vermietungspraktiken, die die Not der Mieter ausnutzen, müssen entschlossen auf allen
 10 Ebenen bekämpft werden. 
 11 Gemeinsam mit Mieter*innen wehren wir uns gegen die Finanzialisierung unserer
 12 Grundbedürfnisse. Um günstig bauen zu können und zwar entsprechend der Bedarfe vor
 13 Ort, braucht es öffentliche Bau- und Planungskapazitäten und wir unterstützen die
 14 Forderung nach einer Stärkung öffentlicher Baugesellschaften, statt diese abzubauen.
 15 Die Bau- und Planungspolitik ist bundesweit in einer tiefen Krise, während
 16 Immobilienentwickler und Baukonzerne fette Profite machen mit Bürohochhäusern und
 17 anderen Immobilien, die wir nicht brauchen. Statt der Immolobby unsere grünen
 18 Stadträume zu überlassen, wollen wir als Linke gegensteuern, indem wir diesen
 19 gesellschaftlich so wichtigen Sektor öffentlich und sozial-ökologisch transformieren.
 20 Wir stellen auch in der Baupolitik die Eigentumsfrage, weil wir einen öffentlichen
 21 Wohnungssektor als Grundlage für die sichere Wohnraumversorgung ansehen und dafür
 22 auch das Eigentum an Produktionsmitteln in öffentlicher und gemeinwohlorientierter
 23 Hand brauchen; wozu für uns im Rahmen einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit auch die
 24 Genossenschaften und kommunale Wohnungsbaugesellschaften Partner*innen sind.

 25 Unsere Städte und Dörfer müssen gemeinsam mit den Menschen geplant und gestaltet
 26 werden, weshalb wir die Bürgerbeteiligung und den Umweltschutz gegen die aktuellen
 27 Angriffe der Bundesregierung verteidigen. Dass CDU und SPD mit der aktuellen
 28 Novellierung des Bundesbaugesetzbuchs den Umweltschutz zugunsten der Immolobby
 29 schleifen möchte und sogar die Kinder- und Jugendbeteiligung abschaffen, ist ein
 30 planungspolitischer Sündenfall. Stadtplanungs- und Baupolitik ist eine demokratische
 31 Frage und diese wurde mit dem Wiederaufbau im Nachkriegsdeutschland als wichtiges
 32 Element im Baurecht erkämpft und verankert. Wir stellen die Eigentumsfrage und rufen
 33 laut: Die Städte gehören den Menschen, nicht den Konzernen! Wir wollen demokratisch
 34 planen und bauen und in Zeiten der Klimakrise selbstverständlich ökologisch.

Die Mieten explodieren, immer mehr Menschen sind wohnungslos, obwohl überall Wohnungen 
leerstehen und die Regierung aus SPD und CDU skandiert in einem fort "Bauen, Bauen, Bauen". 
Wir stellen uns dagegen und fordern neben strengen Mietenregulierungen und einem 
Mietendeckel bundesweit eine linke Baupolitik, die die Eigentumsfrage stellt und die 
Wohnraumversorgung als soziale Frage und als Grundrecht zugrunde legt. Die Mietpreisbremse 
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ist in der Praxis seit vielen Jahren wirkungslos. Vermietungspraktiken, die die Not der Mieter 
ausnutzen, müssen entschlossen auf allen Ebenen bekämpft werden. Dabei muss auch 
Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt konsequent bekämpft werden. Migrantisierte und 
rassifizierte Menschen, Geflüchtete, Menschen mit nicht-deutsch klingendem Namen, Familien 
mit vielen Kindern und Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus aber auch queere Menschen 
und Menschen mit Behinderungen erleben bei der Wohnungssuche häufig rassistische, 
diskriminierende und soziale Ausgrenzung. Linke Bau- und Wohnungspolitik muss deshalb 
Antidiskriminierung, Barrierefreiheit, Zugang zu bezahlbarem Wohnraum und wirksame Kontroll- 
und Beschwerdestrukturen zusammendenken.

Gemeinsam mit Mieter*innen wehren wir uns gegen die Finanzialisierung unserer 
Grundbedürfnisse. Um günstig bauen zu können und zwar entsprechend der Bedarfe vor Ort, 
braucht es öffentliche Bau- und Planungskapazitäten und wir unterstützen die Forderung nach 
einer Stärkung öffentlicher Baugesellschaften, statt diese abzubauen. Die Bau- und 
Planungspolitik ist bundesweit in einer tiefen Krise, während Immobilienentwickler und 
Baukonzerne fette Profite machen mit Bürohochhäusern und anderen Immobilien, die wir nicht 
brauchen. Statt der Immolobby unsere grünen Stadträume zu überlassen, wollen wir als Linke 
gegensteuern, indem wir diesen gesellschaftlich so wichtigen Sektor öffentlich und sozial-
ökologisch transformieren. Wir stellen auch in der Baupolitik die Eigentumsfrage, weil wir einen 
öffentlichen Wohnungssektor als Grundlage für die sichere Wohnraumversorgung ansehen und 
dafür auch das Eigentum an Produktionsmitteln in öffentlicher und gemeinwohlorientierter 
Hand brauchen; wozu für uns im Rahmen einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit auch die 
Genossenschaften und kommunale Wohnungsbaugesellschaften Partner*innen sind.

Unsere Städte und Dörfer müssen gemeinsam mit den Menschen geplant und gestaltet werden, 
weshalb wir die Bürgerbeteiligung und den Umweltschutz gegen die aktuellen Angriffe der 
Bundesregierung verteidigen. Dass CDU und SPD mit der aktuellen Novellierung des 
Bundesbaugesetzbuchs den Umweltschutz zugunsten der Immolobby schleifen möchte und 
sogar die Kinder- und Jugendbeteiligung abschaffen, ist ein planungspolitischer Sündenfall. 
Stadtplanungs- und Baupolitik ist eine demokratische Frage und diese wurde mit dem 
Wiederaufbau im Nachkriegsdeutschland als wichtiges Element im Baurecht erkämpft und 
verankert. Wir stellen die Eigentumsfrage und rufen laut: Die Städte gehören den Menschen, 
nicht den Konzernen! Wir wollen demokratisch planen und bauen und in Zeiten der Klimakrise 
selbstverständlich ökologisch.

Begründung
Die Wohnungsfrage ist nicht nur eine Klassenfrage, sondern auch eine Frage von Rassismus und 
Diskriminierung. Viele Menschen werden auf dem Wohnungsmarkt nicht nur wegen ihres 
Einkommens, sondern auch wegen zugeschriebener Herkunft, Name, Hautfarbe, Aufenthaltsstatus 
oder Familienform benachteiligt. Eine linke Wohnungspolitik muss diese Realität ausdrücklich 
benennen.

Antrag G.22.17.1
Änderungsantrag zu G.22

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX
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Zeile 17
 17 behinderten Menschen, Antidiskriminierungsberatungen, Migrationsberatungen, 

Sprachmittlungsangebote, Geflüchteten- und migrantischen Selbstorganisationen, 
Mieterinitiativen, Wohlfahrtsverbänden, freien Trägern, 

Begründung
Kommunaler Sozialabbau trifft migrantische und rassifizierte Menschen besonders dort, wo ohnehin 
schon Versorgungslücken bestehen. Beratungsstellen, Sprachmittlung, Antidiskriminierungsarbeit, 
Geflüchtetenunterstützung und migrantische Selbstorganisationen sichern Teilhabe und Schutz vor 
Ausgrenzung. Werden diese Strukturen gekürzt, verschärft sich soziale Ungleichheit unmittelbar.

Antrag G.23.014.1
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: Dr. Niklas Venema (Sachsen · Nr. 228)

Zeile 14
 14 ausgebeutet?überausgebeutet? Wer wird an Bahnhöfen kontrolliert, weil man migrantisch 

gelesen wird? 

Begründung
Abweichend vom alltäglichen Sprachgebrauch verwenden wir Ausbeutung in der Regel als 
ökonomischen Analysebegriff und nicht als moralische Kategorie. Im Sinne des Analysebegriffs nach 
Marx wird die weit überwiegende Mehrheit aller Lohnabhängigen ausgebeutet. Wie im Antrag 
ausgeführt, werden Frauen, Migrant*innen oder Minderheiten häufig darüber hinaus unter Druck 
gesetzt, unter besonders prekären Bedingungen und zu geringeren Löhnen zu arbeiten, was hier 
präziser als Überausbeutung benannt werden könnte.

Antrag G.23.111.1
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 111
 111 Die Linke versteht Sicherheit als soziale, feministische, queere, antirassistische und 

Antrag G.23.127.1
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 127
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 127 die Abschaffung anlassloser Massenüberwachung,

die Abschaffung Massenüberwachung, einschließlich der anlasslosen 
Vorratsdatenspeicherung von Kommunikations- und Standortdaten,

die klare Ablehnung der Chatkontrolle, des Client-Side-Scannings und jeder anlasslosen 
Durchsuchung privater Kommunikation,

die Verteidigung und Förderung starker Ende-zu-Ende-Verschlüsselung ohne staatliche 
Hintertüren als Grundlage digitaler Selbstbestimmung und IT-Sicherheit,

Begründung
Der Antrag formuliert eine starke linke Antwort auf autoritäre Sicherheitspolitik. Die vorgeschlagenen 
Änderungen dienen der sprachlichen und politischen Präzisierung, ohne die Grundrichtung des 
Antrags zu verändern.

An mehreren Stellen werden Rassismus, Antisemitismus und Antiziganismus nebeneinander 
aufgezählt. Das ist ungenau, weil Antisemitismus und Antiziganismus als unterschiedliche Formen 
von Rassismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit verstanden werden. Die Änderung 
stellt deshalb klar: Antisemitismus, Antiziganismus, antimuslimischer Rassismus, anti-Schwarzer 
Rassismus und weitere rassistische Praxen sind unterschiedliche Formen von Rassismus. Weitere 
Diskriminierungsformen wie Sexismus, Queerfeindlichkeit, Ableismus und Klassismus werden 
daneben als eigenständige, oft verschränkte Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
benannt.

Zudem enthält der Antrag mehrere sichtbare Schreib-, Satz- und Formatierungsfehler. Diese sollten 
korrigiert werden, damit ein politisch wichtiger Antrag nicht durch vermeidbare formale Fehler 
geschwächt wird.

Antrag G.23.137.1
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 137
 137 die Ablehnung der KEntkriminalisierung von Klimaprotesten, Antifaschismus, 

Begründung
redaktionell

Antrag G.23.148.2
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 148 - 149
 148

 149

ein wirksames Verbot rassistischer, antisemitischer, antiziganistischer und
unterschiedlicher Formen von Rassismus, darunter Antisemitismus, Antiziganismus, 
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antimuslimischer Rassismus, anti-Schwarzer Rassismus und weitere rassistische Polizeipraxen, 
sowie sexistischer, queerfeindlicher, ableistischer, klassistischer und sonst diskriminierender 
Polizeipraxisen,

Begründung
Der Antrag formuliert eine starke linke Antwort auf autoritäre Sicherheitspolitik. Die vorgeschlagenen 
Änderungen dienen der sprachlichen und politischen Präzisierung, ohne die Grundrichtung des 
Antrags zu verändern.

An mehreren Stellen werden Rassismus, Antisemitismus und Antiziganismus nebeneinander 
aufgezählt. Das ist ungenau, weil Antisemitismus und Antiziganismus als unterschiedliche Formen 
von Rassismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit verstanden werden. Die Änderung 
stellt deshalb klar: Antisemitismus, Antiziganismus, antimuslimischer Rassismus, anti-Schwarzer 
Rassismus und weitere rassistische Praxen sind unterschiedliche Formen von Rassismus. Weitere 
Diskriminierungsformen wie Sexismus, Queerfeindlichkeit, Ableismus und Klassismus werden 
daneben als eigenständige, oft verschränkte Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
benannt.

Zudem enthält der Antrag mehrere sichtbare Schreib-, Satz- und Formatierungsfehler. Diese sollten 
korrigiert werden, damit ein politisch wichtiger Antrag nicht durch vermeidbare formale Fehler 
geschwächt wird.

Antrag G.23.148.1
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: KV Marburg-Biedenkopf

Zeile 148
 148 ein wirksames Verbot rassistischer, antisemitischer, antiziganistischer, ableistischer und 

Zeile 154
 154 sexistischen, ableistischen und demokratiefeindlichen Einstellungen in Sicherheitsbehörden,

Zeile 164
 164 Bildungseinrichtungen erzeugt reale Unsicherheit.Polizeigewalt richtet sich häufig gegen 

Menschen of Color, die eine psychische Erkrankung haben. Diese Verschränkung von Ableismus 
und Rassismus erkennen wir an.

Zeile 171
 171 unabhängige Forschung zu Rassismus, Polizeigewalt, Racial Profiling, Ableismus und 

Zeile 207
 207 ökonomische Unabhängigkeit durch gute Löhne, bezahlbaren, barrierefreien Wohnraum, 

soziale 

Zeile 210
 210 Institutionen, sowie der freien Wohlfahrt und anderen Bereichen der Pflege
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Zeile 232
 232 Schutz, Entschädigung und Unterstützung für Betroffene rechter, rassistischer , ableistischer 

Zeile 329
 329 kriminalisiert wird; in der Armut nicht bestraft wird; in der Behinderte und psychisch kranke 

Menschen nicht als Gefahr für unsere Gesellschaft klassifiziert werden; in der Konflikte nicht 

Begründung
Ein feministisches und antirassistisches Sicherheitskonzept muss Menschen mit Behinderung (hier 
als Sammelbegriff) im Blick haben. Hierbei möchten wir besonders auf die Gefahr für psychisch 
kranke Menschen durch die Polizei verweisen. Es gibt kaum Studien hierzu, aber es gibt einen klaren 
Zusammenhang zu "psychischen Ausnahmesituationen" (1). Wir erkennen durch diese Änderungen 
an, dass aktuelle Sicherheitskonzepte Behinderte Menschen oft nicht mitdenken. Dies ist fatal, weil 
sie ganz besonders gefährdet sind. Egal, ob es am Arbeitsplatz in Werkstätten ist (2), im betreuten 
Wohnen & der Pflege (3), durch die Polizei (1) oder durch Euthanasiefantasien von Faschist*innen (4). 
Dabei sind uns die Verschränkungen mit anderen Diskriminierungsformen schmerzhaft bewusst. 
Besonders Behinderte Frauen oder Behinderte Menschen of Color sind verstärkt Gewalt ausgesetzt. 
Genau deswegen denken wir Menschen mit Behinderung in einer neuen Art von Sicherheitspolitik 
mit. 

1 https://de.statista.com/infografik/18781/anzahl-der-von-polizisten-in-deutschland-erschossenen-
menschen/ 2 https://taz.de/Gewalt-gegen-Menschen-mit-Behinderung/!5883610/

3 https://ableismus.de/toetet/de/gewaltfaelle 

4 https://patientenrechte-datenschutz.de/afd-im-bundestag-ausgrenzung-psychisch-kranker-
menschen-als-ziel-einer-parlamentarischen-anfrage/ 

Antrag G.23.153.1
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 153
 153 konsequente KonsequenzFolgen bei rechtsextremen, rassistischen, antisemitischen, 

Begründung
redaktionell

Antrag G.23.153.2
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 153 - 154
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 153

 154

konsequente Konsequenzen bei rechtsextremen, rassistischen, antisemitischen,
 Einstellungen, unterschiedlichen Formen von Rassismus, darunter Antisemitismus, 
Antiziganismus, antimuslimischer Rassismus, anti-Schwarzer Rassismus und weitere 
rassistische Einstellungen, sowie bei sexistischen, queerfeindlichen, ableistischen, 
klassistischen und demokratiefeindlichen Einstellungen in Sicherheitsbehörden,

Begründung
Der Antrag formuliert eine starke linke Antwort auf autoritäre Sicherheitspolitik. Die vorgeschlagenen 
Änderungen dienen der sprachlichen und politischen Präzisierung, ohne die Grundrichtung des 
Antrags zu verändern.

An mehreren Stellen werden Rassismus, Antisemitismus und Antiziganismus nebeneinander 
aufgezählt. Das ist ungenau, weil Antisemitismus und Antiziganismus als unterschiedliche Formen 
von Rassismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit verstanden werden. Die Änderung 
stellt deshalb klar: Antisemitismus, Antiziganismus, antimuslimischer Rassismus, anti-Schwarzer 
Rassismus und weitere rassistische Praxen sind unterschiedliche Formen von Rassismus. Weitere 
Diskriminierungsformen wie Sexismus, Queerfeindlichkeit, Ableismus und Klassismus werden 
daneben als eigenständige, oft verschränkte Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
benannt.

Zudem enthält der Antrag mehrere sichtbare Schreib-, Satz- und Formatierungsfehler. Diese sollten 
korrigiert werden, damit ein politisch wichtiger Antrag nicht durch vermeidbare formale Fehler 
geschwächt wird.

Antrag G.23.232.1
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 232 - 233
 232

 233

Schutz, Entschädigung und Unterstützung für Betroffene rechter, rassistischer 
und antisemitischer Gewalt Gewalt, unterschiedlicher Formen von Rassismus, darunter 
Antisemitismus, Antiziganismus, antimuslimischer Rassismus, anti-Schwarzer Rassismus und 
weitere rassistische Gewalt, sowie weiterer Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit,

Begründung
Der Antrag formuliert eine starke linke Antwort auf autoritäre Sicherheitspolitik. Die vorgeschlagenen 
Änderungen dienen der sprachlichen und politischen Präzisierung, ohne die Grundrichtung des 
Antrags zu verändern.

An mehreren Stellen werden Rassismus, Antisemitismus und Antiziganismus nebeneinander 
aufgezählt. Das ist ungenau, weil Antisemitismus und Antiziganismus als unterschiedliche Formen 
von Rassismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit verstanden werden. Die Änderung 
stellt deshalb klar: Antisemitismus, Antiziganismus, antimuslimischer Rassismus, anti-Schwarzer 
Rassismus und weitere rassistische Praxen sind unterschiedliche Formen von Rassismus. Weitere 
Diskriminierungsformen wie Sexismus, Queerfeindlichkeit, Ableismus und Klassismus werden 
daneben als eigenständige, oft verschränkte Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
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benannt.

Zudem enthält der Antrag mehrere sichtbare Schreib-, Satz- und Formatierungsfehler. Diese sollten 
korrigiert werden, damit ein politisch wichtiger Antrag nicht durch vermeidbare formale Fehler 
geschwächt wird.

Antrag G.23.295.1
Änderungsantrag zu G.23

Antragsteller*in: Parteivorstand · Parteivorstand

Zeile 295 - 297
 295

 296

 297

Stärkung des Streikrechts, denn Arbeitskämpfe dürfen nicht ausschließlich an 
gewerkschaftliche Strukturen gebunden sein, sondern müssen auch 
selbstorganisiert möglich sein,der gewerkschaftlichen Basis durch das Recht auf politischen 
Streik und auf Generalstreik als Kampfmittel der Beschäftigten

Begründung
Unsere Beschlusslagesieht das Recht auf politischen Streik und den Generalstreik (vgl. Erfurter 
Programm S. 12 + S. 50) vor. Dies deckt sich der Forderung der großen Gewerkschaften IG Metall und 
ver.di sowie der GEW. Selbstorganisierte Streiks (häufig auch als "wilde Streiks" bezeichnet) werden 
von den Gewerkschaften kritisch gesehen. Das hat mehrere Gründe (s. u.). Bevor wir eine Forderung 
beschließen, die uns die Kritik unserer wichtigsten Bündnispartner*innen einhandeln kann, sollten 
wir zunächst intern darüber diskutieren. Mit dem Gewerkschaftsrat haben wir ein kompetentes 
Gremium für diese Diskussion. Den Gewerkschaftsrat in dieser Frage zu übergehen, wäre kein gutes 
Zeichen.

Inhaltliche Begründung: Selbstorganisierte Streiks stellen die Organisationsmachtvon 
Gewerkschaften in Frage. Regulär werden Streiks von tariffähigen Gewerkschaften organisiert und 
getragen. Tariffähig ist eine Gewerkschaft u.a. dann, wenn sie handlungs- und durchsetzungsmächtig 
ist. Dafür ist eine starke Verankerung im Betrieb zentral. Tarifverträge werden in der Regel auf 
Branchenebene verhandelt, so dass eine branchenweite betriebliche Verankerung wichtig ist. 
Selbstorganisierte Streiks - seien sie von nichttariffähigen (Pseudo-)Gewerkschaften oder von 
einzelnen Beschäftigten initiiert - schwächen die Handlungs- und Durchsetzungsmacht der 
Gewerkschaften, da die Beschäftigten im Tarifkonflikt nicht mehr an "einem Strang" ziehen. Die 
gewerkschaftliche Einheit zersplittert und verliert an Schlagkräftigkeit. Zudem werden 
selbstorganisierte Streiks aus Gewerkschaftssicht als Kontrollverlust wahrgenommen.

Für die Beschäftigten kommt eine juristisches Risiko hinzu: Ohne den offiziellen Aufruf einer 
Gewerkschaft ist ein Streik illegal. Teilnehmende Beschäftigte riskieren arbeitsrechtliche 
Konsequenzen wie Abmahnungen oder sogar Kündigungen. Sie erhalten auch kein Streikgeld als 
Ausgleich des Lohnverlustes.

Empirisch verlaufen spontane, selbstorganisierte Streiks oft unkoordiniert und enden häufiger in 
eimner Niederlage der Beschäftigten.
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Antrag G.24.001.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 1
 1 Solidarität mit den Menschen im Iran! Für eine echtantifaschistische, solidarislamismuskritische 

und antiautoritäre 

Begründung
Präzisere Wortwahl ohne Wiederholung und inhaltlich breiterer Ansatz.

Antrag G.24.003.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 3
 3 Die Partei Die Linke verurteilt die vom Iranischen Regime verübten bestialischen Massaker, 

Folterungen und die daran anschließende Repressionswelle, die zur Niederschlagung der 
Freiheits- und Demokratiebewegung Mitte Januar führte und an die 40.000 Protestierenden das 
Leben kostete sowie jede militärische Aggression, die, wenn auch vielfach nicht intendiert, gegen 
dendie in Opposition zum Regime der Mullahs und der Revolutionsgarden stehenden Menschen 
im Iran gerichtet ist, auf das 

Begründung
Wenn wir über die kriegerischen Auseinandersetzungen ab dem 28. Februar sprechen, müssen 
zuallererst die horrenden Verbrechen gegen die Menschlichkeit – explizit zwischen Ende Dezember 
2025 und Mitte Januar 2026 und im Besonderen am 9./10.01. – darunter vor allem gezielte Tötungen 
von zehntausenden Demonstrant*innen, Folter und die massenhafte Verhängung von Todesstrafen 
an der "eigenen" Bevölkerung, die um Freiheit, Demokratie und Säkularität kämpft, thematisiert, 
skandalisiert und verurteilt werden. Weiterhin ist es wichtig, gegebenenfalls zwischen sinnvollen 
Militärschlägen auf das islamistische System, wie etwa die reguläre Armee, die in der EU als 
Terrororganisation deklarierte IRGC sowie hohe Repräsentant*innen und den unterdrückten 
Menschen zu differenzieren, welche zu Beginn des Krieges die genannten Angriffe überwiegend 
begrüßten.

Antrag G.24.004.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 4 - 7
 4 Schärfste. Bombenangriffe sind kein Mittel zur Demokratisierung, sondern treffen die 
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 5 Zivilbevölkerung, destabilisieren die Region weiter und stärken autoritäre Kräfte im 
 6 Inneren. Die Geschichte lehrt uns: KriegeMilitärische Interventionen von außen haben noch nie 

Freiheit gebracht, 
 7 weder in Afghanistan, noch im Irak, noch in Libyenhistorisch nur selten zu nachhaltiger 

Demokratisierung geführt. Oft treffen indiskriminierte Angriffe vor allem die Zivilbevölkerung. Im 
Iran schwächen sie den legitimen Widerstand der Menschen, die seit Jahrzehnten unter der 
Terrorherrschaft der Mullahs leiden. Das Regime und die Revolutionsgarden nutzen dabei gezielt 
zivile Infrastruktur wie Schulen und Krankenhäuser als menschliche Schutzschilde - eine 
zynische Praxis, die besonders in Rojhilat (Ostkurdistan) allgegenwärtig ist. Durch Angriffe auf 
die Golfstaaten, die Autonome Region Kurdistan sowie die Aufrüstung ihrer „Achse des 
Widerstands“ destabilisiert die Islamische Republik die gesamte Region.

Begründung
Konkretisierung und Kontextualisierung der Geschehnisse sowie eine umfassendere Schilderung der 
komplexen strategischen Lage unter Einschluss der völkerrechtswidrigen Handlungen der 
Islamischen Republik Iran. Die Nuancierung ('historisch nur selten') ist zwingend erforderlich, um den 
Text historisch präzise und damit debattenfest zu machen. Die pauschale Behauptung des 
Originaltextes ('noch nie') hält einer historischen Überprüfung – man denke an die Zerschlagung des 
NS-Regimes durch die Alliierten – nicht stand. Mit der präzisierten Formulierung wird die berechtigte 
Skepsis gegenüber modernen Interventionen beibehalten, ohne das Dokument durch sachliche 
Fehler angreifbar zu machen.

Antrag G.24.008.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 8
 8 Die Ablehnung eindes Krieges gegen den Iran bedeutet ausdrücklich keine Solidarität 

Begründung
Die bisherige Formulierung schließt nach unserer Lesart generell und kategorisch ein militärisches 
Handeln gegen das islamistische Regime im Iran aus, selbst wenn diese erneut zehntausende 
Demonstrant*innen dahinmetzelt, die Kurd*innen in Rojhilat oder Südkurdistan angreift, die 
benachbarten Golfstaaten attackiert oder erneut Israel massiv ins Visier nimmt. Das halten wir für 
unangemessen.

Antrag G.24.010.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 10 - 12
 10 Regime als eine diktatorische Herrschaftklerikal-faschistische und antisemitische Diktatur, die 
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Oppositionelle, politische Gefangene,
 11 Gewerkschafter*innen, Feminist*innen, queere Menschen und ethnische Minderheiten
 12 verfolgt, foltert und hinrichtet sowie seit ihrer Gründung die Auslöschung des Staates Israel 

anstrebt.

Begründung
Die Islamische Republik Iran ist nicht nur durch eine abstrakte diktatorische Herrschaft 
gekennzeichnet, sondern erstreckt sich und regiert in fast alle privaten Lebensbereiche mit ihren 
rigiden islamistischen Moral-und Sittlichkeitsdogmen hinein. Ein Rechtsstaat ist inexistent, ebenso 
wie freie Wahlen und Gewaltenteilung. Kandidat*innen für das Parlament oder die Präsidentschaft 
müssen zuvor vom zwölfköpfigen Wächterrat zugelassen werden. Der Repressionsapparat wie große 
Teile der gesellschaftlichen Strukturen sind hoch militarisiert, omnipräsent und agieren mit 
äußerster Brutalität. Deshalb halten wir die Zuschreibung als klerikal-faschistisch für gerechtfertigt. 
Außerdem halten wir es für essentiell, den exterminatorischen Antizionismus und damit den 
antisemitischen Charakter des Regimes deutlicher hervorzuheben.

Antrag G.24.011.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX 

Zeile 11
 11 Gewerkschafter*innen, Feminist*innen, queere Menschen und ethnische, religiöse und 

sprachliche Minderheiten 

Begründung
Der Antrag formuliert eine klare solidarische, antiautoritäre und antimilitaristische Iranpolitik. Die 
vorgeschlagenen Änderungen verändern diese Grundrichtung nicht, sondern präzisieren sie 
sprachlich und politisch.

Die Änderung zu Zeile 71 stellt klar, dass Antisemitismus nicht neben Rassismus gestellt wird, 
sondern als eine Form rassistischer und menschenfeindlicher Ideologie innerhalb eines breiteren 
Unterdrückungszusammenhangs benannt wird. Zugleich bleiben Misogynie, Queerfeindlichkeit und 
weitere Formen der Unterdrückung sichtbar.

Außerdem wird die Formulierung zu Minderheiten präzisiert. Im Iran sind nicht nur ethnische, 
sondern auch religiöse und sprachliche Minderheiten von Unterdrückung betroffen. Diese 
Differenzierung passt besser zur Aufzählung im Antrag selbst.

Die weiteren Änderungen korrigieren sichtbare Tipp- und Grammatikfehler. Gerade bei einem 
politisch wichtigen Antrag sollte die sprachliche Form sauber sein, damit die inhaltliche Linie nicht 
durch vermeidbare Fehler geschwächt wird.
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Antrag G.24.014.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX 

Zeile 14
 14 Sinne, sondern de facto eine Militärdiktatur, in demr die Revolutionsgarden (Sepah-e 

Begründung
Der Antrag formuliert eine klare solidarische, antiautoritäre und antimilitaristische Iranpolitik. Die 
vorgeschlagenen Änderungen verändern diese Grundrichtung nicht, sondern präzisieren sie 
sprachlich und politisch.

Die Änderung zu Zeile 71 stellt klar, dass Antisemitismus nicht neben Rassismus gestellt wird, 
sondern als eine Form rassistischer und menschenfeindlicher Ideologie innerhalb eines breiteren 
Unterdrückungszusammenhangs benannt wird. Zugleich bleiben Misogynie, Queerfeindlichkeit und 
weitere Formen der Unterdrückung sichtbar.

Außerdem wird die Formulierung zu Minderheiten präzisiert. Im Iran sind nicht nur ethnische, 
sondern auch religiöse und sprachliche Minderheiten von Unterdrückung betroffen. Diese 
Differenzierung passt besser zur Aufzählung im Antrag selbst.

Die weiteren Änderungen korrigieren sichtbare Tipp- und Grammatikfehler. Gerade bei einem 
politisch wichtigen Antrag sollte die sprachliche Form sauber sein, damit die inhaltliche Linie nicht 
durch vermeidbare Fehler geschwächt wird.

Antrag G.24.015.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 15 - 19
 15 Pasdaran) die eigentliche Macht verkörpern. DieBereits die fortschreitende Militarisierung des
 16 Regimes, die Verschärfung von Repressionsapparaten und die Niederschlagung der
 17 Frauenrechts- und Freiheitsbewegung "Jin, Jiyan, Azadi" ("Frau, Leben, Freiheit"), symbolisiert 

durch den Aufstand nach dem gewaltsamen Tod von der jungen Kurdin 
 18 Jina Mahsa Amini 2022, zeigen: Dieses Regime ist nicht reformierbar, sondern muss
 19 überwunden werden. Und das durch die Menschen im Iran selbst.

Begründung
Konkretisierung

Antrag G.24.019.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom
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Zeile 19
 19 überwunden werden. Und das in erster Linie durch die Menschen im Iran selbst.

Begründung
Die Weltgemeinschaft darf sich nicht aus der Verantwortung für den Schutz der Menschenrechte in 
Iran ziehen. Es gibt weiterhin qua Völkerrecht die “Responsibility to Protect”, von der sich die 
Weltgemeinschaft nicht auf die Verantwortung der Menschen in Iran einfach freisprechen kann.

Antrag G.24.022.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 22 - 24
 22 gestützte Putsch gegen den anfangs demokratisch gewählten Premierminister Mohammad 

Mosadsadegh
 23 1953, an dem auch Großbritannien maßgeblich beteiligt war, hat das Land möglicherweise um 

eine
 24 demokratische Entwicklung gebracht und die Schah-DiktaturMacht des Schahs gestärkt. Die 

sozialen 

Begründung
In seiner zweiten Amtszeit regierte Mossadegh mit weitreichenden Vollmachten und konnte per 
Dekret am Madschles vorbei Gesetze verabschieden und beschloss in dieser Zeit u. a. ein neues 
unzweideutig als repressiv einzustufendes Streikrecht, was der Polizei gestattete, jeden der an der 
Organisation eines Streik beteiligt war festzunehmen und erst zu entlassen, bis die- oder derjenige 
seine Unschuld beweisen konnte, was praktisch nicht möglich war. Unter Berücksichtigung dessen ist 
eine Einschränkung vonnöten und angezeigt.

Antrag G.24.025.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 25 - 26
 25 Verwerfungen, die wirtschaftliche Ungleichheit und die brutale Repression unter dem 
 26 Schah-Regimesowie die schrittweise Erweiterung des Einflusses des schiitischen Klerus haben 

dieder islamistischen Revolution von 1979 möglich gemachtden Boden bereitet. Der Wunsch der 
Menschen 

Begründung
Es ist aus unserer Sicht angebracht, die wachsende Rolle der schiitischen Geistlichkeit besonders in 
den 1970er Jahren noch unter der Herrschaft des Schah zu erwähnen und die historische 
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Zwangsläufigkeit einer reaktionären Überwindung, wie sie 1979 eingetreten ist, ein Stück weit zu 
relativieren.

Antrag G.24.028.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 28
 28 instrumentalisiert, an der Spitze Khomeini und das klerikale Establishment.

Das aus ideologischer Verblendung heraus motivierte Paktieren sozialistischer und 
kommunistischer Gruppen und Parteien mit den Ajatollahs im Vorfeld und teilweise bis weit 
nach dem Sturz des Schahs wird von uns als ein fataler Irrtum historischer Tragweite anerkannt 
und mahnt uns, im Hier und Jetzt denselben Fehler nicht erneut zu begehen. Islamist*innen 
können für Linke keine Bündnispartner*innen sein.

Begründung
Unbedingt notwendige Ergänzung und Selbstkritik. Die Kooperation von linken, säkularen und sogar 
liberalen Kräften mit der antiwestlichen, islamistischen und reaktionären Partei von Ruhollah 
Khomeini war ein Kardinalfehler, der fundamentale Konsequenzen hatte, bis jetzt nachwirkt und 
woraus unserer Meinung innerhalb der gesellschaftlichen Linken keineswegs ausreichend adäquate 
Schlüsse gezogen worden sind.

Antrag G.24.051.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 51
 51 Person. Zudem steht Pahlavi mit rechten und ultrakonservativen Kräften in Austausch. 

Begründung
An Gesprächskanälen zu konservativen Gruppen sehe wir per se nichts skandalöses, sie gehören 
gemeinhin zum legitimen demokratischen Spektrum. Das Skandalöse ist, dass Pahlavi auch Kontakte 
zu radikaleren Gruppen unterhält, was wir klar kritisieren und mit dieser Ergänzung verdeutlichen 
wollen.

Antrag G.24.061.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 61
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 61 Kraft zu betrachten, nur weil es im Konflikt mit Israel und den USA steht. verklären. Die 
Aggression Teherans speist sich aus einem reaktionären Antiamerikanismus und einem 
eliminatorischen Antisemitismus, der auf die Vernichtung Israels abzielt. Das Regime nutzt diese 
ideologische Frontstellung primär zur Sicherung der eigenen Klerikaldiktatur nach innen sowie 
zur gezielten Erweiterung seiner regionalen Einflusssphäre durch die Aufrüstung und Steuerung 
terroristischer Stellvertreter-Milizen. 

Begründung
Obschon wir die klare Abgrenzung ausdrücklich begrüßen, ist eine Präzisierung zwingend 
erforderlich. Anstatt das Agieren des Regimes geopolitisch zu verharmlosen, werden dessen reale 
ideologische Triebkräfte beim Namen genannt: ein reaktionärer Antiamerikanismus und ein 
eliminatorischen Antisemitismus, der offen auf die Vernichtung Israels abzielt. Der Text legt offen, 
dass das Regime diese Ideologeme gezielt instrumentalisiert, um seine brutale Klerikaldiktatur nach 
innen zu legitimieren. Zudem wird die asymmetrische Methodik Teherans benannt – die Erweiterung 
der regionalen Einflusssphäre durch die Aufrüstung terroristischer Stellvertreter-Milizen.

Antrag G.24.067.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 67 - 68
 67 Finanzierung und Bewaffnung von terroristisch handelnden Milizen im Irak, in Syrien,mit der 

Hisbollah im Libanon und im Jemen; , in der Westbank und Gaza mit der Hamas und dem 
Palästinensischen Islamischen Dschihad und im Jemen mit der Ansar Allah vulgo Huthis; 

 68 die Unterdrückung von Aufständen in befreundeten"befreundeten" Staaten. Die Islamische 
Republik 

Begründung
An dieser Stelle Ross und Reiter zu benennen und ohne Euphemismus die Situation in der MENA-
Region zu beschreiben, ist hier durchaus sinnvoll.

Antrag G.24.067.2
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: KV Landkreis Leipzig

Zeile 67
 67 Finanzierung und Bewaffnung von Milizen im Irak, in Syrien, im Libanon, in Palästina und im 

Jemen; 

Begründung
Die Aufzählung ist unvollständig. Auch in Gaza und im Westjordanland werden und wurden Milizen 
nachweislich mit erheblichen finanziellen und militärischen Mitteln durch den Iran unterstützt. Eine 
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Auslassung dessen stellt eine Legitimation unter Anderem der Kräfte dar die den Genozid am 7. 
Oktober 2023 zu verantworten haben und widerspricht damit fundamental der Beschlusslage unserer 
Partei.

Antrag G.24.070.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX 

Zeile 70 - 71
 70 eigenen, palästinensischen oder anderer unterdrückter Bevölkerungen und. Es ist ein
 71 zutiefst rassistisches, misogynes, queerfeindliches und antisemitisches Regime, das 

unterschiedliche Formen von Rassismus, darunter Antisemitismus, sowie Misogynie, 
Queerfeindlichkeit und weitere Formen der Unterdrückung reproduziert.

Antrag G.24.074.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 74 - 75
 74 iranischen Staat. Beides kann gleichzeitig gelten: Die palästinensische Befreiung ist 

Emanzipation und Staatswerdung ist 
 75 notwendig und das iranische Regime ist ein nach innen wie nach außen skrupellos 

funktionierender Schreckens- und Unterdrückungsapparat.

Begründung
Wichtig zu betonen, dass das Leben der Mehrheit der Palästinenser*innen nicht nur dezidiert negativ 
durch die Siedlungspolitik oder die exzessive Kriegspolitik der noch amtierenden israelischen 
ultrarechten Regierung beeinträchtigt wird, sondern unmittelbar auch von der grausamen, korrupten, 
islamistischen Terrorherrschaft der Hamas in Gaza und Teilen der Westbank.

Antrag G.24.084.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX 

Zeile 84
 84 Freiheitsbewegung, mit ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten, mit politischen 

Gefangenen, mit 
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Antrag G.24.090.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 90 - 92
 90

 91

 92

wir setzen uns weiterhin für Säkularität und Rechtsstaatlichkeit ein, denn die 
fundamentalistische Instrumentalisierung ders
schiitischen ReligionIslams durch das Regime der Ajatollahs zur Legitimation von Herrschaft 
und der Anwendung der Scharia ist zu 
benennen und zu kritisierenbarbarisch und vollständig abzulehnen,

Begründung
Hier wünschen wir uns eine stärker humanistisch ausgerichtete und auch detailliertere 
Positionierung, da es sich nicht bloß um eine Instrumentalisierung schiitisch-islamischer Glaubens- 
und Rechtsgrundsätze handelt, sondern die Grundlagen bereits in Koran und Hadithen bei 
entsprechender Auslegung vorliegen. Relevant erschien uns außerdem, einen Fokus auf unsere Kritik 
an der Praxis der Scharia zu legen, weil es die Menschen im Iran permanent und gravierend in ihrer 
Lebensführung einschränkt, Individualität negiert und zu Opfern macht.

Antrag G.24.096.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Shalom

Zeile 96 - 97
 96

 97

wir bauen eine unabhängige, universalistische und intersektionale AntikriegsbBewegung auf, 
die
sich der Menschenrechte und des Friedens verpflichtet sieht, unterschiedliche globale Kämpfe 
mitdenkt, sich als progressiv und antisemitismuskritisch versteht und Querfrontstrategien 
eine klare Absage erteilt,

Begründung
Wir halten es für unabdingbar, dass eine Friedensbewegung, die ihren Namen verdient, frei von 
Antisemitismus, Rassismus, Frauen- und Queerfeindlichkeit sowie Kulturrelativismus und 
Chauvinismus sein muss und dabei aufklärerisch und fortschrittlich wirken soll. In der Vergangenheit 
fanden sich Teile unserer Partei viel zu häufig in obskuren Bündnissen mit krudem Personal und 
skandalösen Parolen wieder, die oberflächlich und nebulös für Frieden eintraten, aber effektiv 
entweder offene Apologet*innen von Putins Russland, Diktatoren wie Assad und Gaddafi, 
islamistischen Terrororganisationen wie Hamas und Hisbollah oder gleich alles von dem auf sich 
vereinigen konnten. Verbindendes Glied war dabei oft ein regressives Verständnis von 
Antiimperialismus und das gemeinsame Feindbild Israel. Antisemitische, originär rechtsradikale 
Verschwörungsideologien gehörten beispielsweise während der "Montagsmahnwachen für den 
Frieden" zum guten, oder vielmehr, schlechten Ton. Unter der Losung "weder rechts noch links" 
wurde damals aktiv einer Querfront das Wort geredet. Mit unseren Ergänzungen wollen wir dem 
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präventiv einen Riegel vorschieben, damit sich die Geschichte nicht selbst plagiiert.

Antrag G.24.098.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 98
 98 wir lehnen Sanktionen ab, die die Zivilbevölkerung treffen.

Antrag G.24.101.1
Änderungsantrag zu G.24

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX 

Zeile 101
 101 - Aktivist*innen, Anwält*innen, Journalist*innen, Künstler*innen, Gewerkschafter*innen, 

Feminist*innen, Studierende und Angehörige unterdrückter Minderheiten - sitzen vermehrt 

Antrag G.25.01.1
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: BAG LiSA und weitere

Zeile 1 - 2
 1 Solidarität mit migrantischen und rassialisierten Sexarbeiter:innen – gegen

Kriminalisierung und rassistische Migrationspolitik

Antrag G.25 wird vom Parteitag nicht behandelt.

Begründung
Anträge zum Thema Prostitution haben das Potential unsere Partei zu zerreißen. Aus diesem Grunde 
hatte die zweite Tagung des 9. Parteitags beschlossen, einen geregelten Debattenprozess zu diesem 
Thema in der ganzen Partei zu führen.

Dieser Debattenprozess wurde vom Parteirat, der keinerlei Möglichkeiten hat einen solchen 
Debattenprozess zu organisieren, an den Parteivorstand gegeben. Der Parteivorstand delegierte das 
Thema an die Feministische Kommission, die auch keine Möglichkeiten sah zielführend tätig zu 
werden und es an den Parteivorstand zurückreichte.

Währenddessen gab es ein paar kleinere Online-Veranstaltungen zum politischen Umgang mit dem 
Thema Prostitution u.a. von der BAG LiSA.

Dass nun ohne einen geregelten Debattenprozess wiederum Anträge dazu eingebracht werden, hilft 
uns nicht weiter. Ohne eine solidarische Debatte finden wir keine breit getragene Position, die aber 
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gefunden werden muss.

Unsere Bitte daher: Setzt diesen Antrag für heute ab und lasst uns die Debatte respektvoll führen.

Antrag G.25.01.3
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 1
 1 Solidarität mit migrantischen und rassialisfizierten Sexarbeiter:innen - gegen 

Begründung
Der Antrag setzt eine wichtige linke Linie gegen die Kriminalisierung von Sexarbeit und gegen 
rassistische Migrationspolitik. Die vorgeschlagenen Änderungen verändern diese Grundrichtung 
nicht, sondern präzisieren Begriffe und korrigieren sichtbare sprachliche Fehler. Die Ersetzung von 
„rassialisiert“ durch „rassifiziert“ dient der sprachlichen Vereinheitlichung mit anderen 
antirassistischen Anträgen und ist im deutschsprachigen politischen Kontext verständlicher. Die 
Formulierung „rassistische und sexistische Zuschreibungen“ macht außerdem klarer, was mit 
„Ethnosexismus“ gemeint ist, ohne die Analyse zu verwässern. Zudem werden Tipp- und 
Grammatikfehler korrigiert, damit der Antrag formal sauber und politisch überzeugend eingebracht 
werden kann.

Antrag G.25.01.2
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: KV Herford, KV Landsberg, Lena Bär (Delegierte Linksjugend 
['solid]; KV Leipzig) und weitere

Zeile 1
 1 Solidarität mit migrantischen und rassialisierten Sexarbeiter:innenMenschen in der Prostitution 

- gegen 

Zeile 10 - 15
 10 SexarbeitProstitution ist kein isoliertes Phänomen, sondern eingebettet in ökonomische
 11 Ungleichheiten auf nationaler und globaler Ebene, Arbeitsmigration, kapitalistische
 12 Ausbeutungslogiken sowie restriktive Aufenthalts- und Arbeitsgesetze. Gerade deshalb
 13 braucht es eine politische Position, die Solidarität mit, statt Stigmatisierung von
 14 Sexarbeiter:innenMenschen in der Prostitution ins Zentrum stellt und die Lebensrealitäten 

migrantischer und
 15 rassialisierter Sexarbeiter:innenMenschen in der Prostitution ernst nimmt.

Zeile 16
 16 Wir stehen an der Seite aller Menschen in der SexarbeitProstitution . Insbesondere jener, die 

Zeile 19
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 19 Besondere Schwierigkeiten ergeben sich für SexarbeitendeMenschen in der Prostitution aus 
anderen EU-Ländern. 

Zeile 26
 26 Sexarbeiter:innenMenschen in der Prostitution zu stärken, fordern wir:

Zeile 40
 40 der SexarbeitProstitution, insbesondere für Menschen ohne Papiere.

Zeile 43
 43 Eine Sozialversicherung durch eine Sozialkasse für Menschen in der SexarbeitProstitution, 

Zeile 48
 48 Abschaffung von repressiven Sonderregelungen, die Sexarbeiter:innen Menschen in der 

Prostitution

Zeile 54
 54 Sexarbeiter:innenMenschen in der Prostitution, insbesondere für migrantische, trans, 

nichtbinäre, queere und 

Zeile 59
 59 Ausbau von Notunterkünften und Schutzräumen für Sexarbeiter:innenMenschen in der 

Prostitution in prekären 

Zeile 62
 62 mit Sexarbeiter:innenMenschen in der Prostitution

Zeile 64
 64 mit Sexarbeiter:innenMenschen in der Prostitution.

Zeile 65
 65 Einbeziehung migrantischer und rassialisierter Sexarbeiter:innenMenschen in der Prostitution 

und ihren 

Zeile 69
 69 Repression für Sexarbeiter:innenMenschen in der Prostitution.

Begründung
Die Bezeichnung „Sexarbeit“ ist beschönigend und entspricht nicht der Realität im Großteil der 
Prostitution. Diese Realität wird in der Begründung zum ursprünglichen Antrag gestreift: Gewalt, 
Menschenhandel, und die Tatsache, dass der überwiegende Teil der Betroffenen aus ökonomischer 
Not und mangelndem Zugang zum regulären Arbeitsmarkt in die Prostitution geraten.

Prostitution ist kein neutrales Arbeitsverhältnis und auch keine einfache ökonomische 
Dienstleistung, sondern eine Institution patriarchaler Herrschaft. Sie beruht auf der sexuellen 
Verfügbarkeit von vor allem Frauen, sie reproduziert ein angebliches „Recht“ von Männern auf 
Zugang zu weiblichen Körpern und ist somit Teil eines Macht- und Eigentumsverhältnisses. Eine 
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solche Institution steht der linken Forderung nach gleichberechtigter konsensueller Sexualität 
entgegen. Diese Realität muss von einer linken Partei klar benannt werden, statt mit dem Begriff 
„Sexarbeit“ weiter zur Normalisierung der Prostitution beizutragen.

Antrag G.25.36.1
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: KV Herford, KV Landsberg, Lena Bär (Del. Linksjugend ['solid]; KV 
Leipzig) und weitere

Zeile 36
 36 über Arbeitsrechte, einschließlich in der Sexarbeit.

Begründung
Die Forderung, dass deutsche Botschaften im Ausland über Arbeitsmigration in die Prostitution 
informieren sollen, ist ein Schlag ins Gesicht von Migrantinnen. Es darf nicht die Aufgabe des Staates 
sein, im Ausland „Nachschub“ für deutsche Freier und Zuhälter zu organisieren. Mit einer solchen 
Forderung würde Die Linke jede Glaubwürdigkeit als sozialistische und feministische Partei verlieren.
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Antrag G.25.37.1
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: KV Herford, KV Landsberg, Lena Bär (Delegierte Linksjugend 
['solid]; KV Leipzig) und weitere

Zeile 37
 37 Entkriminalisierung und rechtliche Gleichstellung von Sexarbeit

Entkriminalisierung von Menschen in der Prostitution und Sicherung ihrer Rechte

Begründung
Prostitution („Sexarbeit“) ist in Deutschland bereits seit vielen Jahren legal. Dies hat zu keiner 
wesentlichen Verbesserung für die Lage der Betroffenen geführt. Der Fokus einer linken Partei kann 
nicht darauf liegen, Prostitution als patriarchales und kapitalistisches Ausbeutungsverhältnis weiter 
zu fördern, sondern muss auf der Stärkung der Rechte der Betroffenen liegen.

Antrag G.25.55.1
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: KV Herford, KV Landsberg, Lena Bär (Delegierte Linksjugend 
['solid]; KV Leipzig) und weitere

Zeile 55
 55 andere marginalisierte Personen, sofern diese Beratungs- und Unterstützungsstrukturen keine 

Einstiegsberatung in die Prostitution anbieten.

Begründung
Als sozialistische und feministische Partei kann es nicht Aufgabe der Linken sein, die Interessen von 
Freiern und Zuhältern („Kund:innen und Betreiber:innen“) zu vertreten, die die Nutznießer des 
Ausbeutungsverhältnisses Prostitution sind.

Weitere Antragstellende:

KV Herford, KV Landsberg, Lena Bär (Delegierte Linksjugend ['solid]; KV Leipzig), Uta Beyer (KV 
Bremen Nord/West, Sprecherin BAG LISA), Liane Bissinger (KV Landsberg), Mohtashim Bukhari (KV 
Berlin Steglitz-Zehlendorf), Silvana Curcio (KV Schwarzwald-Baar-Heuberg, Sprecherin und 
Schatzmeisterin BAG LISA), A. Daferner (Delegierte BAG LISA), Helene Füllgraf (KV München, Lavo 
Bayern, Ältestenrat), Lugain Kikhya (KV Berlin Tempelhof-Schöneberg), Michael Kowalski (KV Berlin 
Marzahn-Hellersdorf), Florian Landes (Delegierter Linksjugend ['solid]), Linda Loran (Delegierte KV 
Steinfurt), Rainer Michler (KV Landsberg), Sonka Miljkovic (KV Berlin Marzahn-Hellersdorf), Fiete Saß 
(Schatzmeister KV Köln), Katharina Saß (KV Köln), Johanna Schulz (Delegierte KV Augsburg), Klara 
Simon (Kreisverband Potsdam), Frederike Stolle (KV Köln), Nele Vacariu (Delegierte Linksjugend 
['solid], KV Allgäu), Kiara Welsch (Delegierte Linksjugend ['solid], KV Berlin-Friedrichshain Südost), 
Markus Wollina (Delegierter KV Berlin Marzahn-Hellersdorf, Sprecher OV Marzahn-BSF), Dr. Uwe 
Wollmerstädt (Schatzmeister KV Berlin Marzahn-Hellersdorf, Sprecher OV Marzahn-NOW), Jasmin 
Yildirim (KV Köln)
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Antrag G.25.56.1
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: KV Herford, KV Landsberg, Lena Bär (Delegierte Linksjugend 
['solid]; KV Leipzig) und weitere

Zeile 56 - 58
 56

 57

 58

Diskriminierungssensible und ergebnisoffene Beratungs- und Schulungsangebote für
Beratende, Kund:innen und Betreiber:innen in Bezug auf Intersektionalität,
Ethnosexismus und Rassialisierung in der Sexarbeit

Begründung
Als sozialistische und feministische Partei kann es nicht Aufgabe der Linken sein, die Interessen von 
Freiern und Zuhältern („Kund:innen und Betreiber:innen“) zu vertreten, die die Nutznießer des 
Ausbeutungsverhältnisses Prostitution sind.

Antrag G.25.58.1
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 58
 58 Ethnosexismus und Rassialisierungrassistische und sexistische Zuschreibungen in der 

Sexarbeit

Begründung
Der Antrag setzt eine wichtige linke Linie gegen die Kriminalisierung von Sexarbeit und gegen 
rassistische Migrationspolitik. Die vorgeschlagenen Änderungen verändern diese Grundrichtung 
nicht, sondern präzisieren Begriffe und korrigieren sichtbare sprachliche Fehler. Die Ersetzung von 
„rassialisiert“ durch „rassifiziert“ dient der sprachlichen Vereinheitlichung mit anderen 
antirassistischen Anträgen und ist im deutschsprachigen politischen Kontext verständlicher. Die 
Formulierung „rassistische und sexistische Zuschreibungen“ macht außerdem klarer, was mit 
„Ethnosexismus“ gemeint ist, ohne die Analyse zu verwässern. Zudem werden Tipp- und 
Grammatikfehler korrigiert, damit der Antrag formal sauber und politisch überzeugend eingebracht 
werden kann.

Antrag G.25.65.1
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 65 - 67
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 65

 66

 67

Einbeziehung migrantischer und rassialisfizierter Sexarbeiter:innen und ihrenr
Selbstorganisationen in alle politischen Entscheidungen, die ihre Lebens- und 
Arbeitsbedingungen betreffen.

Antrag G.25.67.1
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: KV Herford, KV Landsberg, Lena Bär (Delegierte Linksjugend 
['solid]; KV Leipzig) und weitere

Zeile 67
 67 Arbeitsbedingungen betreffen.Freier sowie Personen, die aus der Prostitution Anderer Profit 

erzielen, sind dabei explizit nicht einzubeziehen.

Begründung
Als sozialistische und feministische Partei kann es nicht Aufgabe der Linken sein, die Interessen von 
Freiern und Zuhältern („Kund:innen und Betreiber:innen“) zu vertreten, die die Nutznießer des 
Ausbeutungsverhältnisses Prostitution sind.

Antrag G.25.73.1
Änderungsantrag zu G.25

Antragsteller*in: KV Herford, KV Landsberg, Lena Bär (Delegierte Linksjugend 
['solid]; KV Leipzig) und weitere

Zeile 73 - 74
 73

 74

Eine klare Positionierung der Partei gegen Kund:innenkriminalisierung und andere
strafrechtliche Kriminalisierungsmodelle der Sexarbeit

Begründung
In der Partei Die Linke gibt es seit vielen Jahren unterschiedliche Positionen dazu, was der richtige 
Ansatz zum Umgang mit Prostitution ist. Insbesondere dreht sich die Kontroverse um die Frage, ob 
das „Nordische Modell“ mit dem Grundsatz der Freierbestrafung (im Antrag 
„Kund:innenkriminalisierung“ genannt) in Deutschland eingeführt werden sollte oder nicht. Der 
Parteirat (im Juni 2025) und der Parteivorstand (in November 2025) haben zurecht beschlossen, dass 
das Thema umfassend diskutiert werden soll, und dass vor dem aktuellen Parteitag eine 
Veranstaltung zum Thema organisiert werden sollte.[1] Die Feministische Kommission ist ihrem 
Auftrag zur Umsetzung dieses Beschlusses nicht nachgekommen, weshalb der Parteivorstand im März 
2026 die Verantwortung für die Umsetzung übernommen hat.[2] Diese Umsetzung sollte jetzt so 
schnell wie möglich erfolgen. Die Mitglieder des Parteivorstandes, die den ursprünglichen Antrag G.25 
unterzeichnet haben, sollten ihrer Aufgabe zur Umsetzung des innerparteilichen Debattenprozesses 
nachkommen, statt mit einem solchen Antrag bereits das Ergebnis der Debatte vorwegnehmen zu 
wollen.
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[1] https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteivorstand/parteivorstand-2024-2026/
detail-beschluesse-pv/news/weiteres-vorgehen-in-der-prostitutionsdebatte/

[2] https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteivorstand/parteivorstand-2024-2026/
detail-beschluesse-pv/news/prostitutionsdebatte/

Antrag G.26.001.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: SV Jena (Thüringen), LAG Internationalismus Bremen, AK 
Geschichte sozialer Bewegungen Ost-West und weitere

Zeile 1 - 2
 1 Wir zahlen nicht für Eure Kriege! Auf die Straße gegen Sozialabbau und 

MilitarisierungAntimilitarismus, der die Angegriffenen vergisst, ist keiner.

Die Linke ist und bleibt antimilitaristisch. Aber Antimilitarismus heißt nicht, angegriffene 
Gesellschaften unsichtbar zu machen. Einem abstrakten Pazifismus, der Aggressor und 
Angegriffene verwischt, setzen wir einen konsequenten Antimilitarismus entgegen: gegen 
Aufrüstung als Profitmaschine, gegen das Wegsehen vor russischem Imperialismus und für eine 
linke Friedenspolitik, die Selbstverteidigung und demokratische Kontrolle zusammendenkt. 
Daraus leiten wir folgende Forderungen ab:

1. Klare Anerkennung des Selbstverteidigungsrechts der Ukraine nach Art. 51 UN-Charta. as 
Völkerrecht ist unteilbar — die UN-Charta gilt ohne doppelte Standards, gegen jeden Aggressor. 
Daraus folgt politische Solidarität mit angegriffenen Gesellschaften, die sich gegen reaktionäre 
und imperialistische Gewalt verteidigen, von der Ukraine bis Rojava.

2. Fortsetzung defensiver Waffenlieferungen an die Ukraine — aus demokratisch kontrollierter 
Produktion, mit Vorrang für Luftabwehr und Schutzgüter, ohne private Erpressungsmacht der 
Rüstungskonzerne, mit Konversionsperspektive für den Tag nach dem Krieg. Keine Waffen für 
Profite. Aber Waffen für die Angegriffenen.

3. Demokratisch koordinierte Rüstungsproduktion statt Renditesektor — öffentliche 
Konditionalität, offene Kostenkontrolle, öffentliche Transparenz, gezielte öffentliche 
Produktionsformen und demokratische Brandmauern gegen die Lobbymacht der 
Rüstungskonzerne.

4. Verbindliche Mitbestimmung über Konversion in beide Richtungen — Konversionsräte mit 
Beschäftigten, Gewerkschaften und Kommunen, Tarifbindung, Qualifizierung und zivile 
Rückkehrperspektive bei jeder öffentlich finanzierten Ausweitung militärischer Produktion.

5. Schutz und Aufnahme russischer Deserteur:innen und Kriegsdienstverweiger:innen — weil die 
konkrete antimilitaristische Konsequenz nicht Symmetrie zwischen Staaten ist, sondern 
Unterstützung für diejenigen, die sich der Aggressionsarmee entziehen.

6. Antifaschistische Sicherheitspolitik als programmatische Linie der Partei — weder NATO-Logik 
noch Rüstungskonzernen unterworfen, aber auch nicht Pazifismus der Selbstauslieferung. 
Sondern eine Linke, die Sicherheit von unten denkt: für Mieter:innen, für Geflüchtete, für 
angegriffene und bedrohte Gesellschaften.

Damit diese Forderungen nicht bei Bekenntnissen bleiben, übersetzt die Partei sie in konkrete 
Arbeit: Solidarität mit den Angegriffenen (1) in dauerhafte Beziehungen zur ukrainischen und 
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osteuropäischen Linken; demokratische Kontrolle und Konversion (3, 4) in gemeinsame 
Konversionskonzepte; den Schutz der Kriegsgegner:innen derAggressionsmacht (5) in den 
Ausbau der Kriegsdienstverweigerungsberatung; Sicherheit von unten (6) in Bündnis- und 
Öffentlichkeitsarbeit.

Der Bundesparteitag beauftragt den Parteivorstand. Die Linke…

- vertieft die Zusammenarbeit mit ukrainischen, russischsprachigen und osteuropäischen Linken, 
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen;

- baut ihre Kriegsdienstverweigerungsberatung aus und macht den Schutz und die Aufnahme 
russischer und belarussischer Deserteur:innen und Kriegsdienstverweiger:innen zu einem festen 
Bestandteil dieser Arbeit;

- entwickelt gemeinsam mit Beschäftigten, Gewerkschaften und Kommunen Konzepte für 
demokratisch kontrollierte Konversion in beide Richtungen - mit Tarifbindung, Qualifizierung 
nund ziviler Rückkehrperspektive;

- nutzt ihre öffentlichen Kommunikationskanäle und lädt zu einem Ratschlag ein, um ein breites 
Bündnis gegen Sozialabbau, Aufrüstung als Renditeprojekt und imperialistische Aggression 
aufzubauen.

Wir bezahlen nicht für Rheinmetalls Profite. Wir bezahlen nicht für Merz’ Aufrüstungsfantasien. 
Wir bezahlen nicht für eine Politik, die Sozialstaat gegen Sicherheit ausspielt.

Aber wir lassen auch die Ukraine nicht zahlen — mit ihren Städten, ihren Kindern, ihrem Recht 
auf Selbstbestimmung — damit ein deutscher Linkspartei-Konsens seinen einfachen Slogan 
behalten kann.

Solidarität ist nicht symmetrisch.

Antimilitarismus ist nicht Wegsehen.

Frieden ist nicht das Schweigen der Angegriffenen.

Frieden ist das Ende der Aggression.

Frieden in Selbstbestimmung — nicht Frieden in Unterwerfung.

Zeile 3 - 6
 3 Krieg und Krise sind zwei Seiten derselben Medaille. Wer Milliarden in die
 4 Rüstungsindustrie pumpt, muss sie irgendwo wegnehmen. Wer Kanonen will, muss Butter
 5 streichen. Das ist keine Metapher, das ist die Haushaltspolitik der Bundesrepublik im
 6 Jahr 2026 und sie hat konkrete Folgen.

Zeile 7 - 18
 7 2026 plant die Bundesregierung erstmals 128 Milliarden Euro für Verteidigung
 8 auszugeben. So viel wie alle lateinamerikanischen und afrikanischen Staaten zusammen.
 9 Deutschland steht inzwischen auf Platz 4 der weltweiten Rüstungsausgaben, aber in den
 10 Talkshows wird sich weiter über die Unterfinanzierung der Bundeswehr beklagt. Das
 11 Grundgesetz wurde geändert, damit hochgerüstet werden kann, beschlossen von einem
 12 Parlament, das bereits abgewählt war. Ohne Beteiligung der Bevölkerung, mit
 13 demonstrativer Eile, noch bevor ein neu gewähltes Parlament eingreifen konnte.
 14 Gleichzeitig erklärte Kanzler Merz, dass alle (Sozial)ausgaben auf den Prüfstand
 15 gehören. Aktuell bleibt der Regelsatz in der Grundsicherung bei 563 Euro eingefroren.
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 16 Krankenhäuser schließen. Kommunen kollabieren. Rentner*innen, die dieses Land
 17 aufgebaut haben, können sich die Heizung nicht mehr leisten. Die Regierung plant den
 18 Abriss des Sozialstaats in einem bislang nie dagewesenen Ausmaß. Das ist kein Zufall.

Zeile 19 - 21
 19 Rheinmetall-Aktien haben sich seit 2022 im Wert versechzehnfacht, deutsche
 20 Rüstungskonzerne machen Rekordgewinne. Wer profitiert, ist keine offene Frage. Und
 21 wer zahlt, auch nicht.

Zeile 22 - 25
 22 Die Weltlage hat sich in den letzten Monaten dramatisch zugespitzt. Am 28. Februar
 23 2026 begannen Israel und die USA einen offenen Krieg gegen den Iran. Chamenei wurde
 24 durch einen gezielten Luftangriff getötet. Der Iran sperrte die Straße von Hormus,
 25 Raketen trafen US-Stützpunkte in Bahrain, Kuwait, Katar und den Emiraten.

Zeile 26 - 31
 26 Eine globale Energiekrise droht, deren Kosten wie immer nach unten weitergereicht
 27 werden. Und nicht nur die Energiekosten steigen, sondern auch Düngemittel werden
 28 knapp und wirken sich auf die Lebensmittelpreise aus. Bemerkenswert ist dabei: Der
 29 Iran wurde zweimal während laufender Verhandlungsrunden angegriffen, zuerst im Juni
 30 2025 und dann erneut im Februar 2026. Diplomatie ist nicht gescheitert. Sie wurde
 31 aktiv sabotiert.

Zeile 32 - 35
 32 Wir leben in Zeiten der Monster. Die Zunahme militärischer Spannungen und Kriege sind
 33 nicht in erster Linie Konflikte zwischen politischen Systemen. Es ist das System
 34 selbst, das immer neue Rivalitäten um Rohstoffe, Absatzmärkte und geostrategische
 35 Kontrolle schafft.

Zeile 36 - 38
 36 Statt in das Leben zu investieren, soll für den Tod produziert werden. „Aktive
 37 Industriepolitik“ nennt die Europäische Union diesen Schritt. In Wirklichkeit ist es
 38 der Weg in die Kriegswirtschaft. Hunderttausende Arbeiter*innen bangen um ihre Jobs.

Zeile 39 - 45
 39 Als „sichere Alternative“ werden ihnen jetzt Jobs in der Rüstungsindustrie verkauft.
 40 Doch wie sicher ist das Leben in einer kriegstüchtigen Gesellschaft? Waffen werden
 41 produziert, um eingesetzt zu werden. Wer stirbt zuerst an der Front? Welche Fabriken
 42 sind im Kriegsfall das erste Angriffsziel? Die Kriegslügen unserer Zeit schmücken
 43 sich mit den Worten wie Freiheit, Demokratie und Sicherheit. In Wahrheit ist es genau
 44 dieser Kurs, der unsere Freiheit und unsere soziale Sicherheit zerstört. Demokratie
 45 wird von innen ausgehöhlt.

Zeile 46 - 47
 46 In Deutschland läuft die Militarisierung auf Hochtouren. Wehrpflicht wird

- Seite 126 -



 47 vorbereitet.

Zeile 48 - 51
 48 Krankenhäuser werden militarisiert. Bundeswehrwerbung hängt in U-Bahnhöfen und auf
 49 Ausbildungsmessen. Boris Pistorius nennt das Ziel unverblümt: Deutschland soll
 50 kriegstüchtig werden. Das ist kein Vokabular der Abschreckung. Das ist
 51 Kriegsvorbereitung.

Zeile 52 - 55
 52 Die Linke muss hier klar sein: Das ist kein technisches Haushaltsproblem, sondern die
 53 Klassenfrage unserer Zeit. Ein System, das Profit über Menschenleben stellt, braucht
 54 Krieg als Erweiterungsraum und Sozialabbau zu seiner Finanzierung. Beides gehört
 55 zusammen und beides muss zusammen bekämpft werden.

Zeile 56 - 60
 56 Als Internationalist*innen betrachten wir Kriege nicht wie ein Fußballspiel, bei dem
 57 man auf der Seite des einen oder anderen Staates steht. Wir stehen immer an der Seite
 58 der arbeitenden Menschen, in der Ukraine wie in Russland, in Gaza wie in Israel, im
 59 Iran wie in den USA. Der Soldat, der stirbt, damit Konzerne ihre Profite und
 60 Marktanteile und Staaten ihre Einflusssphären absichern, ist nicht unser Feind.

Zeile 61 - 65
 61 In dieser Auseinandersetzung stehen alle anderen Parteien im Bundestag auf der
 62 falschen Seite, wenn auch mit unterschiedlicher Begeisterung. CDU und SPD betreiben
 63 die Aufrüstung als Regierung. Die Grünen haben die Grundgesetzänderung erst möglich
 64 gemacht. Die AfD geriert sich als Friedenspartei, steht aber in der Tradition des
 65 deutschen Militarismus und nutzt Kriegsangst zur völkischen Mobilisierung.

Zeile 66 - 67
 66 Nötiger denn je ist in Parlament und Gesellschaft eine Stimme, die klar und ohne Wenn
 67 und Aber sagt: Wir wollen eure Kriege nicht. Diplomatie statt Aufrüstung,

Zeile 68 - 74
 68 Waffenstillstand statt Eskalation, Produktion für das Leben statt für den Krieg.
 69 Diese Stimme gibt es im Bundestag derzeit nur durch uns – aber sie muss lauter
 70 werden. Das ist eine Leerstelle, die Millionen Menschen spüren. Laut Umfragen lehnt
 71 eine Mehrheit der Bevölkerung die Wehrpflicht ab, eine Mehrheit hält die weitere
 72 Eskalation für gefährlich. Diese Mehrheit hat noch keine ausreichende
 73 parlamentarische Repräsentation, nicht weil die Überzeugungen fehlen, sondern weil an
 74 manchen Stellen der Mut fehlte, sie auszusprechen.

Zeile 75 - 80
 75 Das ist kein neues Problem. Die SPD von 1914 sprach jahrelang von Frieden und stimmte
 76 im August desselben Jahres für die Kriegskredite, als es darauf ankam. Der Druck war
 77 zu groß, die Angst vor Isolation zu mächtig, der Wunsch nach Respektabilität zu
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 78 stark. Die Lehre daraus ist nicht, dass man immer gegen den Strom schwimmen muss, um
 79 des Prinzips willen. Die Lehre ist: Wer in entscheidenden Momenten schweigt oder
 80 laviert, überlässt das Feld denen, die keine Sekunde zögern.

Zeile 81 - 82
 81 Die Linke darf sich von der gesellschaftlichen und medialen Debatte nicht
 82 einschüchtern lassen. Wer heute für Diplomatie eintritt, wird als naiv abgestempelt.

Zeile 83 - 88
 83 Wer Waffenlieferungen kritisiert, wird als Putinknecht diffamiert. Wer den Gaza-Krieg
 84 Genozid nennt, wird mit dem Antisemitismusvorwurf überzogen. Das ist kein offener
 85 Diskurs. Das ist die diskursive Seite des Militarismus. Der Versuch, den
 86 Meinungskorridor so eng zu ziehen, dass Widerspruch als undenkbar gilt. Wir müssen
 87 das benennen und dem standhalten, selbstbewusst, ohne Entschuldigungen, ohne die
 88 reflexartige Einhegung jeder friedenspolitischen Position durch Relativierungen.

Zeile 89
 89 Die Fragen, die wir in Betrieben, Stadtteilen und Schulen stellen müssen, lauten:

Zeile 90 - 95
 90 Warum ist für Krankenhäuser kein Geld da, aber über Nacht für Rüstung? Warum werden
 91 Rentenkürzungen als alternativlos verkauft, während über die Anschaffung von neuen
 92 Bundeswehr-Fregatten im Wert von vielen Milliarden Euro nicht einmal diskutiert wird?
 93 Warum sollen wir mehr arbeiten, verzichten und unsere Kinder den Kriegen um
 94 Einflusssphären, Marktanteile und Ressourcen im Interesse der Großkonzerne zum Fraß
 95 vorwerfen?

Zeile 96 - 97
 96 Diese Fragen beantworten sich nicht von selbst. Sie müssen gestellt werden, laut,
 97 konkret und immer wieder.

Zeile 98 - 99
 98 Die Gesellschaft ist dabei nicht stumm. Die Schulstreikbewegung gegen die Wehrpflicht
 99 ist die lebendigste antimilitaristische Jugendbewegung seit Jahrzehnten.

Zeile 100 - 106
 100 Zehntausende Schüler*innen haben gestreikt, Repression riskiert und sich nicht
 101 einschüchtern lassen. Menschen trotzen den Diffamierungen der Springerpresse und
 102 gehen seit zwei Jahren gegen den Genozid in Gaza auf die Straße. Sie stehen auf der
 103 Seite des Völkerrechts, werden kriminalisiert und mit dem Antisemitismusvorwurf
 104 mundtot gemacht. Ein Missbrauch, der nicht nur politisch verlogen ist, sondern den
 105 tatsächlichen Kampf gegen Antisemitismus beschädigt. Diese Bewegungen brauchen eine
 106 Partei, die das klar benennt und sie nicht im Stich lässt.

Zeile 107 - 112
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 107 IG-Metall-Vertrauensleute bei Ford in Köln haben eine Erklärung gegen
 108 Kriegswirtschaft beschlossen. Beschäftigte in Rüstungsbetrieben werden mit ihrem
 109 Arbeitsplatz erpresst: entweder Waffen oder Kündigung. Diese Logik muss gebrochen
 110 werden, durch Konversionskonzepte, die zeigen, dass dieselben Hände, die heute
 111 Granaten fertigen, morgen Wärmepumpen, Schienenfahrzeuge und Krankenhaustechnik bauen
 112 können.

Zeile 113 - 117
 113 Die Linke muss lernen, was sie bei der Mietenkampagne gelernt hat: Aus konkreter
 114 Hilfe wird Organisierung, aus Organisierung wird Gegenmacht. Das gilt für
 115 Mieter*innen genauso wie für Menschen, die sich der Wehrpflicht verweigern wollen,
 116 für Beschäftigte in Rüstungsbetrieben, die nicht wissen, wohin, und für
 117 Aktivist*innen, die vor Gericht stehen, weil sie eine Waffenfabrik blockiert haben.

Zeile 118 - 121
 118 Wir sind die einzige Partei im Bundestag, die diesem eingeschlagenen Kurs der
 119 Militarisierung grundsätzlich entgegensteht. Das ist keine Selbstbeweihräucherung,
 120 sondern eine Verantwortung. Deshalb ist Antimilitarismus keine Nische und nicht
 121 allein ein Wahlkampfthema. Er ist der Kern sozialistischer Politik in dieser Zeit.

Zeile 122
 122 Der Bundesparteitag beschließt:

Zeile 123 - 125
 123 Der neue Parteivorstand wird beauftragt, neben der Mietenkampagne einen weiteren
 124 gleichwertigen Schwerpunkt zu setzen und den Kampf gegen Sozialabbau mit dem Kampf
 125 gegen Militarisierung und Aufrüstung zu verbinden. Konkret bedeutet das:

Zeile 126
 126 Die Linke…

Zeile 127 - 130
 127

 128

 129

 130

lädt hierzu Betroffene und Akteure aus Gewerkschaften, sozialen Bewegungen,
Friedensbewegung und antimilitaristischen Initiativen zentral zu einem Ratschlag
ein mit dem Ziel eines breiten Bündnisses für lokale Proteste und überregionale
Großdemonstrationen

Zeile 131 - 132
 131

 132

nutzt ihre öffentlichen Kommunikationskanäle in Medien und sozialen Netzwerken,
um die konkreten Kosten der Aufrüstung den sozialen Kürzungen gegenüberzustellen

Zeile 133 - 134
 133

 134

erstellt dazu Aufklärungsmaterial, um lokale Gliederungen in ihrer alltäglichen
Aufklärungs- und Kampagnenarbeit zu unterstützen
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Zeile 135 - 138
 135

 136

 137

 138

schafft im Karl-Liebknecht-Haus eine Meldestelle Militarisierung: Kreisverbände,
Kommunal- und Landtagsfraktionen können sich an sie wenden, damit Informationen
über die lokalen und regionalen Auswirkungen der „Zeitenwende“ zentral gebündelt
werden können

Zeile 139 - 140
 139

 140

baut ihre Kampagne zur Kriegsdienstverweigerungsberatung weiter aus und
kommuniziert dies offensiv als politisches Angebot

Zeile 141 - 143
 141

 142

 143

unterstützt die Schulstreikbewegung und andere Antikriegsbewegungen strukturell
mit Räumen, Ressourcen sowie durch konkrete Unterstützung für Streikende und
Protestierende, die von Repression betroffen sind

Zeile 144 - 145
 144

 145

fördert die innerparteiliche Bildung mit antimilitaristischen Bildungs- und
Austauschformaten, die den Mitgliedern regelmäßig angeboten werden

Begründung
Begründung

I. Worum geht es uns?

Eine linke Friedenspolitik, die die Angegriffenen vergisst, ist keine Friedenspolitik. Antrag G.26 «Wir 
zahlen nicht für Eure Kriege!» hat genau dieses Problem. Damit liegt auf dem Bundesparteitag ein 
Antrag vor, der die friedenspolitische Linie der Partei im Zeichen von Aufrüstung, Sozialabbau und 
neuen Kriegen schärfen soll.

Wer ihn nur aus der deutschen Haushaltsdebatte liest, kann ihn leicht für eine 
konsequenteantimilitaristische Antwort halten. Er richtet sich gegen Milliardenprogramme für Militär 
und Rüstung, gegen Rheinmetall-Profite, gegen die Normalisierung von Kriegstüchtigkeit, für 
Konversion, Schulstreiks und Kriegsdienstverweigerungsberatung.

Wir teilen diese soziale Diagnose: Wer allein 2026 mehr als 108 Milliarden Euro für 
Verteidigungsausgaben findet und gleichzeitig den Regelsatz von 563 Euro einfriert, führt 
Klassenkampf von oben. Wenn die Rheinmetall-Aktie sich seit 2022 versechzehnfacht, ist das keine 
Marktanomalie — es ist eine politische Entscheidung. Eine Linke muss gegen Sozialabbau, 
Rüstungsprofite und die Militarisierung des Alltags kämpfen. Sie muss aber auch ehrlich benennen, 
dass Deutschland Putins Aggressionsmacht jahrelang durch billige Energieimporte mitfinanziert hat 
— auch nach der Krim-Annexion 2014, auch während russische Oppositionelle inhaftiert wurden.

Aber Antrag G.26 spricht nicht im luftleeren Raum. Er erscheint nach über vier Jahren russischem 
Angriffskrieg gegen die Ukraine und mitten in einer Programmdebatte, in der die Partei entscheiden 
muss, ob sie osteuropäische Sicherheitsbedarfe weiter als Randnotiz behandelt. Genau hier liegt das 
Problem: Der Antrag benennt Aufrüstung, Profite und Kriegstüchtigkeit, aber er macht die 
angegriffene Ukraine und die bedrohten Gesellschaften in Osteuropa unsichtbar und den russischen 
Imperialismus zur Nebenfrage. Angegriffene Gesellschaften sind keine Verfügungsmasse zwischen 
Machtblöcken, sondern politische Subjekte mit eigener Geschichte, eigenen sozialen Kämpfen und 
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eigenem Recht auf Selbstbestimmung.

Deshalb schreiben wir nicht aus akademischer Distanz, sondern als osteuropäische Linke. Wir wissen, 
was Putins «Frieden» bedeutet — und wir wollen ihn, gerade deswegen, nicht. Antrag G.26 zieht aus 
richtigen Beobachtungen drei falsche Schlüsse: eine falsche Geschichte, eine falsche Symmetrie, eine 
falsche Antwort. Dagegen richtet sich dieser Text.

II. Falsche Geschichte — die 1914-Falle

Antrag G.26 beruft sich auf die SPD-Kriegskredite von 1914. Die Zustimmung der SPD zu den 
Kriegskrediten war eine politische Kapitulation vor Nationalismus und Burgfrieden — weil sie eine 
imperialistische Aggression zwischen imperialistischen Mächten mittrug. Niemand wurde befreit. Alle 
wurden verheizt.

Aber 2022 ist nicht 1914. Der Verweis auf die Kriegskredite funktioniert nur, wenn militärische 
Unterstützung heute dasselbe bedeutet wie damals: Zustimmung zum Krieg des eigenen 
imperialistischen Staates. Genau das ist hier nicht der Fall. Eine Seite verteidigt sich. Die andere hat 
überfallen. Die Ukraine ist nicht das Deutsche Kaiserreich. Sie ist die angegriffene Republik. Der 
Angriff war eine imperiale Entscheidung gegen die Selbstbestimmung der Ukraine.

Wer das verwischt, wiederholt nicht den Antikriegs-Reflex der Bolschewiki von 1914. Er wiederholt 
den Fehler jener moskautreuen Linken, die 1956 den ungarischen Aufstand als «konterrevolutionär», 
1968 den Prager Frühling als «verirrt» und 2008 Georgien als «provozierend» abtaten. Jedes Mal 
stand Moskau mit dem Panzer da. Jedes Mal hatte ein Teil der westlichen Linken Verständnis. Diese 
Tradition ist nicht unsere.

Marx und Engels unterstützten die polnischen Aufstände gegen das Zarenreich — nicht aus 
Nationalromantik, sondern weil sie die Unterdrückung ganzer Völker als Fessel demokratischer und 
sozialistischer Befreiung begriffen. Die Internationalen Brigaden gingen 1936 nach Spanien— nicht 
«gegen beide Kriegsparteien», sondern gegen Franco. Auch in Rojava haben Linke verstanden, dass 
Selbstverteidigung gegen reaktionäre Gewalt nicht durch Appelle ersetzt werden kann. 
Antifaschismus ist konkret. Er wählt eine Seite und nimmt dafür Risiko in Kauf. Das ist die Tradition, 
an die wir anschließen.

III. Falsche Symmetrie — der Täter systematisch verschwiegen

Durch die falsche Geschichte entsteht auch eine falsche Symmetrie, die sich durch den ganzen Text 
zieht. Der Antrag erwähnt Israel und die USA, wenn er Aggressoren benennen will. Er erwähnt nicht, 
was Russland getan hat. Kein Wort von Butscha, kein Wort von Mariupol, kein Wort von den nach 
Russland deportierten ukrainischen Kindern. Auslassung ist auch eine Position. Wer diesen Krieg 
nicht beim Namen nennt, hat ihn schon halb akzeptiert.

Dabei spricht der Antrag von «den arbeitenden Menschen in der Ukraine wie in Russland» — als 
hätten beide dieselbe Wahl gehabt. Sie hatten sie nicht. Eine Seite wurde überfallen. Die andere hat 
überfallen. Symmetrie zwischen der Aggressionsmacht und den Angegriffenen ist kein Pazifismus. Sie 
ist Komplizenschaft mit dem Stärkeren.

Gerade deshalb müssen wir zwischen dem russischen Staat und den Menschen unterscheiden, die 
sich diesem Krieg verweigern. Solidarität mit russischen Deserteur:innen und 
Kriegsdienstverweiger:innen ist kein Ersatz und kein Gegengewicht zur Ukraine-Solidarität, sondern 
ihre antimilitaristische Konsequenz. Eine vermeintliche «Solidarität mit Russland», die inhaftierte 
russische Kriegsgegner:innen nur als Spiegelbild ukrainischen Leids behandelt, macht beides 
unsichtbar: die staatliche Repression in Russland und die Realität eines angegriffenen ukrainischen 
Alltags unter Bomben.
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Diese Schwäche ist der Partei nicht neu. Bei der Krim 2014, in Syrien, bei der Vollinvasion 2022 und in 
Gaza war Die Linke zu oft zu uneinig, zu spät oder zu sehr mit sich selbst beschäftigt. Auch in der 
jetzigen Programmdebatte wird dieses Problem offen benannt. Aber ein Eingeständnis, das im 
nächsten friedenspolitischen Antrag dieselbe Lücke wiederholt, beendet den Fehler nicht. Es macht 
ihn nur sichtbarer. Und diese Lücke trifft konkret die ukrainischen, russischen, belarussischen und 
mittelosteuropäischen Linken in dieser Partei, deren politische Erfahrung mit dem Kreml älter ist als 
die deutsche Debatte über ihn.

IV. Falsche Antwort — keine Waffen für Profite, aber Waffen für die Angegriffenen

Aus dieser falschen Symmetrie entsteht die falsche politische Antwort. Ja, Rüstungsausgaben werden 
benutzt, um Sozialabbau zu rechtfertigen. Ja, Rheinmetall und andere Konzerne machen aus Krieg ein 
Geschäftsmodell. Ja, eine Linke darf diese Profitmaschine nicht legitimieren. Aber daraus folgt nicht, 
dass militärische Unterstützung für die Ukraine falsch ist. Daraus folgt, dass diese Unterstützung 
nicht der Profitlogik der Rüstungskonzerne überlassen werden darf.

Der entscheidende Gegensatz verläuft nicht zwischen «Waffen» und «keine Waffen». Er verläuft 
zwischen zwei Arten, Sicherheit zu organisieren: als privates Renditeprojekt oder als demokratisch 
kontrollierte öffentliche Aufgabe. Wer sagt: «Keine Waffen, weil Rheinmetall profitiert», überlässt die 
Ukraine dem russischen Imperialismus und die Sicherheitsfrage denRechten, Militärs und Konzernen. 
Wer sagt: «Mehr Waffen, egal unter welchen Bedingungen», macht jede Krise zum Freifahrtschein für 
Extraprofite, Intransparenz und politische Erpressungsmacht. Eine linke Antwort muss beides 
zurückweisen.

Die Frage lautet also nicht, ob angegriffene Gesellschaften das Recht auf Selbstverteidigung haben. 
Sie haben es. Wer die UN-Charta ernst nimmt, kann ihr Gewaltverbot nicht gegen das 
Selbstverteidigungsrecht der Angegriffenen ausspielen. Das Erfurter Programm stellt Völkerrecht und 
Vereinte Nationen ins Zentrum linker Friedenspolitik; dieses Bekenntnis muss auch für Art.51 gelten. 
Die Frage lautet, unter welchen gesellschaftlichen Bedingungen diese Selbstverteidigung unterstützt 
wird. Öffentliche Gelder müssen öffentliche Bedingungen bedeuten: offene Kostenkontrolle, 
Begrenzung von Extraprofiten, parlamentarische Kontrolle und öffentliche Transparenz über 
Beschaffung und Export, Sperrfristen gegen die Drehtür zwischen Ministerien und Konzernen, Rechte 
an öffentlich finanzierter Technologie. Kein Blankoscheck für Rheinmetall. Keine Beschaffungspolitik 
als Konzernförderprogramm. Wo der Markt versagt — bei Munition, Drohnenabwehr, Ersatzteilen, 
Luftverteidigungskomponenten und Schutzgütern — braucht es öffentliche Produktionsformen und 
europäische Beschaffung unter demokratischer Kontrolle.

Das gilt auch für Konversion. Wer heute nur «Konversion» sagt, als lebten wir noch in den 
Abrüstungsdebatten der 1990er Jahre, verfehlt die Lage. Real erleben wir auch umgekehrte 
Konversion: zivile industrielle Kapazitäten werden für Rüstungsproduktion geöffnet. Deshalb braucht 
jede öffentlich finanzierte Ausweitung militärischer Produktion Mitbestimmung, Tarifbindung, 
Qualifizierung und eine zivile Rückkehrperspektive. So wird die Unterstützung der Ukraine nicht zum 
Gegensatz linker Antimilitarismuspolitik, sondern zu ihrem Prüfstein: nicht weniger Waffen für die 
Ukraine, sondern weniger private Erpressungsmacht über die Waffenproduktion. Keine Waffen für 
Profite. Aber Waffen für die Angegriffenen.

V. Wer hier spricht

Dies ist eine Intervention des Netzwerks Gerechter Frieden (NGF). Im NGF arbeiten 
ukrainesolidarische Linke mit und ohne eigene biografische Bindung an die Ukraine, Russland und 
Osteuropa zusammen. Uns verbindet nicht Herkunft, sondern eine politische Haltung. Ausdem NGF 
heraus haben die Ukrainische Linke Initiative (ULI) und die BAG Russischsprachige Linke (RL) diesen 
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Antrag eingebracht. Er rückt bewusst ukrainische, russischsprachige und osteuropäische Erfahrungen 
in den Mittelpunkt, weil genau diese Perspektiven in Antrag G.26 fehlen.

Die Ukrainische Linke Initiative (ULI) bringt in das NGF die Perspektive ukrainischer und mit der 
Ukraine solidarischer Linker in Deutschland ein. Viele von uns kennen den russischen Angriffskrieg 
nicht aus Fernsehbildern, sondern aus Familiengeschichten, Flucht, politischer Arbeit und Kontakten 
zu Gewerkschaften, linken Organisationen und sozialen Bewegungen in der Ukraine. Wir kämpfen für 
eine Ukraine-Solidarität, die nicht beim Staat stehen bleibt: für militärische Unterstützung der 
Selbstverteidigung, für sozialen und gewerkschaftlichen Wiederaufbau, für die Rechte von 
Geflüchteten und gegen jede rechte Vereinnahmung der ukrainischen Frage.

Die BAG Russischsprachige Linke (RL) bringt in das NGF die Perspektive russischsprachiger Linker ein, 
die sich Putins Krieg, Nationalismus und Repression entgegenstellen — in Russland, im Exil und in 
der Migration in Deutschland. Für uns ist Russischsprachigkeit kein politisches Lager und keine 
Entschuldigung für imperialistische Nostalgie. Viele von uns erleben, wie Putins Krieg auch hier 
migrantische Communities spaltet: Wer sich ihm entgegenstellt, wird von Rechten als Verräter:in und 
von Teilen der deutschen Linken als Störfaktor behandelt. Wir bestehen darauf: Solidarität mit 
russischen Deserteur:innen, Kriegsdienstverweiger:innen und Oppositionellen gehört zur Ukraine-
Solidarität, nicht gegen sie.

Wir sind keine Atlantiker. Wir sind keine Putin-Versteher.

Damit grenzen wir uns auch von AfD und BSW ab, die sich als Friedenskräfte inszenieren: Ihre 
Berufung auf «Diplomatie» ist kein Antimilitarismus, sondern Appeasement gegenüber dem 
russischen Imperialismus — eine Friedensrhetorik, die die Angegriffenen genauso vergisst, im Dienst 
von Russlandfreundlichkeit und nationaler Mobilisierung. In diesem Antrag kommt das zu Wort, was 
die deutsche Linke seit Jahrzehnten nicht hatte: eine osteuropäische Stimme von links, getragen von 
einem solidarischen Netzwerk. Gerade deshalb richten wir uns an alle, die eine linke Friedenspolitik 
wollen, die die Angegriffenen sieht. Diese Stimme zu überhören — wie es Antrag G.26 tut — ist nicht 
internationalistisch. Es ist Ignoranz mit linker Färbung.

Antrag G.26.003.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 3 - 6
 3 Krieg und Krise sind zwei Seiten derselben Medaille. Wer Milliarden in die
 4 Rüstungsindustrie pumpt, muss sie irgendwo wegnehmen. Wer Kanonen will, muss Butter
 5 streichen. Das ist keine Metapher, das ist die Haushaltspolitik der Bundesrepublik im
 6 Jahr 2026 und sie hat konkrete Folgen.

Antrag G.26.008.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand
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Zeile 8
 8 auszugeben. So viel wie alle lateinamerikanischen und afrikanischen Staaten zusammen. 

Antrag G.26.014.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 14
 14 Gleichzeitig bleibt die Schuldenbremse für zivile Zwecke unangetastet. Der ohnehin steigende 

Druck auf den Kernhaushalt wird mit dem Schleifen des Sozialstaats beantwortet. Statt der 
dringend nötigen Ausfinanzierung und Reform unserer Sozialsysteme sieht es die 
Bundesregierung als eine ihrer zentralen Aufgaben, politisch den Weg für eine möglichst 
reibungslose Aufrüstung frei zu machen. Die Bevölkerung soll immer größere Einschnitte 
hinnehmen, während bei den Rüstungskonzernen auf Staatskosten die Kasse klingelt. So erklärte 
Kanzler Merz, dass alle (Sozial)ausgaben auf den Prüfstand 

Antrag G.26.020.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 20 - 21
 20 Rüstungskonzerne machen Rekordgewinne. Wer profitiert, ist keine offene Frage. Und 
 21 wer zahlt, auch nicht.

Antrag G.26.032.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 32 - 35
 32 Wir leben in ZeitenDer geopolitische Abstieg der Monster. Die Zunahme militärischer 

Spannungen und Kriege sind 
 33 nicht in erster Linie Konflikte zwischen politischen Systemen. Es ist das System 
 34 selbst, das immer neue RivalitätenUSA und ihre innere Krise führen zu einer Aufwertung anderer 

Mächte, welche mit ihnen in verschiedenen Allianzen um Rohstoffe, Absatzmärkte und 
geostrategische 

 35 Kontrolle schafftpolitische und ökonomische Vorherrschaft konkurrieren.

Zeile 36 - 38
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 36 Statt in das Leben zu investieren, soll für den Tod produziert werden. „Aktive 
 37 Industriepolitik“ nennt die Europäische Union diesen Schritt. In Wirklichkeit ist es 
 38 der Weg in die Kriegswirtschaft. Hunderttausende Arbeiter*innen bangen um ihre Jobsihrer 

Reaktion auf das Bröckeln der wirtschaftlichen und militärischen Allianz mit den USA stimmt die 
EU in den Reigen der neuen Weltordnung ein: Für einen Platz am Tisch im internationalen 
System wird nicht in das Leben investiert, sondern aufgerüstet.

Antrag G.26.039.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 39 - 45
 39 Als „sichere Alternative“ werden ihnen jetzt Jobs in der Rüstungsindustrie verkauft. 
 40 Doch wie sicher ist das Leben in einer kriegstüchtigen Gesellschaft? Waffen werden 
 41 produziert, um eingesetzt zu werden. Wer stirbt zuerst an der Front? Welche Fabriken 
 42 sindWährend aktive Industriepolitik im Kriegsfall das erste Angriffsziel? Die Kriegslügen unserer 

Zeit schmücken 
 43 sich mit den Worten wie Freiheit, Demokratie und Sicherheit. In Wahrheit ist es genau 
 44 dieser Kurs, der unsere Freiheit und unsere soziale Sicherheit zerstört. Demokratie

Bezug auf Klimakrise, zivile Innovation und Infrastruktur unterfinanziert bzw. zurückgefahren 
wird von innen ausgehöhlt., werden Förderungen immer stärker an militärische Erst- und 
Zweitverwertbarkeit gebunden. Arbeitnehmer*innen, die durch die Krise in der fossilen 
Industrieproduktion Sorge um ihre Arbeitsplätze haben, werden jetzt Jobs in der 
Rüstungsindustrie als „sichere Alternative verkauft.

Antrag G.26.40.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 40 - 45
 40 Doch wie sicher ist das Leben in einer kriegstüchtigen Gesellschaft? Waffen werden 
 41 produziert, um eingesetzt zu werden. Wer stirbt zuerst an der Front? Welche Fabriken 
 42 sind im Kriegsfall das erste Angriffsziel? Die Kriegslügen unserer Zeit schmücken 
 43 sich mit den Worten wie Freiheit, Demokratie und Sicherheit. In Wahrheit ist es genau 
 44 dieser Kurs, der unsere Freiheit und unsere soziale Sicherheit zerstört. Demokratie 
 45 wird von innen ausgehöhlt.
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Antrag G.26.046.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 46
 46 In Deutschland läuft die Militarisierungrüstet auf Hochtouren.. Die Wehrpflicht wird 

Antrag G.26.052.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 52 - 55
 52 Die Linke muss hier klar sein: Das ist kein technisches Haushaltsproblem, sondern die
 53 Klassenfrage unserer Zeit. Ein System, das Profit über Menschenleben stellt, braucht
 54 Krieg als Erweiterungsraum und Sozialabbau zu seiner Finanzierung. Beides gehört
 55 zusammen und beides muss zusammen bekämpft werden.

Antrag G.26.056.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 56 - 60
 56 Als Internationalist*innen betrachten wir Kriege nicht wie ein Fußballspiel, bei dem
 57 man auf der Seite des einen oder anderen Staates steht. Wir stehen immer an der Seite
 58 der arbeitenden Menschen, in der Ukraine wie in Russland, in Gaza wie in Israel, im
 59 Iran wie in den USA. Der Soldat, der stirbt, damit Konzerne ihre Profite und
 60 Marktanteile und Staaten ihre Einflusssphären absichern, ist nicht unser Feind.

Antrag G.26.061.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 61 - 65
 61 In dieser Auseinandersetzung stehen alle anderen Parteien im Bundestag auf der
 62 falschen Seite, wenn auch mit unterschiedlicher Begeisterung. CDU und SPD betreiben
 63 die Aufrüstung als Regierung. Die Grünen haben die Grundgesetzänderung erst möglich
 64 gemacht. Die AfD geriert sich als Friedenspartei, steht aber in der Tradition des
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 65 deutschen Militarismus und nutzt Kriegsangst zur völkischen Mobilisierung.

Antrag G.26.072.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 72 - 74
 72 Eskalation für gefährlich. Diese Mehrheit hat noch keine ausreichende 
 73 parlamentarische Repräsentation, nicht weil die Überzeugungen fehlen, sondern weil an 
 74 manchen Stellen der Mut fehlte, sie auszusprechen.

Zeile 75 - 80
 75 Das ist kein neues Problem. Die SPD von 1914 sprach jahrelang von Frieden und stimmte
 76 im August desselben Jahres für die Kriegskredite, als es darauf ankam. Der Druck war
 77 zu groß, die Angst vor Isolation zu mächtig, der Wunsch nach Respektabilität zu
 78 stark. Die Lehre daraus ist nicht, dass man immer gegen den Strom schwimmen muss, um
 79 des Prinzips willen. Die Lehre ist: Wer in entscheidenden Momenten schweigt oder
 80 laviert, überlässt das Feld denen, die keine Sekunde zögern.

Antrag G.26.078.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: OV Hamburg - Eppendorf/Hoheluft Ost

Zeile 78 - 79
 78 stark. Die Lehre daraus ist nicht, dass manerst Recht, immer Nein zu sagen gegen den Strom 

schwimmen muss,Krieg - wie Karl Liebknecht - um
 79 des Prinzips willen. massenhaftes Morden verhindern.Die Lehre ist: Wer in entscheidenden 

Momenten schweigt oder 

Antrag G.26.082.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 82
 82 einschüchtern lassen. Wer heute für Diplomatie eintritt, wird als naiv abgestempelt.

Zeile 83 - 88
 83 Wer Waffenlieferungen kritisiert, wird als Putinknecht diffamiert. Wer den Gaza-Krieg
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 84 Genozid nennt, wird mit dem Antisemitismusvorwurf überzogen. Das ist kein offener
 85 Diskurs. Das ist die diskursive Seite des Militarismus. Der Versuch, den
 86 Meinungskorridor so eng zu ziehen, dass Widerspruch als undenkbar gilt. Wir müssen
 87 das benennen und dem standhalten, selbstbewusst, ohne Entschuldigungen, ohne die
 88 reflexartige Einhegung jeder friedenspolitischen Position durch Relativierungen.

Antrag G.26.102.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 102 - 106
 102 gehen seit zwei Jahren gegen den Genoziddie völkerrechtswidrigen Verbrechen in Gaza auf die 

Straße. Sie stehen auf der
 103 Seite des Völkerrechts, werden kriminalisiert und pauschal mit dem Antisemitismusvorwurf
 104 mundtot gemacht. Ein Missbrauch, der nicht nur politisch verlogen ist, sondern den
 105 tatsächlichen Kampf gegen Antisemitismus beschädigt. Diese Bewegungen brauchen eine
 106 Partei, die das klar benennt und, sie nicht im Stich lässt, aber gleichzeitig Antisemitismus klar 

und deutlich kritisiert, egal von wem er formuliert wird.

Antrag G.26.113.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 113
 113 Die Linke muss lernen, was sie bei der Mietenkampagne gelernt hat:Mietenkampgane hat uns 

gezeigt: Aus konkreter 

Antrag G.26.121.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 121
 121 allein ein Wahlkampfthema. Er ist derein Kern sozialistischer Politik in dieser Zeit.
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Antrag G.26.123.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 123 - 124
 123 Der neue Parteivorstand wird beauftragt, neben der Mietenkampagne einen weiteren 
 124 gleichwertigen Schwerpunkt zu setzen und den Kampf gegen Sozialabbau mit dem Kampf 

Antrag G.26.135.1
Änderungsantrag zu G.26

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 135 - 138
 135

 136

 137

 138

schafft im Karl-Liebknecht-Haus eine Meldestelle Militarisierung: Kreisverbände,
Kommunal- und Landtagsfraktionen können sich an sie wenden, damit Informationen
über die lokalen und regionalen Auswirkungen der „Zeitenwende“ zentral gebündelt
werden können

Antrag G.27.02.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 2 - 5
 2 Das aktuelle Embryonenschutzgesetz (ESchG), verabschiedet im Jahr 1990, spiegelt
 3 weder die heutigen medizinischen Möglichkeiten noch die gesellschaftlichen Realitäten
 4 wider. Es ist als überholt, unsozial und einschränkend für die Selbstbestimmung von
 5 Menschen mit Kinderwunsch zu bewerten.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
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medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.
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Antrag G.27.08.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 8 - 10
 8 unzugänglich. Besonders betroffen sind Frauen, trans- und nicht-binäre Personen, die 
 9 ihren Kinderwunsch derzeit nur im Ausland verwirklichen können - häufig unter 
 10 prekären, unregulierten und finanziell belastenden Bedingungen.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein
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https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.27.11.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 11 - 13
 11 Die restriktive Gesetzeslage resultiert in sozialer Ungleichheit: Finanziell 
 12 leistungsfähige Personen können ins Ausland reisen, während weniger wohlhabende 
 13 Personen von reproduktionsmedizinischen Behandlungen ausgeschlossen bleiben. Ungleichheit. 

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
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Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.27.17.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 17 - 18
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 17 Schutz aller Beteiligten ein. Ein zeitgemäßes Embryonenschutzgesetz muss diese 
 18 PrinzipienWir wissen um die lange Geschichte der Kämpfe von FLINTA* um körperliche und 

sexuelle Selbstbestimmung ebenso wie um die lange Geschichte der Kämpfe der 
Behindertenbewegung gegen Eugenik und Selektion. Im Unterschied zu liberalen Positionen, die 
die Selbstverwirklichung der Wenigen auf Kosten der Vielen anstreben, sind wir als 
Sozialist*innen in den Vordergrund stellen der Verantwortung, Perspektiven für gemeinsame 
Kämpfe um die kollektive Emanzipation von allen Ausbeutungs- anstelle von Verboten und 
Misstrauenund Unterdrückungsverhältnissen zu entwickeln.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c
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Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.27.19.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 19 - 20
 19 Die Linke fordert daher eine umfassende Neufassung des Embryonenschutzgesetzes mit
 20 folgenden Schwerpunkten: 

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
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verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.27.21.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 21
 21 Sicherung der reproduktiven Selbstbestimmung

Begründung
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In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
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embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.27.22.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 22 - 24
 22

 23

 24

Gewährleistung des Zugangs zu reproduktionsmedizinischer Unterstützung
unabhängig von Geschlecht, sexueller Orientierung, Familienform oder
Einkommensverhältnissen.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
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dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-
leihmutterschaft-als-menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-leihmutterschaft-75752df5-
3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/1
9_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.27.25.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 25 - 26
 25

 26

Zulassung von Eizell- und Embryonenspende unter Einhaltung sozialer, ethischer
und gesundheitlicher Schutzstandards.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.
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auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-
leihmutterschaft-als-menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-leihmutterschaft-75752df5-
3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/1
9_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.
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Antrag G.27.26.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Marburg-Biedenkopf 

Zeile 26
 26 und gesundheitlicher Schutzstandards. Dabei müssen die Freiwilligkeit der Spende, der Schutz 

vor finanzieller oder sozialer Ausbeutung sowie die langfristige Verfügbarkeit relevanter 
medizinischer Informationen über die Spender*in gesetzlich gewährleistet werden. 

Zeile 27 - 28
 27

 28

Prüfung der Zulassung einer altruistischen Leihmutterschaft, um faire und
freiwillige Vereinbarungen zu ermöglichen.

Begründung
Zusätzliche Details zu den erforderlichen ethischen und gesundheitlichen Schutzstandards bei der 
Eizell- und Embryonenspende werden aufgenommen. Diese Standards sind notwendig, um die 
Sicherheit und das Wohlergehen sowohl des Kindes als auch der spendenden Person 
beziehungsweise zu gewährleisten. Der Zugang zu fortlaufenden medizinischen Informationen ist 
wichtig, um erbliche Erkrankungen frühzeitig erkennen und behandeln zu können. Zudem muss die 
Freiwilligkeit der Spende sichergestellt werden, damit Spender*innen ihre Entscheidung frei und 
ohne finanziellen, sozialen oder emotionalen Druck treffen. 

Die Prüfung der Zulassung einer altruistischen Leihmutterschaft wird gestrichen. Auch ohne 
finanzielle Gegenleistung können emotionaler Druck, familiäre Erwartungen oder persönliche 
Abhängigkeitsverhältnisse die Entscheidungsfreiheit der austragenden Person beeinträchtigen. 

Antrag G.27.27.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 27 - 28
 27

 28

Prüfung der Zulassung einer altruistischen Leihmutterschaft, um faire und
freiwillige Vereinbarungen zu ermöglichen.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
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Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-
leihmutterschaft-als-menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-leihmutterschaft-75752df5-
3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/1
9_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.
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Antrag G.27.29.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 29 - 30
 29

 30

Stärkung der Patient*innenrechte und Förderung der öffentlichen Aufklärung über
reproduktive Möglichkeiten.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-
leihmutterschaft-als-menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-leihmutterschaft-75752df5-
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Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/1
9_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.27.35.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 35 - 36
 35

 36

finanzielle Einschränkungen oder die Notwendigkeit von (mehrfachen und oft 
kurzfristigen) Reisen ins Ausland vereitelt werden.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
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verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.27.37.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 37 - 38
 37

 38

Schutz und faire Entlohnung von Personen, die Eizellen spenden oder
Leihmutterschaft leisten, unter Vermeidung ökonomischer Ausbeutung.
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Begründung
Die Partei hat in der Vergangenheit die Leihmutterschaft abgelehnt. Bevor eine neue Position auf 
dem Parteitag beschlossen wird, sollte zunächst eine interne Diskussion dazu stattfinden. Außerdem 
widersprechen sich die ASt. selbst mit dieser Forderung. In den Zeilen 27 f. fordern sie die Prüfung 
nur der altruistischen Leihmutterschaft, in den Zeilen 37 f. fordern sie die faire Entlohnung der 
Leihmutterschaft. Dies wäre dann aber eine kommerzielle Leihmutterschaft. Der Widerspruch im 
eigenen Antrag illustriert, wie fließend die Grenzen zw. altruistischer und kommerzieller 
Leihmutterschaft in der Praxis sind.

Antrag G.27.37.2
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 37 - 38
 37

 38

Schutz und faire Entlohnung von Personen, die Eizellen spenden oder
Leihmutterschaft leisten, unter Vermeidung ökonomischer Ausbeutung.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung
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In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.27.40.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 40 - 41
 40

 41

Förderung einer verantwortungsvollen Forschung an Embryonen, Stammzellen und
innovativen biomedizinischen Verfahren.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
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Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein

https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.
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Antrag G.27.49.1
Änderungsantrag zu G.27

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 49 - 50
 49

 50

Es sind klare rechtliche Regelungen für die Elternschaft, auch im Falle von 
Spenden oder Leihmutterschaft, im Sinne des Kindeswohls zu schaffen.

Begründung
In diesem Antrag wird davon ausgegangen, dass unsere Gesetzteslage überholt ist. Allerdings werden 
keine bestehenden Probleme thematisiert. 215 zivilgesellschaftliche Organisationen und 40 Staaten 
sprechen sich für ein Verbot für jegliche Art der Leihmutterschaft aus. Darunter sind 
Menschenrechts- und Frauenrechtsinitiativen

Oft gibt es ökonomische und soziale Machtungleichgewichte

Leihmutterschaftsvereinbarungen schränken regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung der 
Frauen ein, darunter fallen vorgeschriebene und medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte ein. 
Außerdem medizinisch nicht indizierte Abtreibungen gegen den Willen der schwangeren Frau.

auch die Bewegungsfreiheit der schwangeren Frau kann eingeschränkt werden

die Forschung dokumentiert erhebliche physische Gesundheitsrisiken. Darunter Frühgeburten, 
medizinisch nicht indizierte Kaiserschnitte, Komplikationen infolge der hormonellen 
Vorbehandlungen sowie langfristige körperliche Folgeschäden.

außerdem dokumentiert die Forschung psychische Belastungen wie postnatale Depressionen, 
Angststörungen und postnatale Belastungsstörung.

Studien deuten auch auf das Risiko von psychischen Störungen bei betroffen Kindern hin.

Auch die Eizellspende ist mit erheblichen Belastungen und potentiellen gesundheitlichen Schäden 
verbunden. Dieses Feld ist etwas besser erforscht und es sind deutliche Fortschritte gemacht 
worden. Allerdings ist die Eizellspende dennoch mit Risiken verbunden. Dennoch gibt des die Gefahr 
von Ausbeutung durch Eizellspende.

Sie selbst sind enormer hormoneller Behandlung ausgesetzt

Man muss beachten, dass jede Eizellspende mit einer Punktion der Eierstöcke verbunden ist und 
diese kann zu Vernarbungen führen.

Embryonenforschung

In diesem Antrag wird zu undifferenziert über die Embryonenforschung gesprochen. Soll dies nach 
dem Modell wie in Großbritannien bestehen und eine Unterscheidung in Präembryonen und 
Embryonen nach dem 14ten Tag unterscheiden? Soll die Forschung noch weiter gehen dürfen oder 
restriktiver sein?

Um ein differenziertes Bild über diese Thematik zu erhalten sind folgende Artikel beigefügt:

Leihmutterschaft:

https://www.imabe.org/bioethikaktuell/einzelansicht/un-bericht-stuft-leihmutterschaft-als-
menschenrechtsverletzung-ein
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https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-
leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c

Eizellspende:

https://www.springermedizin.de/kontra-eizellspende/25868568

https://www.aerzteblatt.de/news/eizellspende-neustart-einer-heiklen-debatte-
cee8e8d4-228d-48be-b94d-a66b8f2d350c

https://www.bundestag.de/resource/
blob/818198/53e0b84b925a0e9bdd254f33cae56f0d/19_14_0268-3-_Feministisches-Frauen-
Gesundheitszentrum_Embryonenschutzgesetz.pdf

Embryonenforschung:

https://www.aerzteblatt.de/news/internationale-leitlinie-fuer-mehr-freiheit-bei-
embryonenforschung-89edd9cf-ab32-401f-8690-f3468a830125

Wir erkennen an, dass es für Menschen eine sehr große Belastung ist, einen unerfüllten 
Kinderwunsch zu haben. Aber können wir dem Wunsch nach reproduktiver Selbstbestimmung 
nachkommen, wenn wir dadurch auch potentielle Ausbeutung von Frauen zustimmen?

Wir müssen uns in der Partei noch ausreichend und differenziert mit dem Thema auseinandersetzten 
und diskutieren.

Antrag G.28.01.2
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 1
 1 Schutz von ausländischen Auszubildenden und Arbeitnehmer:innen stärken - Ausbeutung in 

Anwerbeprogrammen 

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.01.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX
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Zeile 1
 1 Schutz von ausländischen Auszubildenden und Arbeitnehmer*innen stärken - Ausbeutung in 

Anwerbeprogrammen 

Zeile 4
 4 ausländischen Auszubildenden und Arbeitnehmer*innen, insbesondere im Rahmen staatlich 

geförderter 

Zeile 8
 8 Auszubildenden und Arbeitnehmer*innen erheblich einschränken. Gleichzeitig profitieren 

Unternehmen von 

Zeile 12
 12 1. Rechte und Schutz der Auszubildenden und Arbeitnehmer*innen stärken

Zeile 14
 14 Unterstützungs- und Rechtsberatungsstrukturen für ausländische Auszubildende und 

Arbeitnehmer*innen,

Zeile 16
 16 des Aufenthaltsstatus bei Beschwerde oder Ausbildungswechsel)Ausbildungs-/

Betriebsortwechsel),

Zeile 20
 20 sie Missstände melden, den Ausbildungsbetrieb oder Arbeitsplatz wechseln oder rechtlich 

gegen 

Zeile 24
 24 Transparenzpflichten über Verträge, Kosten und Arbeitsbedingungen

Verbot direkter oder indirekter Vermittlungsgebühren, die von Auszubildenden selbst getragen 
werden müssen, sowie wirksame Sanktionen gegen Agenturen und Betriebe, die durch 
Gebühren, Schulden oder Vertragsstrafen Abhängigkeiten schaffen

Zeile 29
 29 Ausbau gewerkschaftlicher Zugänge für ausländische Auszubildende und Arbeitnehmer*innen

Zeile 32
 32 Ausbildungsprogramme oder Fachkräfteanwerbung erhalten 

Zeile 47
 47 betroffener Auszubildender und Arbeitnehmer*innen auszubauen:

Zeile 51
 51 Unterstützung von Initiativen zur Selbstorganisation betroffener Auszubildender und 

Arbeitnehmer*innen,
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Zeile 62
 62 Auszubildenden und Arbeitnehmer*innen aus anderen Ländern erfolgen. Internationale 

Solidarität bedeutet, 

Begründung
(Wir nehmen unseren eigenen Änderungsantrag an.)

Ausbeutungsverhältnisse entstehen zudem häufig bereits vor der Einreise durch 
Vermittlungsgebühren, Verschuldung und Vertragsstrafen. Diese Abhängigkeiten müssen ausdrücklich 
unterbunden werden.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer*innen sind 
dubiosen Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch 
von potentiellen Arbeitnehmer*innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die 
Arbeitnehmer*innen später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die 
Arbeitnehmer*innen in prekäre Arbeits- und Wohnbedingungen.
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Antrag G.28.04.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 4
 4 ausländischen Auszubildenden und Arbeitnehmer:innen, insbesondere im Rahmen staatlich 

geförderter 

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.08.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 8
 8 Auszubildenden und Arbeitnehmer:innen erheblich einschränken. Gleichzeitig profitieren 

Unternehmen von 

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.12.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln
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Zeile 12
 12 1. Rechte und Schutz der Auszubildenden und Arbeitnehmer:innen stärken

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.14.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 14
 14 Unterstützungs- und Rechtsberatungsstrukturen für ausländische Auszubildende und 

Arbeitnehmer:innen,

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.20.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 20
 20 sie Missstände melden, den Ausbildungsbetrieb oder Arbeitsplatz wechseln oder rechtlich 

gegen 
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Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.29.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 29
 29 Ausbau gewerkschaftlicher Zugänge für ausländische Auszubildende und Arbeitnehmer:innen

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.32.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 32
 32 Ausbildungsprogramme oder Fachkräfteanwerbung erhalten 

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.
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Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.33.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 33
 33 Arbeitsgeber*innenArbeitgeber*innen sollen verpflichtet werden, Sprachunterricht während 

der 

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.47.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 47
 47 betroffener Auszubildender und Arbeitnehmer:innen auszubauen:

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.
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Antrag G.28.51.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 51
 51 Unterstützung von Initiativen zur Selbstorganisation betroffener Auszubildender und 

Arbeitnehmer:innen,

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.

Antrag G.28.62.1
Änderungsantrag zu G.28

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 62
 62 Auszubildenden und Arbeitnehmer:innen aus anderen Ländern erfolgen. Internationale 

Solidarität bedeutet, 

Begründung
Genau von der gleichen Problematik sind auch bereits ausgebildete oder qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen betroffen, die im Rahmen der Fachkräfteanwerbung nach Deutschland kommen 
oder kommen wollen. Deshalb wurden die entsprechenden Passagen um Arbeitnehmer:innen 
ergänzt.

Auch über das Instrument der Fachkräftegewinnung angeworbene Arbeitnehmer:innen sind dubiosen 
Machenschaften von sog. Arbeitnehmervermittlern ausgesetzt, die für die Vermittlung auch von 
potentiellen Arbeitnehmer:innen hohe Vermittlungsgebühren verlangen und die Arbeitnehmer:innen 
später bei Problemen und Kündigungen in Stich lassen. Dies zwingt die Arbeitnehmer:inen in prekäre 
Arbeits- und Wohnbedingungen.
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Antrag G.30.01.1
Änderungsantrag zu G.30

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 1
 1 Soziale Netzwerke für alle, sicher und gemeinwohlorientiertSchluss mit Symbolpolitik! 

Plattformen regulieren statt Jugendliche ausschließen!

Zeile 2 - 7
 2 Die Linke positioniert sich gegen ein Verbot von Social-Media für Kinder und
 3 Jugendliche. Ebenso lehnen wir die damit einhergehenden Alterskontrollen und
 4 Ausweispflichten für die Plattformnutzung entschieden ab. Wir setzen uns für eine
 5 zeitgemäße, gemeinwohlorientierte Digitalpolitik ein und fordern, die Plattformen in
 6 die Verantwortung zu nehmen. Das bedeutet Schutz der Privatsphäre und Schutz vor
 7 gesundheitsschädlichen Mechanismen, und zwar für Menschen jedes Alters.

Die aktuelle Debatte um Social-Media-Verbote für Minderjährige ist Ausdruck politischer 
Hilflosigkeit. Die Politiker*innen von SPD und Union wollen damit suggerieren, handlungsfähig 
zu sein, aber in Wirklichkeit würde ein Social-Media-Verbot in der gegenwärtig diskutierten Form 
weder Kinder und Jugendliche schützen, noch die strukturellen Ursachen für digitale Gewalt und 
Desinformation bekämpfen.

Ein solches Social-Media-Verbot für Kinder und Jugendliche umzusetzen, ist nicht praktikabel. 
Voraussetzung wäre eine verpflichtende Verifikation für alle Nutzer*innen: Damit landen viele 
weitere sensible Daten in den Händen undurchsichtiger Großkonzerne. Zudem lassen sich 
Verbote leicht umgehen über alternative Accounts, Messenger, Spiele oder Plattformwechsel. 
Statt Probleme zu lösen, werden sie in weniger sichtbare Bereiche verlagert. Mit solchen 
Verboten wird Verantwortung verschoben: weg von den Plattformen und ihren 
Geschäftsmodellen, hin zu jungen Menschen und ihrem Umfeld.

Ein Social-Media-Verbot in seiner jetzt diskutierten Form ist entmündigend und schränkt 
Kinderrechte ein. Wir wollen stattdessen Medienkompetenz für alle.

Digitale Plattformen sind heute zentrale Orte demokratischer Öffentlichkeit. Politische 
Information, Meinungsbildung und gesellschaftliche Debatte finden maßgeblich in digitalen 
Räumen statt. Wer über Demokratie spricht, muss deshalb über digitale Machtstrukturen 
sprechen. Pauschale Verbote beschneiden Informations-, Beteiligungs- und Mitwirkungsrechte 
junger Menschen und untergraben langfristig demokratische Selbstwirksamkeit. Wer 
Jugendlichen den Zugang zu digitalen Öffentlichkeiten entzieht, entzieht ihnen Teilhabe und 
Räume politischer Erfahrung und demokratischen Lernens.

Medienkompetenz in der heutigen Zeit bedeutet, Informationen einordnen zu können, Quellen 
zu prüfen, Manipulation zu erkennen und sich in digitalen Öffentlichkeiten selbstbestimmt zu 
bewegen. Sie ist eine demokratische Schlüsselkompetenz.

Diese Fähigkeiten entstehen aber nicht plötzlich am 16. Geburtstag. Sie müssen über Jahre 
hinweg entwickelt und begleitet werden. Ein Social-Media-Verbot in seiner gegenwärtig 
diskutierten Form würde gleich mehrere Kinderrechte der UN-Kinderrechtskonvention verletzen: 
Zum Beispiel das Recht auf Meinungs- und Informationsfreiheit (Art. 13), das Recht auf Zugang zu 
Informationen (Art. 17), das Recht auf Beteiligung (Art. 12), das Recht auf Vereinigungs- und 
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Versammlungsfreiheit (Art. 15) oder das Recht auf Entwicklung (Art. 6).

Durch ein Verbot in seiner jetzt diskutierten Form würden Kinder und Jugendliche systematisch 
aus zentralen gesellschaftlichen Debattenräumen ausgeschlossen. Für eine demokratische und 
partizipatorische Gesellschaft darf das keine Option sein. Ohne Zugang zu Informationen keine 
Meinungsbildung, ohne Meinungsbildung keine Beteiligung.

Radikalisierung, Desinformation und digitale Gewalt sind keine jugendspezifischen Phänomene. 
Sie betreffen alle Altersgruppen. Erwachsene sind genauso mit Desinformation, algorithmischer 
Steuerung und digitalen Dynamiken konfrontiert. Erwachsenen fehlt es mindestens genauso an 
ausreichender Medienbildung, um digitale Inhalte einordnen, prüfen und bewerten zu können. 
Deshalb müssen wir dringend in Medien- und Digitalkompetenz investieren – für alle 
Altersgruppen.

Das Problem sind die Digitalkonzerne.

Anstatt eines wirkungslosen Social-Media-Verbots müssen wir digitale Plattformen endlich 
wirksam regulieren und bestehende Gesetze auch tatsächlich anwenden. Die Geschäftsmodelle 
großer Plattformkonzerne beruhen auf Datensammlung, Aufmerksamkeitsbindung und 
algorithmischer Verstärkung emotionalisierender Inhalte. Diese Logiken fördern Polarisierung, 
begünstigen Desinformation und können demokratische Diskurse verzerren. Dadurch entstehen 
digitale Gewalt, Hass, gezielte Falschinformationen und öffentliche Eskalationen – wovon Kinder 
und Jugendliche besonders stark betroffen sind.

Mit dem Digital Services Act (DSA) bestehen bereits europäische Vorgaben, die Plattformen 
verpflichten, gegen illegale Inhalte vorzugehen, Meldesysteme bereitzustellen und systemische 
Risiken für Grundrechte, demokratische Diskurse und den Schutz von Nutzer*innen zu 
analysieren.

In der Realität zeigen sich leider deutliche Lücken: Häufig sind Meldesysteme intransparent und 
Anzeigen führen ins Leere. Inhalte, die Desinformation verbreiten, Menschen gezielt angreifen 
oder digitale Gewalt verstärken, bleiben sichtbar und wirksam.

Soziale Netzwerke sind längst Teil globaler kritischer Infrastruktur demokratischer Öffentlichkeit, 
während ihre Funktionsweise an wirtschaftlichen Interessen ausgerichtet ist. Das Beispiel X 
(ehemals Twitter) ist besonders dramatisch: Ein rechtsradikaler Unternehmer hat die Plattform 
gekauft und nutzt sie jetzt für sein politisches Projekt. Anstatt über Social-Media-Verbote für 
Kinder und Jugendliche zu reden, müssen wir darüber reden, wie sich Politik und Gesellschaft 
den öffentlichen Diskursraum in den sozialen Medien zurückerobern können.

Wenn Risiken in den Strukturen der Plattformen entstehen, muss auch der Schutz dort ansetzen, 
d.h. Plattformen wirksam in die Verantwortung nehmen, digitale Gewalt und Desinformation 
eindämmen, Verstärkungsmechanismen begrenzen, funktionierende Beschwerdemechanismen 
sicherstellen und Medienbildung strukturell stärken.

Wir wollen Digitalkonzerne, die Regulationen zum Schutz des Gemeinwohls nicht einhalten, 
enteignen und vergesellschaften. Soziale Medien sind für eine demokratische Öffentlichkeit so 
wichtig, dass wir sie nicht den Elon Musks, Donald Trumps und Mark Zuckerbergs überlassen 
können. Wir setzen uns dafür ein, dass digitale Plattformen partizipativ sind und demokratisch 
kontrolliert werden.

Begründung
Das Thema benötigt mehr Kontext und inhaltliche Einbettung.
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Antrag G.30.7.1
Änderungsantrag zu G.30

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 7
 7 gesundheitsschädlichen Mechanismen, und zwar für Menschen jedes Alters.

Dabei müssen die besonderen Risiken für migrantisierte, rassifizierte und geflüchtete Kinder und 
Jugendliche berücksichtigt werden. Alterskontrollen, Ausweispflichten und digitale 
Verifizierungssysteme können gerade Menschen ohne gesicherte Dokumente, mit unsicherem 
Aufenthaltsstatus oder mit berechtigter Angst vor staatlicher Erfassung von digitaler Teilhabe 
ausschließen und zusätzliche Überwachungsrisiken schaffen.

Begründung
Digitale Teilhabe ist auch eine Frage von Aufenthaltsstatus, Dokumentenzugang und 
Diskriminierungserfahrungen. Ausweispflichten und Verifizierungssysteme treffen nicht alle 
Menschen gleich. Sie können insbesondere geflüchtete, migrantisierte und rassifizierte Kinder und 
Jugendliche ausschließen oder gefährden.

Antrag G.31.15.1
Änderungsantrag zu G.31

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 15
 15 Arbeitsleben zur Armut im Alter beiträgt.

Die rentenrechtliche Anerkennung von Erwerbs-, Sorge- und Lebensleistungen von Menschen 
mit Migrationsgeschichte muss verbessert werden. Unterbrochene Erwerbsbiografien, nicht 
anerkannte Arbeitszeiten im Ausland, Arbeit im Niedriglohnsektor, informelle Beschäftigung 
und Care-Arbeit dürfen nicht zu systematischer Altersarmut führen.

Begründung
Altersarmut betrifft Menschen mit Migrationsgeschichte häufig besonders stark. Gründe sind unter 
anderem unterbrochene Erwerbsbiografien, geringe Löhne, nicht anerkannte Arbeitszeiten, 
Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt und nicht abgesicherte Sorgearbeit. Eine linke Rentenpolitik 
muss diese Realität ausdrücklich berücksichtigen.

Antrag G.35.01.1
Änderungsantrag zu G.35

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX
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Zeile 1 - 2
 1 „Nie wieder“ heißt Verantwortung: Für Solidarität mit Jüdinnen und Juden – gegen

jeden Antisemitismus

„Nie wieder" heißt Verantwortung. Gegen jede Form gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit!

Zeile 3 - 7
 3 42 Prozent der jüdischen Gemeinden in Deutschland waren 2024 von antisemitischen
 4 Vorfällen betroffen. 63 Prozent geben an, dass der Krieg in Nahost negative
 5 Auswirkungen auf die Gemeinden habe – aufgrund von Angst vor Angriffen und des
 6 spürbaren Anstiegs von Antisemitismus. 43 Prozent sagen, dass weniger Mitglieder am
 7 Gemeindeleben teilnehmen.

Der Parteitag möge beschließen:

Aufgrund seiner genozidalen, kolonialen und nationalsozialistischen Vergangenheit trägt 
Deutschland eine besondere Verantwortung, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Genozide, 
Kriegsverbrechen und andere Formen massiver Gewalt gegen marginalisierte Gruppen frühzeitig 
zu erkennen, klar zu benennen, zu verhindern und aktiv zu bekämpfen. Der erste Genozid des 20. 
Jahrhunderts war der Genozid des Deutschen Kaiserreichs an den Herero und Nama. Diese 
koloniale Gewaltgeschichte muss ebenso Teil deutscher Verantwortung sein wie die Erinnerung 
an die Verbrechen des Nationalsozialismus. Daraus folgen Anerkennung, Entschuldigung, 
Reparationen, die Rückgabe geraubter Kulturgüter und die gleichberechtigte Einbeziehung der 
Nachfahr*innen der Betroffenen.

„Nie wieder" bedeutet deshalb nicht nur Gedenken. Es bedeutet die Verpflichtung, aus der 
eigenen Tätergeschichte heraus heutige und zukünftige Genozide, Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht zu relativieren, sondern ihnen entschieden 
entgegenzutreten. „Nie wieder" gilt selbstverständlich dem Schutz jüdischen Lebens und dem 
entschiedenen Kampf gegen Antisemitismus. Zugleich verpflichtet es uns, alle Formen von 
Rassismus, gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und Entmenschlichung ernst zu nehmen.

Das muss auch die Haltung der Linken sein. Die Linke steht an der Seite aller Menschen, die von 
Diskriminierung, Ausgrenzung, Gewalt und Verfolgung betroffen sind. Dazu gehören 
selbstverständlich auch Jüdinnen*Juden, die in Deutschland und weltweit einen Anstieg 
antisemitischer Anfeindungen, Bedrohungen und Gewalttaten erleben. Gerade in den letzten 
Jahren sind zugleich auch antimuslimischer Rassismus massiv spürbar geworden, insbesondere 
gegen Palästinenserinnen. Staatliche rassistische Repressionen, die unter dem Vorwand der 
Bekämpfung von Antisemitismus gegen legitime Palästina-Solidarität eingesetzt werden, treffen 
auch antizionistische Jüdinnen*Juden, darunter Nachfahrinnen von Shoah-Überlebenden. Auch 
anti-Schwarzer Rassismus nimmt weiter zu. Immer wieder werden Schwarze Menschen Opfer 
rassistischer Polizeigewalt, die auch tödlich enden kann, wie beispielsweise im Fall Lorenz A. 
oder Oury Jalloh.

Wir verurteilen jeden Angriff auf Jüdinnen*Juden, auf Synagogen, jüdische Einrichtungen und 
Gedenkorte. Jüdisches Leben muss sichtbar, sicher und selbstbestimmt möglich sein. Ebenso 
verurteilen wir Angriffe auf Moscheen, Kirchen, Cem-Häuser, Kulturvereine, Gedenkorte, 
Community-Orte und weitere religiöse, kulturelle oder politische Schutzräume marginalisierter 
Gruppen. Alle Menschen müssen ihre Religion, Kultur, Sprache, Erinnerung und politische 
Selbstorganisation frei, sicher und selbstbestimmt leben können.

Für Die Linke ist Antisemitismus eine spezifische Form von Rassismus und gruppenbezogener 
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Menschenfeindlichkeit. Seine Bekämpfung ist unverzichtbarer Bestandteil unseres Kampfes 
gegen jede Ideologie der Ungleichwertigkeit.

Die Erinnerung an die Verbrechen des Nationalsozialismus verpflichtet uns, jüdisches Leben zu 
schützen und Antisemitismus entschieden entgegenzutreten. Sie verpflichtet uns zugleich, an 
alle vom Nationalsozialismus Verfolgten, Entrechteten, Zwangssterilisierten und Ermordeten zu 
erinnern: an Sinti*zze und Rom*nja, an Schwarze Menschen, an Menschen mit Behinderungen, an 
queere Menschen, an politische Gegnerinnen, Gewerkschafter*innen, Zeugen Jehovas und viele 
weitere Opfer des NS-Regimes. Ihre Erinnerung darf weder gegeneinander ausgespielt noch 
hierarchisiert werden. Menschenfeindlichkeit wird nicht dadurch bekämpft, dass einzelne 
Diskriminierungsformen gegeneinander ausgespielt oder unterschiedlich gewichtet werden. 
Solidarität ist unteilbar.

Wir erkennen an, dass Menschen häufig von mehreren Formen von Diskriminierung gleichzeitig 
betroffen sind. Rassismus, Sexismus, Queerfeindlichkeit, Ableismus, Klassismus, Armut, 
Aufenthaltsstatus und politische Verfolgung können ineinandergreifen und sich gegenseitig 
verstärken. Eine wirksame Politik gegen Menschenfeindlichkeit muss diese Überschneidungen 
ernst nehmen, Betroffene in ihrer Vielfalt wahrnehmen und Seite an Seite mit ihnen kämpfen.

Wir erkennen die Vielfalt betroffener Communities an. Jüdinnen*Juden, Muslim*innen und 
muslimisch gelesene Personen, Menschen mit Flucht- / Migrationsgeschichte, Sinti*zze und 
Rom*nja, Schwarze Menschen, queere Menschen, Menschen mit Behinderung und weitere von 
Rassismus, gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und struktureller Diskriminierung 
betroffene Gruppen vertreten unterschiedliche religiöse, kulturelle, gesellschaftliche und 
politische Positionen. Jüdisches Leben ist nicht homogen, sondern vielfältig. Die Linke darf keine 
einzelne Organisation oder politische Strömung als alleinige Vertretung jüdischer oder anderer 
marginalisierter Communities behandeln. Sie sucht den Austausch mit unterschiedlichen 
Selbstorganisationen, Initiativen und Aktivist*innen, deren Grundprinzipien mit linken Werten 
vereinbar sind: Antifaschismus, Antirassismus, Antikolonialismus, Antiimperialismus, 
Antikapitalismus, soziale Gerechtigkeit, Solidarität, Gleichwertigkeit aller Menschen und der 
Kampf gegen jede Form gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit.

Vor diesem Hintergrund lehnen wir Kürzungen bei Bildungsarbeit, Erinnerungsorten, 
Beratungsstellen, Forschungsprojekten und zivilgesellschaftlichen Initiativen entschieden ab. 
Der Kampf gegen Rassismus, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und strukturelle 
Diskriminierung braucht starke demokratische Strukturen und eine verlässliche Förderung von 
Präventions-, Bildungs- und Unterstützungsangeboten.

Die Linke steht als antifaschistische, antirassistische und antikoloniale Partei an der Seite aller 
Menschen, die von Diskriminierung, Ausgrenzung, Gewalt oder politischer Verfolgung betroffen 
sind. Sie tritt für eine Gesellschaft ein, in der niemand aufgrund von Herkunft, Hautfarbe, 
Religion, Weltanschauung, Behinderung, Geschlecht, sexueller Orientierung, geschlechtlicher 
Identität, sozialem Status oder anderer Merkmale Angst haben muss.

Der Parteivorstand wird angehalten,

den Austausch mit migrantischen Selbstorganisationen, Initiativen und 1. 
Interessenvertretungen von Betroffenen unterschiedlicher Formen von Rassismus, 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und struktureller Diskriminierung auszubauen,

Bildungsangebote zu unterschiedlichen Formen von Rassismus, darunter selbstverständlich 2. 
auch Antisemitismus, sowie zu weiteren Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
weiterzuentwickeln,
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intersektionale Perspektiven in Bildungs-, Awareness- und Antidiskriminierungsarbeit 3. 
systematisch zu berücksichtigen,

Maßnahmen zu entwickeln, die Schutz, Teilhabe und Sichtbarkeit aller von Diskriminierung 4. 
betroffenen Gruppen stärken,

die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Initiativen, Beratungsstellen und 5. 
migrantischen Selbstorganisationen zu vertiefen.

Nie wieder bedeutet für uns: Nie wieder Faschismus. Nie wieder Ausgrenzung. Nie wieder 
Menschenfeindlichkeit. Für niemanden.

Begründung
Der Originalantrag benennt reale Bedrohungen für Jüdinnen*Juden und die Notwendigkeit, 
Antisemitismus entschieden zu bekämpfen. Dieser Schutz jüdischen Lebens ist unverzichtbar. Der 
Antrag verengt „Nie wieder" jedoch politisch zu stark und stellt andere von Vernichtung, Verfolgung, 
Rassismus und Menschenfeindlichkeit betroffene Gruppen faktisch in einen Gegensatz dazu. Genau 
diese Gegenüberstellung lehnen wir ab.

Die vorgeschlagene Ersetzung hält am entschiedenen Kampf gegen Antisemitismus fest und ordnet 
ihn zugleich klar ein: Antisemitismus ist eine spezifische Form von Rassismus und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit. Seine Bekämpfung darf nicht gegen den Kampf gegen antimuslimischen 
Rassismus, Rassismus, Antiziganismus, anti-Schwarzen Rassismus oder andere Formen von 
Diskriminierung ausgespielt werden.

„Nie wieder" darf nicht exklusiv verstanden werden. Die Erinnerung an den Nationalsozialismus 
verpflichtet zum Schutz jüdischen Lebens und zugleich zur Erinnerung an alle vom NS-Regime 
verfolgten, entrechteten, zwangssterilisierten und ermordeten Gruppen – Sinti*zze und Rom*nja, 
Schwarze Menschen, Menschen mit Behinderungen, queere Menschen, politische Gegnerinnen, 
Gewerkschafterinnen und Zeugen Jehovas. Eine antifaschistische Erinnerungspolitik darf Leid nicht 
hierarchisieren und betroffene Gruppen nicht gegeneinander ausspielen.

Der Ersetzungsantrag erweitert außerdem die Perspektive auf koloniale Kontinuitäten. Der Genozid 
an den Herero und Nama war der erste Genozid des 20. Jahrhunderts, verübt durch das Deutsche 
Kaiserreich. Eine glaubwürdige antifaschistische, antirassistische und antikoloniale Politik muss 
diese koloniale Gewaltgeschichte als Teil deutscher Verantwortung anerkennen, nicht um 
unterschiedliche Verbrechen gleichzusetzen, sondern um die deutsche Geschichte von 
Kolonialismus, Rassismus, Nationalsozialismus und heutiger staatlicher Repression dort nicht 
voneinander zu trennen, wo Kontinuitäten und Ideologien der Ungleichwertigkeit sichtbar werden.

Aus deutscher Tätergeschichte folgt nicht nur die Pflicht zum Gedenken, sondern auch die Pflicht 
zum Handeln. Wer „Nie wieder" ernst nimmt, muss heutige und zukünftige Genozide, 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit frühzeitig erkennen, klar benennen und 
aktiv bekämpfen. Diese Verantwortung darf nicht selektiv angewendet werden.

Ziel der Ersetzung ist eine klare, solidarische, antirassistische, antikoloniale und intersektionale 
Linie: jüdisches Leben schützen, Antisemitismus als spezifische Form von Rassismus bekämpfen, jede 
Form gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit bekämpfen und die Kämpfe betroffener Gruppen 
nicht gegeneinander stellen.
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Antrag G.35.01.2
Änderungsantrag zu G.35

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität

Zeile 1 - 2
 1 „Nie wieder“ heißt Verantwortung: Für Solidarität mit Jüdinnen und Juden – gegen

jeden Antisemitismus

Entschlossen gegen Antisemitismus, Rassismus und jede Form gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit

„Nie wieder“ heißt: Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg, nie wieder Genozid.

Der Parteitag möge beschließen:

Auch nach der Shoah ist der Antisemitismus aus der deutschen Gesellschaft nicht 
verschwunden. Er blieb in staatlichen Institutionen, in der Justiz, in der Verwaltung, in den 
Sicherheitsbehörden, in der Wirtschaft und in der Alltagskultur wirksam. Zahlreiche ehemalige 
NS-Belastete wurden wieder in öffentliche Ämter integriert, frühere NS-Bedienstete erhielten 
staatlich abgesicherte Versorgungsansprüche, und viele Unternehmer*innenfamilien, die vom 
Nationalsozialismus, von Enteignung, Zwangsarbeit und der Verfolgung jüdischer Menschen 
profitiert hatten, konnten ihre wirtschaftliche Macht nahezu ungebrochen fortsetzen. Wer 
Antisemitismus heute vor allem als „importiertes“ Problem beschreibt, blendet diese deutschen 
Kontinuitäten aus und verschiebt die Verantwortung auf migrantische und muslimische 
Communities. Gerade deshalb muss Antisemitismus in seiner historischen Tiefe und in seinen 
gegenwärtigen Erscheinungsformen benannt werden - ohne ihn für rassistische Ausgrenzung zu 
instrumentalisieren.

Seit den Massakern vom 7. Oktober 2023, bei denen die Hamas und weitere bewaffnete Gruppen 
israelische Soldat*innen und Zivilist*innen töteten sowie Menschen verschleppten, und seit dem 
darauffolgenden Genozid in Gaza haben Hass, Gewalt und Entmenschlichung weltweit in 
verheerendem Ausmaß zugenommen.

Jüdische, muslimische, arabische und palästinensische Menschen sowie Personen, die als solche 
gelesen werden, sehen sich Bedrohungen, Anfeindungen und Angriffen ausgesetzt. Diese 
Entwicklungen dürfen weder gegeneinander aufgerechnet noch relativiert werden. Obwohl 
Antisemitismus und Rassismus unterschiedliche Geschichten und Ausdrucksformen haben, 
folgen sie einer gemeinsamen Logik der Entmenschlichung und Ausgrenzung. Wir bekämpfen sie 
deshalb gemeinsam, ohne ihre Besonderheiten zu verwischen.

Die gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit zeigt sich in Schmierereien, Beleidigungen, 
Drohungen und Einschüchterungen, in Angriffen auf Synagogen, Moscheen, Gemeindezentren 
und Unterkünfte von Geflüchteten sowie in tätlichen Übergriffen, Brandanschlägen und 
Tötungsdelikten. Sie beschädigen das Gemeindeleben, erzeugen Angst vor Sichtbarkeit und 
greifen die demokratische Öffentlichkeit insgesamt an.

Ein besonders brutales Beispiel antisemitischer Gewalt war der Terroranschlag auf eine 
Chanukka-Feier am australischen Bondi Beach im Dezember 2025, bei dem 15 Menschen getötet 
und mehr als 40 weitere verletzt wurden. Seit dem 7. Oktober 2023 kam es auch in Europa und 
Nordamerika immer wieder zu schweren antisemitischen Angriffen und Bedrohungen: In 
Montréal wurden jüdische Schulen beschossen, in Dagestan suchte ein antisemitischer Mob am 
Flughafen gezielt nach Passagieren aus Israel, in vielen Ländern wurden Synagogen, jüdische 
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Gemeindezentren, Gedenkorte, Restaurants und Wohnhäuser markiert, angegriffen oder 
bedroht. Diese Gewalt hat jüdische Gemeinschaften weltweit massiv verunsichert und jüdisches 
Leben vielerorts stärker unter Druck gesetzt.

Gleichzeitig hat der antimuslimische, antiarabische und antipalästinensische Rassismus 
erheblich zugenommen. In den USA wurde in Plainfield, Illinois, ein sechsjähriger 
palästinensisch-amerikanischer Junge aus antimuslimischen und antipalästinensischen Motiven 
ermordet, seine Mutter wurde schwer verletzt. In Burlington, Vermont, wurden drei 
palästinensische Studenten angeschossen. Zuletzt wurden bei einem Angriff auf ein islamisches 
Zentrum in San Diego drei Muslime getötet. Auch in Europa gab es schwere Vorfälle: Die 
rassistisch und antimuslimisch aufgeladenen Unruhen in Großbritannien im Sommer 2024 
richteten sich unter anderem gegen Moscheen, Communities von Migranten und Unterkünfte von 
Asylsuchenden. Im November 2024 kam es in Amsterdam rund um ein Fußballspiel zwischen Ajax 
Amsterdam und Maccabi Tel Aviv zu einer schweren Gewalteskalation, nachdem israelische 
Hooligans palästinensische Symbole attackierten, rassistische Parolen skandierten und 
Menschen einschüchterten.

Diese Beispiele zeigen: Die Lehre aus der Geschichte kann nicht darin bestehen, Leid 
gegeneinander auszuspielen oder Menschenrechte selektiv anzuwenden. „Nie wieder“ darf nicht 
zu einem ritualisierten Gedenken verkommen. Die historische Verantwortung für die Shoah und 
den Porajmos verpflichtet zu politischem Handeln in der Gegenwart: gegen Antisemitismus, 
gegen Antiziganismus, gegen antimuslimischen Rassismus, gegen antiarabischen und 
antipalästinensischen Rassismus, gegen jede Form der Entrechtung und Entmenschlichung.

Aus dem eliminatorischen Antisemitismus und Antiziganismus der Nationalsozialisten ergibt sich 
für uns eine besondere Verantwortung: Wir müssen jüdisches Leben, die Selbstorganisation von 
Sintizze und Romnja sowie alle von Rassismus betroffenen Menschen konsequent schützen.

Die Linke ist eine antifaschistische Partei. Sie steht solidarisch an der Seite aller Menschen, die 
von Antisemitismus, Rassismus und Diskriminierung betroffen sind. Sie tritt konsequent für den 
Schutz jüdischen Lebens in Deutschland ein – ebenso wie für den Schutz muslimischen, 
arabischen, palästinensischen, migrantischen und geflüchteten Lebens. Diese Solidarität ist 
unteilbar.

Die Linke arbeitet mit zivilgesellschaftlichen, wissenschaftlichen, gewerkschaftlichen, 
migrantischen, jüdischen, muslimischen, antirassistischen und antifaschistischen Initiativen 
zusammen, die sich glaubwürdig gegen Antisemitismus und Rassismus positionieren. Eine 
Zusammenarbeit mit Organisationen, die Annexion, Vertreibung, Besatzung, Siedlungspolitik, 
ethnische Vorherrschaft, Kriegsverbrechen oder Gewalt gegen Zivilist*innen rechtfertigen, 
schließen wir aus. Ebenso schließen wir eine Zusammenarbeit mit Organisationen aus, die 
Antisemitismus, antimuslimischen Rassismus, antiarabischen oder antipalästinensischen 
Rassismus verbreiten oder relativieren.

Unser Maßstab ist eindeutig: Schutz vor Hass und Gewalt für alle. Antisemitische Gewalt darf 
nicht relativiert werden. Keine Instrumentalisierung jüdischen Lebens zur Rechtfertigung von 
Rassismus. Und keine Instrumentalisierung palästinensischen Leids zur Verharmlosung von 
Antisemitismus. Menschenrechte, Antifaschismus und Antirassismus gelten universell.

Zeile 3 - 7
 3 42 Prozent der jüdischen Gemeinden in Deutschland waren 2024 von antisemitischen
 4 Vorfällen betroffen. 63 Prozent geben an, dass der Krieg in Nahost negative
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 5 Auswirkungen auf die Gemeinden habe – aufgrund von Angst vor Angriffen und des
 6 spürbaren Anstiegs von Antisemitismus. 43 Prozent sagen, dass weniger Mitglieder am
 7 Gemeindeleben teilnehmen.

Zeile 8 - 14
 8 Jüdinnen und Juden erleben weltweit seit dem 07. Oktober 2023 einen massiven Anstieg
 9 an Antisemitismus, weil sie unrechtmäßig für das Handeln der israelischen Regierung
 10 verantwortlich gemacht werden – völlig egal, wie sie selbst zu dieser stehen. Über
 11 die Hälfte der antisemitischen Straftaten des gesamten Jahres 2023 fanden nach dem 7.
 12 Oktober statt. Die Beratungsstelle OFEK e.V., verzeichnete zwischen Oktober 2023 und
 13 September 2024 1.858 Beratungsfälle – über 600 mehr als in den sechs Jahren zuvor
 14 zusammen.

Zeile 18 - 20
 18 Synagogen und jüdische Einrichtungen werden angegriffen. Wohnhäuser von
 19 Jüdinnen:Juden werden mit Davidsternen oder gar Hakenkreuzen markiert. Israelische
 20 Restaurants müssen schließen.

Zeile 21 - 22
 21 Jüdische Studierende trauen sich nicht mehr, zur Uni zu gehen. Öffentliche Auftritte
 22 von jüdischen Künstler:innen finden nur unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen statt.

Zeile 23 - 24
 23 Das Jahr 2025 war das tödlichste Jahr für Jüdinnen und Juden in der Diaspora seit
 24 1994.

Zeile 25 - 27
 25 20 Jüdinnen:Juden wurden letztes Jahr in der Diaspora ermordet. Weltweit wurden
 26 allein seit dem 7. Oktober 2023 über 40 Synagogen angegriffen – teilweise mit
 27 Schusswaffen oder Brandsätzen.

Zeile 28 - 32
 28 Die Konsequenz: Jüdinnen und Juden verstecken ihre Identität – sie sprechen in der
 29 Öffentlichkeit kein Hebräisch mehr, legen religiöse Symbole ab oder verschweigen ihre
 30 Herkunft. Sie schränken ihre Teilhabe am öffentlichen Leben ein und ziehen sich in
 31 ihre Communities zurück. Jüdische Sichtbarkeit nimmt damit in unserer Gesellschaft
 32 immer mehr ab.

Zeile 33 - 36
 33 Das ist nicht nur erschreckend, es ist politisches Versagen. Jüdinnen und Juden
 34 müssen überall auf der Welt sicher sein. Sie müssen aktiv vor Antisemitismus, Gewalt
 35 und Verfolgung geschützt werden, wenn wir wirklich aus der Geschichte gelernt haben
 36 wollen.

Zeile 37 - 46
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 37 „Nie wieder“ darf nicht zu einem ritualisierten Gedenken verkommen. Ein alljährliches
 38 „Nie wieder“ am 27. Januar und 9. November ist nichts wert, wenn es nicht bedeutet,
 39 sich immer und überall gegen jeden Antisemitismus zu stellen, sich mit ihm
 40 auseinanderzusetzen, ihn zu verstehen und überall zu erkennen. Ein alljährliches „Nie
 41 wieder“ ist nichts wert, wenn es so leise gesagt wird, dass es nur ein
 42 Lippenbekenntnis bleibt, eins das verfliegt, sobald es ausgesprochen ist und nicht
 43 umgesetzt wird in Taten. Ein „Nie wieder“ ist nichts wert, wenn es zum „Nie wieder
 44 ist jetzt“ gemacht wird, aber keine Jüdinnen und Juden meint, sondern alle anderen –
 45 außer Juden. Der millionenfach ermordeten Jüdinnen:Juden zu gedenken, bedeutet, sich
 46 schützend vor die lebenden zu stellen.

Zeile 47
 47 Das ist unsere Verantwortung.

Zeile 48 - 52
 48 Wir verurteilen jeden Angriff auf Jüdinnen und Juden, Synagogen sowie andere jüdische
 49 Einrichtungen und Organisationen und nehmen die Ängste und Sorgen von Jüdinnen:Juden
 50 um ihre eigene Sicherheit ernst. Die Zusammenarbeit mit Vereinigungen oder Personen,
 51 die solche Taten rechtfertigen oder relativieren, ist für uns als Partei
 52 ausgeschlossen.

Zeile 53 - 56
 53 Vor diesem Hintergrund stellen wir uns auch gegen die aktuelle Kürzungspolitik im
 54 Bereich zivilgesellschaftlicher Initiativen, der politischen Bildung und der
 55 Gedenkstätten. Diese ist – gerade in Anbetracht der zunehmenden Normalisierung der
 56 extremen Rechten – unverantwortlich.

Zeile 57 - 59
 57 Die Partei Die Linke steht als antifaschistische Partei im Sinne ihres
 58 Grundsatzprogramms als Partnerin an der Seite von Jüdinnen und Juden im Kampf gegen
 59 jeden Antisemitismus und für den Schutz jüdischen Lebens.

Zeile 60
 60 Der Parteivorstand wird beauftragt,

Zeile 61 - 65
 61

 62

 63

 64

 65

den Austausch mit jüdischen Organisationen, Vereinen und Verbänden jüdischer
Selbstvertretung, die jüdisches Leben in Deutschland repräsentieren, aufzunehmen
und bestehende Austauschformate, welche in einigen Landes-, Kreis- und
Stadtverbänden zum Teil bereits gelebte Praxis sind, auszubauen bzw. zu
verfestigen

Zeile 66 - 68
 66

 67

die Perspektive von Jüdinnen und Juden sowie der größten Organisationen
jüdischer Selbstvertretung einzubeziehen, wann immer es um Antisemitismus
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 68 und/oder jüdisches Leben in Deutschland und außerhalb davon geht

Zeile 69 - 70
 69

 70

Bildungsangebote auszubauen, in denen Vertreter:innen der größten Organisationen
jüdischer Selbstvertretung mit ihrer Perspektive zu Wort kommen

Zeile 71 - 73
 71

 72

 73

verpflichtende Bildungsformate zum Thema Antisemitismus für Vertrauens- und
Awarenesspersonen zu erarbeiten, um jüdische Genoss:innen bestmöglich zu
unterstützen

Antrag G.35.03.1
Änderungsantrag zu G.35

Antragsteller*in: KV München und Andrei Yagoubov (Del. Bayern)

Zeile 3 - 7
 3 42 Prozent der jüdischen Gemeinden in Deutschland waren 2024 von antisemitischen 
 4 Vorfällen betroffen. 63 Prozent geben an, dass der Krieg in Nahost negative 
 5 Auswirkungen auf die Gemeinden habe - aufgrund von Angst vor Angriffen und des 
 6 spürbaren Anstiegs vonMehr als 80 Jahre nach der Shoah ist Antisemitismus. 43 Prozent sagen, 

dass weniger Mitglieder für viele Jüdinnen und Juden längst wieder Alltag: Sie werden auf der 
Straße bedroht, in öffentlichen Verkehrsmitteln angefeindet, am

 7 Gemeindeleben teilnehmenArbeitsplatz oder im Bildungsbereich diskriminiert. Sie werden 
unrechtmäßig für den von der israelischen Regierung in Gaza verursachten Genozid 
verantwortlich gemacht - völlig egal, wie sie selbst zu diesem stehen - nicht zuletzt weil die 
Gleichsetzung des jüdischen Lebens in Deutschland und der Interessen von Israel durch Politik 
und Medien diese Entwicklung massiv befeuert. Es ist unsere Verantwortung - gerade in Zeiten 
des erneuten Aufstiegs der Rechten - gewappnet mit der JDA-Definition dieser Entwicklung 
entgegen zu wirken.

Zeile 8 - 14
 8 Jüdinnen und Juden erleben weltweit seit dem 07. Oktober 2023 einen massiven Anstieg 63 

Prozent der jüdischen Gemeinden geben 
 9 an Antisemitismus, weil sie unrechtmäßig für das Handeln der israelischen Regierung 
 10 verantwortlich gemacht werden - völlig egal, wie sie selbst zu dieser stehen. Über

, dass die Hälfte der antisemitischen Straftaten des gesamten Jahres 2023 fanden nach dem 7. 
 12 Oktober statt. Die Beratungsstelle OFEK e.V., verzeichnete zwischen Oktober 2023 und 
 13 September 2024 1.858 Beratungsfälle - über 600 mehr alsLage in den sechs Jahren zuvor 
 14 zusammenWest-Asien negative Auswirkungen auf sie habe - aufgrund von Angst vor Angriffen 

und des spürbaren Anstiegs von Antisemitismus. 43 Prozent sagen, dass weniger Mitglieder am 
Gemeindeleben teilnehmen.

Zeile 15 - 17
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 15 Für viele Jüdinnen und Juden ist Antisemitismus längst Alltag: Sie werden auf der
 16 Straße bedroht, in öffentlichen Verkehrsmitteln angefeindet, am Arbeitsplatz oder im
 17 Bildungsbereich diskriminiert.

Zeile 26
 26 allein seit dem 7. Oktober 2023in den letzten 3 Jahren über 40 Synagogen angegriffen - teilweise 

mit 

Zeile 40 - 45
 40 auseinanderzusetzen, ihn zu verstehen und überall zu erkennen. Ein alljährliches „Nie , auch 

wenn er von Menschen kommt, die sich mit Israel solidarisieren. Ein alljährliches „Nie 
 41 wieder“ ist nichts wert, wenn es so leise gesagt wird, dass es nur ein
 42 Lippenbekenntnis bleibt, eins das verfliegt, sobald es ausgesprochen ist und nicht
 43 umgesetzt wird in Taten. Ein „Nie wieder“ ist nichts wert, wenn es zum „Nie wieder 
 44 ist jetzt“ gemacht wird, aber keine Jüdinnen und Juden meint, sondern alle anderen - 
 45 außer Juden. Der millionenfach ermordeten Jüdinnen:Juden zu gedenken, bedeutet, sich 

Zeile 47
 47 Das ist unsere Verantwortung.

Zeile 49 - 52
 49 Einrichtungen und Organisationen und nehmen die Ängste und Sorgen von Jüdinnen:Juden 
 50 um ihre eigene Sicherheit von Jüdinnen:Juden ernst. Die Zusammenarbeit mit Vereinigungen 

oder Personen, 
 51 die solche Taten rechtfertigen oder relativieren, ist für uns als Partei 
 52 ausgeschlossen.

Zeile 61 - 62
 61

 62

den Austausch mit linken jüdischen Organisationen, Vereinen und Verbänden jüdischer 
Selbstvertretung, die jüdisches Leben in Deutschland repräsentieren, aufzunehmen 

Zeile 66 - 67
 66

 67

die Perspektive von Jüdinnen und Juden sowie der größten Organisationen 
jüdischer Selbstvertretung einzubeziehen, wann immer es um Antisemitismus 

Zeile 69 - 70
 69

 70

Bildungsangebote auszubauen, in denen Vertreter:innen der größten Organisationen 
jüdischer SelbstvertretungJüdinnen und Juden mit ihrer Perspektive zu Wort kommen

Zeile 71
 71 verpflichtende Bildungsformate zum Thema Antisemitismus und der JDA-Definition für 

Vertrauens- und 

Begründung
Die Bekämpfung von Antisemitismus – gerade in Zeiten des rasant wachsenden Rechtsrucks – ist und 
bleibt eine wichtige Aufgabe der Linken, daher ist es richtig, diese Aufgabe auch mit einem Antrag 
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auf dem Parteitag zu bestärken. Der ursprüngliche Antrag bezieht sich dabei jedoch in den Zahlen 
und im Narrativ leider indirekt auf die IHRA Definition und auf jüdische Verbände, die diese 
Definition unkritisch übernehmen und dafür nutzen, legitimen Protest als Antisemitismus zu 
delegitimieren.

Die Linke hat vor einem Jahr auf dem Bundesparteitag beschlossen, sich an der JDA-Definition zu 
orientieren. Diesem Beschluss wird in dem ursprünglichen Antrag nicht genüge getan. Wir müssen 
Antisemitismus bekämpfen, ohne den Begriff zu missbrauchen und zu verwässern. Wir müssen darauf 
aufmerksam machen, wenn Rechte unter dem Vorwand, Antisemitismus zu bekämpfen, selber 
antisemitische Narrative verbreiten. Das ist unsere Verantwortung als Die Linke.

Um Omer Bartov, einen jüdisch-israelischen Professor der Holocaust- und Genozidforschung, aus 
seinem letzten Buch zu zitieren (Übersetzung aus dem Englischen): "Wenn ich eine Straße entlang 
laufe während ich etwas trage, was mich als Juden identifiziert – wie eine Kette mit einem Davidstern 
– und ein Fremder nähert sich mir und greift mich an für Israels Verhalten in Gaza, ohne mich nach 
meiner Meinung zu fragen, einfach davon ausgehend, dass ich als Jude Israel und seine Politik 
unterstütze, ist das ein antisemitischer Akt. Andererseits, wenn dieser Fremder mich in ein Gespräch 
verwickelt in dem ich das Töten von Achtundsechzigtausend Palästinenser*innen in Gaza, die 
Siedlungsprojekte im Westjordanland und Netanyahus Regierung verteidige und mein 
Gesprächspartner mir dann vorwirft Apartheid und Genozid zu unterstützen, mag ich diese Meinung 
stark ablehnen, denken er sei falsch informiert und irregeleitet, aber ich werde keinen Grund haben, 
ihm auf den ersten Blick Antisemitismus vorzuwerfen [...]."

Antrag G.35.66.1
Änderungsantrag zu G.35

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 66
 66 die Perspektive von Jüdinnen und Juden sowie der größten Organisationen 

Zeile 69
 69 Bildungsangebote auszubauen, in denen Vertreter:innen der größten Organisationen 

Antrag G.35.71.1
Änderungsantrag zu G.35

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 71
 71 verpflichtende Bildungsformate zum Thema Antisemitismus für Vertrauens- und 
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Antrag G.36.001.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 1
 1 Für gleiche Rechte in WestasienNahost/Westasien - gegen jeden Rassismus und Antisemitismus

Antrag G.36.022.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 22 - 24
 22 israelische Regierung strebt offen Pläne für ein Groß-Israel an. Diese aus biblischen 
 23 Erzählungen inspirierte Vision ist seit jeher auch im politischen Zionismus 
 24 verankert. Sie umfasst die dauerhafte Annexion und ethnische Säuberung aller 

Antrag G.36.027.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 27 - 36
 27 Obwohl am 10. Oktober 2025 ein sogenannter Waffenstillstand vereinbart wurde, werden in 

Palästina
 28 weiterhin fast täglich Menschen getötet. Seitdem wurde das Gebiet des Gazastreifens
 29 durch die sogenannte „Gelbe Linie“ um mehr als 50 Prozent verkleinert. In den ersten
 30 zwei Jahren des GenozidsKrieges in Gaza wurden über 100.000 Palästinenser:innen getötet. 

Mehrere
 31 zehntausend werden noch immer vermisst. Unter den Todesopfern sind mehr als 22.000
 32 Kinder. Auch im Westjordanland verschärft sich die Lage kontinuierlich. Die
 33 eskalierende Gewalt bewaffneter Siedler:innen, militärische Übergriffe der
 34 israelischen Armee, großflächige Vertreibung palästinensischer Gemeinden,
 35 Masseninhaftierungen und der fortgesetzte Siedlungsbau zerstörendrohen die letzten realen
 36 Voraussetzungen für einen souveränen, zusammenhängenden palästinensischen Staat zu 

zerstören.

Antrag G.36.041.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand
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Zeile 41 - 43
 41 nachhaltigen Waffenstillstand an allen Fronten einzusetzen. Deutschland ist 
 42 völkerrechtlich dazu verpflichtet,darf keine Waffen in Konfliktregionen zu liefern und
 43 muss aktiv zur Beendigung von Besatzung, Krieg und Unterdrückung beizutragen. beitragen. 

Begründung
Es ist unklar, woraus sich die hier genannte völkerrechtliche Verpflichtung ergibt. Ist hier das IGH-
Gutachten vom 19. Juli 2024 gemeint? Dort stellt der IGH zwar fest, dass Länder die israelische 
Besatzung nicht anerkennen und nicht zur Aufrechterhaltung beitragen dürfen sowie sich dafür 
einsetzen sollen, diese Situation zu beseitigen. Das Gutachten sagt aber nicht, dass Deutschland 
keine Waffen in Konfliktregionen liefern darf und zur Beendigung von Krieg und Unterdrückung 
beitragen muss. 

Antrag G.36.045.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 45
 45 Waffen und Dual-Use-GüterWaffen gegenüber Israel, einschließlich laufender vertraglicher 

Begründung
Aus der Perspektive des Globalen Südens sind wir immer FÜR die Lieferung von Dual-Use-Gütern, es 
sei denn, es gibt konkrete Einzelaspekte, wie z.B. keine chemischen Dual-Use-Güter in Ländern, die 
die C-Waffen-Konvention nicht ratifiziert haben – was z.B. für Israel stimmt. 

Antrag G.36.046.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: LV Hessen

Zeile 46
 46 Verpflichtungen. Und sind solidarisch mit Aktionen gegen Rüstungskonzernen wie von den Ulm 

5.

Antrag G.36.092.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 92
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 92 keine Verhandlungsmasse in einem Friedensprozess, sondern die politische Grundlage 

Begründung
Im Kern richtig, aber wir lehnen Vorbedingungen für Verhandlungen immer ab.

Antrag G.36.112.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 112
 112 wie Amnesty International und B’Tselem sprechen - in ihrer jeweils eigenen Auslegung des 

Apartheitsbegriffs - von einem Apartheidsstaat, der die 

Antrag G.36.118.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 118 - 120
 118 Apartheidsverbot festgeschrieben ist, gegen das Völkerrecht verstößt . ,Das in diesem
 119 Jahr verabschiedete Gesetz zur Todesstrafe, das in seiner konkreten Anwendung
 120 praktisch ausschließlich Palästinenser:innen triffttreffen wird, macht dies besonders deutlich.

Antrag G.36.138.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 138 - 140
 138 Vergangenheit neu überdenken. Die Debatte um gleichberechtigte Selbstbestimmung in 
 139 Ein- oder Zweistaatenlösungen oder in alternativen Modellen von Staatlichkeit möchten 
 140 wir in der Partei ergebnisoffen und solidarisch führen.

Antrag G.36.148.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 148
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 148 und stellen uns entschlossen gegen VölkermordMenschenrechtsverbrechen und Vertreibung.

Antrag G.36.149.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 149
 149 Gegen Rassismus und Antisemitismus

Zeile 150 - 154
 150 Bereits während des britischen Mandats nach dem Ersten Weltkrieg begannen Prozesse
 151 der sozialökonomischen und politischen Verdrängung der Palästinenser:innen. Diese
 152 kulminierten in der Nakba im Jahr 1948, als der Staat Israel gegründet wurde. Dabei
 153 wurden ca. 750.000 Palästinenser:innen vertrieben und etwa 400 Dörfer zerstört und
 154 entvölkert.

Zeile 155 - 159
 155 Im Ergebnis kontrollierte der neu gegründete Staat etwa 78 % des ehemaligen
 156 Mandatsgebiet. Gegenwärtig leben Millionen palästinensische Geflüchtete in
 157 Flüchtlingslagern und der Diaspora. Die historische Erfahrung wiederholter ethnischer
 158 Säuberungen ist von zentraler Bedeutung für das palästinensische Selbstverständnis
 159 und darf weder relativiert noch marginalisiert werden.

Zeile 160 - 168
 160 Gleichzeitig war der politische Zionismus seit dem späten 19. Jahrhundert auch eine
 161 Reaktion auf den europäischen Antisemitismus, durch den Jüdinnen und Juden über
 162 Jahrhunderte hinweg Opfer von Verfolgung, Unterdrückung und Mord wurden. Ob eine
 163 Nationalbewegung, die eine Staatsgründung auf außereuropäischem Boden anstrebte, die
 164 richtige Strategie sei, um Sicherheit für Jüdinnen und Juden zu gewährleisten, wurde
 165 dabei von Beginn an kontrovers diskutiert. So begriffen Vertreter:innen des
 166 Allgemeinen Jüdischen Arbeiterbundes den europäischen Antisemitismus als Teil
 167 kapitalistischer und nationalistischer Herrschaftsverhältnisse, der in den jeweiligen
 168 Ländern vor Ort bekämpft werden müsse.

Zeile 169
 169 Bedeutung für unsere Praxis

Antrag G.36.171.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: Parteivorstand
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Zeile 171
 171 über den Zionismus als politische Ideologie, über Siedlerkolonialismus, das 

Antrag G.36.183.1
Änderungsantrag zu G.36

Antragsteller*in: LV Hessen

Zeile 183
 183 die umfassende Kriminalisierung von Palästinasolidarität in Deutschland ab. Wir wenden uns 

deshalb gegen die Bundesratsinitiative der Hessichen Landesregierung den 
Volksverhetzungsparagraphen auf prinzipiell legitime Positionen im Nahostkonflikt auszuweiten.

Antrag G.37.018.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Frieden und Internationale Politik

Zeile 18
 18 gegen ihre schwindende ökonomische und hegemoniale Bedeutung. Die Anzahl der Kriege hat 

zugenommen. Hervorzuheben ist insbesondere der völkerrechtswidrige Krieg Russlands gegen 
die Ukraine sowie der Genozid im Sudan.

Antrag G.37.037.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: KV Darmstadt

Zeile 37 - 38
 37 Der Iran ist der einzige Staat im Westasien, der sich den imperialen Interessen der

Die Regionalmachtbestrebungen des Irans stehen im Widerspruch zu den Machtinteressen der 
USA und Israels entgegenstellt. Deswegen gibt es seit mehr als 30 Jahren US-

Antrag G.37.037.2
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 37 - 40
 37 Der Iran ist der einzige Staat im Westasien, der sich den imperialen Interessen der 
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 38 USA und Israels entgegenstellt. Deswegen gibt essteht seit mehr als 30 Jahren US-
 39 amerikanische und israelische Pläne für einen Krieg gegen den Iran. Ziel ist nicht 
 40 nur ein Regime-Change, sondern die Kontrolle über die Ressour cen Jahrzehnten im Konflikt mit 

den geopolitischen Interessen der USA und Israels in der Region. Gleichzeitig verfolgt die 
iranische Regierung eigene regionale Macht- und Einflussinteressen und ist selbst für autoritäre 
Repression sowie militärische Interventionen verantwortlich. Die Bevölkerung des Irans darf 
weder zum Spielball westlicher Interventionspolitik noch regionaler Machtpolitik werden. Dass 
der Iran als Feind des Westens gesehen wird, darf nicht mit der Annahme verwechselt werden, er 
kämpfe gegen den Imperialismus. Auch wenn die der Fall sein solle, dürfen wir uns als Linke 
nicht mit repressiven und diktatorischen Regimen solidarisieren. Unsere Solidarität gilt den 
Menschen im Iran, die unter Krieg, Sanktionen, Repression und sozialer Ungleichheit leiden. Wir 

Begründung
Die bisherige Formulierung stellt den Iran einseitig als einzige antiimperialistische Kraft in der 
Region dar und blendet die eigenständigen Machtinteressen sowie die autoritären Strukturen des 
iranischen Staates weitgehend aus. Eine linke Friedenspolitik darf weder westliche 
Militärinterventionen noch autoritäre Regime relativieren oder idealisieren.

Die vorgeschlagene Änderung hält an der Kritik an Krieg, Interventionismus und geopolitischer 
Machtpolitik fest, vermeidet jedoch eine politische Aufwertung staatlicher Akteure. Stattdessen rückt 
sie die Menschen in den Mittelpunkt, die unter Krieg, Sanktionen, Repression und sozialer 
Ungleichheit leiden. Damit stärkt sie eine konsequent menschenrechtsorientierte, 
internationalistische und emanzipatorische Perspektive.

Antrag G.37.064.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Frieden und Internationale Politik

Zeile 64 - 66
 64 der seit dem 9. April in Kraft ist, wird von Israel bezüglichbezüg lich Libanon kaum beachtet. 
 65 Ansonsten hält er weitgehend. Die Blockade iranischer Häfen durch die USA ist jedoch 
 66 mit dem Waffenstillstand nicht vereinbar.beachtet. Ansonsten hält er weitgehend.

Antrag G.37.102.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Frieden und Internationale Politik

Zeile 102 - 103
 102 Auch landwirtschaftli che Flächen wurden durch den Einsatz von weißem Phosphor und 
 103 Herbiziden schwer geschä digt. Etwa die Hälfte der Bevölkerung lebt an oder unter der 
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Antrag G.37.109.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Frieden und Internationale Politik

Zeile 109 - 113
 109 Bevölkerung südlich und östlich des Litaniflusses (inzwischen auch Gebiete nördlich des 

Litaniflusses) weitgehend zu vertreiben. Israels
 110 Verteidigungsminister Israel Katz will Dörfer nahe der Grenze zu Israel "nach dem
 111 Vorbild des Gazastreifens" zerstören. Der Südlibanon und Südbeirut würden bald aussehen wie 

Rafah und Khan Younis im Gazastreifen. Wie im Gazastreifen entstehterrichtet Israel im Süden 
und Osten eine sogenannte 

 112 Puf ferzoneBesatzungszone, die 14 % des libanesischen Staatsgebiets umfasst und Israel droht 
damit, jeden zu erschießen oder zu deportieren, der sich

 113 dort aufhält. In diesen Gebieten werden die Häuser weitgehend dem Erdboden gleich gemacht 
und die landwirtschaftlichen Flächen werden durch weißen Phosphor und Glyphosat dauerhaft 
zerstört.

Antrag G.37.116.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Frieden und Internationale Politik

Zeile 116 - 117
 116 der Flucht - rund 20 %20% der Bevölkerung im Libanon. Seit dem 1. März wurden mehr als
 117 2.659 Menschen getötet und 8.183 verletzt3.000 Menschen getötet, auch während der 

sogenannten Waffenruhe über 600 . Getötet wurden mehr als 100 medizinische 

Antrag G.37.125.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Frieden und Internationale Politik

Zeile 125
 125 Invasion abgeraten. Wadephul behauptet im Hinblick auf die Invasion sogar, Israel habe „das 

Recht, dort zu sein“, obwohl die Besatzung klar völkerrechtswidrig ist.

Antrag G.37.179.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Frieden und Internationale Politik
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Zeile 179 - 180
 179

 180

Stoppt den Krieg! Sofortige Einstellung aller Kriegshandlungen! Dazu gehören 
auch die Besetzung von Teilen des Libanon und die Seeblockade einschließlich der 
USABesetzung von Teilen des Libanon .

Antrag G.37.202.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Frieden und Internationale Politik

Zeile 202 - 203
 202

 203

Weg von den fossilen Energien und Kernenergie! Ja zum entschiedenen Klimaschutz
und ja zur Energiewende!

Antrag G.37.204.1
Änderungsantrag zu G.37

Antragsteller*in: BAG Frieden und Internationale Politik

Zeile 204 - 205
 204

 205

Nein zu Tankrabatten! Statt dessen Deutschlandticket für 9 € sowie Entlastung
der gesamten Bevölkerung!

Antrag G.40.01.2
Änderungsantrag zu G.40

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 1
 1 Stoppt Krieg, Vertreibung und VölkermordKriegsverbrechen in SWANA - Schluss mit 

Imperialismus , 

Antrag G.40.01.1
Änderungsantrag zu G.40

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 1
 1 Stoppt Krieg, Vertreibung und Völkermord in SWANAim Nahen Osten/Westasien - Schluss mit 
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Imperialismus , 

Antrag G.40.20.1
Änderungsantrag zu G.40

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 20 - 22
 20 Interessen setzt. In diesem Kontext ist auch von einem sich verschärfenden, 
 21 expansionistischen Zionismus zu sprechen, der als Rechtfertigung für Besatzung, 
 22 Vertreibung und militärische Eskalation dient.

Antrag G.40.25.1
Änderungsantrag zu G.40

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 25
 25 weiteren Ausweitung von GenozidVölkerrechtsbruch und Zerstörung. Eine solche Politik, die auf 

Antrag G.40.32.1
Änderungsantrag zu G.40

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 32
 32 amerikanischer Drohnen- und Raketenangriffe in SWANAim Nahen Osten/Westasien spielt. Wenn 

Merz bedauert hat, 

Antrag G.40.55.1
Änderungsantrag zu G.40

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 55
 55 Israels, gegen den Völkermorddie Kriegsverbrechen an den Palästinenser:innen, der 

Vertreibungen im 
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Antrag G.40.62.1
Änderungsantrag zu G.40

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 62
 62 Abzug aller Bundeswehrsoldat:innen aus SWANAdem Nahen Osten/Westasien und allen 

anderen Auslandseinsätzen

Antrag G.41.02.1
Änderungsantrag zu G.41

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 2 - 5
 2 Der Bundesparteitag der Partei Die Linke erklärt die Unterstützung für die nächste 
 3 Global Sumud Flotilla alsZivile und gewaltfreie Initiativen, wie eine Flotille zur Durchbrechung 

der Blockade von Gaza, können ein Ausdruck internationaler Solidarität, des Engagements für
 4 das Völkerrecht und des Einsatzes gegen völkerrechtswidrige Blockaden und humanitäre
 5 Krisen sein. Die Linke bekräftigt ihre Grundhaltung: Recht vor Macht, Diplomatie vor 

Antrag G.41.11.1
Änderungsantrag zu G.41

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 11 - 12
 11

 12

Die politische und öffentliche Unterstützung der nächsten Global Sumud Flotilla 1. 
als zivile und gewaltfreie Initiativevon zivilen, gewaltfreien Gaza-Flotillen von demokratischen 
und progressiven Organisationen und Initiativen zur Durchbrechung völkerrechtswidriger 

Antrag G.41.14.1
Änderungsantrag zu G.41

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX 

Zeile 14
 14 Gütern.Die Unterstützung der Flotilla soll im Austausch mit palästinensischer Zivilgesellschaft, 

humanitären Organisationen und palästinensischen Diaspora-Strukturen erfolgen, damit 
Solidarität nicht über die Betroffenen hinweg, sondern gemeinsam mit ihnen organisiert wird.

Begründung
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Internationale Solidarität muss die Perspektiven der direkt Betroffenen einbeziehen. 
Palästinensische Zivilgesellschaft und Diaspora-Strukturen verfügen über politische Erfahrung, 
Wissen und Netzwerke, die bei solidarischen Initiativen berücksichtigt werden sollten.

Antrag G.41.16.1
Änderungsantrag zu G.41

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 16
 16 Teilnehmer*innen der Flotillasolcher Flotillen sowie die Begleitung durch politische 

Antrag G.41.18.1
Änderungsantrag zu G.41

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 18 - 20
 18

 19

 20

Die Unterstützung des Rechts auf humanitäre Hilfe und Bewegungsfreiheit sowie3. 
Die Aufforderung an die konsequente Einhaltung des Völkerrechts undMandatsträger*innen 
der UN-ChartaPartei Die Linke auf kommunaler, Landes-, Bundes- und Europaebene, zu prüfen, 
ob sie eine solche Flotilla durch alle Staatenihre persönliche Teilnahme begleiten können, um 
ein starkes Zeichen für Frieden, Menschenrechte und internationale Solidarität zu setzen
.

Zeile 21 - 24
 21

 22

 23

 24

Die Aufforderung an die Mandatsträger*innen der Partei Die Linke auf kommunaler, 4. 
Landes-, Bundes- und Europaebene, zu prüfen, ob sie die nächste Global Sumud 
Flotilla durch ihre persönliche Teilnahme begleiten können, um ein starkes 
Zeichen für Frieden, Menschenrechte und internationale Solidarität zu setzenwird keine 
Initiativen unterstützen, gutheißen oder an einer solchen teilnehmen, wenn auch reaktionäre, 
islamistische, undemokratische oder antisemitische Organisationen daran teilnehmen.

Antrag G.41.25.1
Änderungsantrag zu G.41

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 25 - 28
 25

 26

 27

Die Einbringung entsprechender Initiativen in den Parlamenten, um die5. 
Bundesregierung und die Europäische Union zur Achtung des Völkerrechts, zum
Schutz humanitärer Missionen und zur Beendigung völkerrechtswidriger Blockaden
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 28 aufzufordern.

Die Unterstützung des Rechts auf humanitäre Hilfe und Bewegungsfreiheit sowie die 5. 
konsequente Einhaltung des Völkerrechts und der UN-Charta durch alle Staaten.

Die Einbringung entsprechender Initiativen in den Parlamenten, um die Bundesregierung und 6. 
die Europäische Union zur Achtung des Völkerrechts, zum Schutz humanitärer Missionen und 
zur Beendigung völkerrechtswidriger Blockaden aufzufordern.

Antrag G.42.65.1
Änderungsantrag zu G.42

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 65 - 67
 65

 66

 67

Für die Etablierung internationaler Wissenschaftskooperationen über Blockgrenzen
hinaus in Zeiten einer multipolaren Weltordnung: darunter mit russischen,
chinesischen, palästinensischen und kubanischen Wissenschaftler:innen.

Für die Etablierung internationaler Wissenschaftskooperationen über Blockgrenzen hinaus, in 
Zeiten einer multipolaren Weltordnung: insbesondere mit unabhängigen, zivilen, 
friedensorientierten und menschenrechtsorientierten Wissenschaftler*innen, 
Hochschulangehörigen und Forschungseinrichtungen weltweit.

Begründung
Internationale Wissenschaftskooperation ist wichtig. Sie darf aber nicht pauschal entlang staatlicher 
Blöcke oder Regierungen gedacht werden. Gerade in autoritären Kontexten muss linke 
Wissenschaftspolitik zivilgesellschaftliche, unabhängige, friedensorientierte und 
menschenrechtsorientierte Akteur*innen stärken, statt Staaten oder Regierungsinteressen indirekt 
aufzuwerten.

Antrag G.42.72.1
Änderungsantrag zu G.42

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 72 - 74
 72

 73

 74

Für eine konsequente Beendigung von kriegsbefördernden Kooperationen mit 
israelischen Institutionen, die zur logistischen und moralischen Unterstützung 
von Krieg undMaßnahmen gegen staatliche und akademische Institutionen, die von der 
völkerrechtswidrigen Besatzung beitragenund dem Siedlungsbau profitieren oder diesen 
unterstützen. Diese Maßnahmen müssen sich immer gegen die Einrichtungen und niemals 
gegen Gruppen von Individuen allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer Religion oder ihrer 
Herkunft beziehen. Wir fordern zudem auch staatliche Akteure in Deutschland auf, 
Beteiligungen oder auch Förderungen von solchen Institutionen zu prüfen und zu beenden.
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Antrag G.43.032.1
Änderungsantrag zu G.43

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 32 - 37
 32 Die Bombardierung des Iran ist auch ein Angriff auf die dortige emanzipatorische 
 33 Bewegung, um ein weiteres autoritäres Regime nach Washingtons Willen zu installieren, 
 34 so wie die USA auch, parallel zur Unterdrückung durch das Apartheid-Regime in Israel 

ermöglichen, um zu verhindern, 
 35 dass alle Menschen in der Region friedlich und zum gegenseitigen Nutzen miteinander 
 36 leben. Das Völkerrecht und die Menschenrechte werden durch emanzipatorische 
 37 Bewegungen erkämpft -iranische Regime, ist auch ein Angriff auf die dortige emanzipatorische 

Bewegung, um ein weiteres autoritäres Regime nach Washingtons Willen zu installieren. Unsere 
Solidarität gilt dabei nicht durchRegierungen oder autoritären Staatsapparaten, sondern den 
Menschen, sozialen Bewegungen, Gewerkschaften, feministischen, antirassistischen, 
antikolonialen, queerfreundlichen, antiableistischen, demokratischen und friedensorientierten 
Kräften, die gegen Krieg und ökonomische Strangulierung!, Sanktionen, Ausbeutung, Besatzung, 
Armut und Repression kämpfen.

Zeile 101 - 102
 101

 102

ein Ende aller Waffenlieferungen, besonders an Israel und die USA, wie es die
Schweiz vormacht

ein Ende aller Waffenlieferungen überall auf der Welt

Zeile 104 - 105
 104

 105

Zivilisierung statt Militarisierung der Gesellschaft, sei es in Schulen,
Universitäten oder im Gesundheitsbereich

Aufbau der gesellschaftlichen Infrastruktur statt Militarisierung

Zeile 116
 116 das Ende aller Waffenlieferungen an die USA und Israel zu forcieren

das Ende aller globalen Waffenlieferungen zu forcieren

Begründung
Antiimperialistische Politik darf nicht in eine unkritische Solidarität mit Staaten oder Regierungen 
kippen. Gerade aus migrantischer und diasporischer Perspektive ist wichtig, zwischen 
Bevölkerungen, sozialen Bewegungen und autoritären Regimen zu unterscheiden. Linke 
internationale Solidarität muss immer den Menschen und emanzipatorischen Kräften gelten.

Der Begriff „Zivilisierung“ ist ein tief rassistischer in diesem Kontext, da er eine Dualität von 
„zivilisiert“ und „unzivilisiert“ in den Raum stellt. Staaten haben keine mangelnde Infrastruktur, weil 
sie nicht „zivilisiert“ sind, sondern weil globale Ausbeutungs- und Kolonialverhältnisse den Aufbau 
nachhaltiger Infratstruktur nicht zulassen. Dabei müssen Maßstäbe an eine funktionierende 
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Infrastruktur nicht aus dem Westen heraus gedacht, sondern von den Menschen vor Ort organisiert 
werden.

Zudem wollen wir nicht Waffenlieferungen spezifisch nach Israel und in die USA verbannen, wir 
wollen nirgends auf der Welt waffen liefern und unsere Verantwortung in der globalen Abrüstung 
ernst nehmen, statt sie auf einzelne Nationen zu fokussieren. Diese Hierarchisierung von 
Kriegsverbrechern lehnen wir ab.

Antrag G.44.32.1
Änderungsantrag zu G.44

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 32 - 33
 32 staatlich organisierter Terrorismus und erfüllt laut der UN-Völkermordkonvention 
 33 (1951) die Kriterien eines Genozids.

Antrag G.44.58.1
Änderungsantrag zu G.44

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 58
 58 zum kapitalistischen System möglich sind. Dabei darf nicht ausgeblendet werden, dass auf dem 

Weg zu mehr Demokratie und mehr Meinungsfreiheit in Kuba noch viele Schritte zu gehen sind. 
Das Embargo verschlechtert erheblich die Ausgangsbedingungen für diese Schritte.
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Antrag R.01.9.1
Änderungsantrag zu R.01

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke und Thies Gleiss

Zeile 9
 9 grundsätzlicher Bedeutung und zum Bericht des PV

Die Generaldebatte zum Leitantrag und grundlegenden Anträgen wird in drei inhaltliche Blöcke 
geteilt, die jeweils ein Viertel der zur Verfügung stehenden Debattenzeit umfassen. Das letzte 
Viertel der Zeit ist offen für sonstige Beiträge zu den Anträgen.

Die inhaltlichen Blöcke sind:

1. Die neue Weltlage und die Rolle der Europäischen Union im Kontext der Aufgaben der Partei 
Die Linke

2. Die Zeitenwende und unsere Antwort auf die sozialpolitischen Angriffe von Regierung und 
Kapital

3. Die Regierungsfrage angesichts des Aufstiegs der neuen Rechtskräfte und des Kulturkampfes 
der AfD

Begründung
Der Leitantrag des Parteivorstandes muss, um zu einer Handlungsanleitung für die gesamte Partei zu 
werden, klarer auf die wichtigsten Fragestellungen der nächsten Monate zugespitzt werden. Das 
entspricht auch der gegenwärtig in der Partei bereits laufenden Debatte. Das ist mit 
Änderungsanträgen allein nicht zu bewerkstelligen, sondern auch die Debatte auf dem Parteitag 
selbst sollte inhaltlich gemäß unser Vorschläge strukturiert werden.

Antrag R.02.04.1
Änderungsantrag zu R.02

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 4
 4 15.15 Uhr TOP 4 Bericht und Entlastung des Parteivorstandes

15.30 Uhr Gastrede
 5

Zeile 27 - 28
 27 9.00 Uhr Fortsetzung TOP 9 Beratung und Entscheidung weiterer Anträge
 28 9.00 Uhr Fortsetzung TOP 9 Beratung und Entscheidung weiterer Anträge

10:30 Uhr Fortsetzung TOP 8 Satzungsänderungen
11.00 Uhr TOP 7 Nachwahl der Bundesschiedskommission

 29
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Antrag R.02.08.1
Änderungsantrag zu R.02

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 8 - 9
 8 17.45 Uhr TOP 4 Bericht und Entlastung des Parteivorstandes
 9 18.0017.45 Uhr TOP 5 Generaldebatte sowie Aussprache und Beschlussfassung zum Leitantrag, 

Antrag R.03.098.1
Änderungsantrag zu R.03

Antragsteller*in: Antragskommission

Zeile 98 - 101
 98 b) Anträge, welche von Organen der Partei (Parteivorstand und Parteirat), Landesverbänden, 

Kreisverbänden, Kommissionen des Parteitages, bundesweiten
 99 Zusammenschlüssen, mindestens 25 Delegierte oder mindestens von 1/500 der Mitglieder 
 100 der Parteider Linksjugend ['solid], dem Studierendenverband Die Linke.SDS, dem Frauen/Flinta*-

Plenum, dem migrantischem Plenum oder mindestens von 1/500 der Mitglieder der Partei bzw. 
von Gliederungen, die diese Anzahl von Mitgliedern vertreten, gestellt werden, sowie Anträge, für 
die zum Zeitpunkt der Antragstellung von mindestens 25 Delegierten die Unterschriften 
vorliegen, sind durch den Parteitag zu behandeln oder an den

 101 Parteivorstand bzw. den Parteirat zu überweisen. Die Berechnung des 1/500 der Mitglieder 
erfolgt für die 1. Tagung des 10. Parteitages zum Stichtag 31.12.2025, für alle folgenden Tagungen 
zum Tag der Einberufung der jeweiligen Tagung.

Antrag R.03.099.1
Änderungsantrag zu R.03

Antragsteller*in: Die Linke. SDS

Zeile 99 - 101
 99 Zusammenschlüssen, Keisverbänden, Landesverbänden, von der linksjugend ['solid], vom 

Studierendenverband DIE LINKE.SDS, mindestens 25 Delegierte oder mindestens von 1/500 der 
Mitglieder

 100 der Partei gestellt werden, sind durch den Parteitag zu behandeln oder an den
 101 Parteivorstand bzw. den Parteirat zu überweisen.
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Antrag R.03.112.1
Änderungsantrag zu R.03

Antragsteller*in: Jacob Pfeifer (Linksjugend ['solid] · Nr. 418), Tom Henning 
(Linksjugend ['solid] · Nr. 409)

Zeile 112
 112 a) Änderungsanträge betreffen die Änderung eingereichter Anträge.Änderungsanträge haben den 

Zweck, einen Antrag zu ergänzen, zu verkürzen oder in einzelnen Formulierungen zu verändern.

Zeile 127
 127 Parteitag festgelegt wird, nachgereicht werden.

e) Änderungsanträge, die 

entweder den ursprünglichen Antrag vollständig durch einen anderen Text ersetzen oder 1. 

den wesentlichen Inhalt des ursprünglichen Antrags beseitigen und durch einen neuen Inhalt 2. 
ersetzen und 

gegenüber dem bisherigen Inhalt des Antrags so umfangreich und weitgehend abweichen, 3. 
dass diese nach ihrem Gesamtcharakter einen eigenständigen Antrag darstellen würden, 

sind durch die Antragskommission zur Nichtbefassung im Plenum vorzuschlagen.

Begründung
Mitunter wird sind der Praxis der Ersetzungsanträge bedient. Dabei handelt es sich um 
Änderungsanträge, die so weitreichend sind, dass sie den ursprünglichen Antrag nahezu vollständig 
ersetzen, bis auf einzelne Worte.

Die Geschäftsordnung kennt Anträge und Änderungsanträge als unterschiedliche 
Verfahrensinstrumente. Änderungsanträge dienen der Änderung eines anhängigen Antrags. Ein (fast) 
vollständiger Austausch des Antragsgegenstandes durch einen anderen überschreitet jedoch den 
Charakter eines Änderungsantrags und stellt mitunter einen eigenständigen Antrag dar.

Solche Änderungs-/ Ersetzungsanträge können die in der Geschäftsordnung festgelegten Fristen für 
die Einreichung eigenständiger Anträge umgehen. Dadurch wird eine transparente und geordnete 
Antragsberatung erschwert. Wer einen abweichenden Regelungsvorschlag einbringen möchte, kann 
dies im Rahmen eines eigenständigen Antrags tun. Änderungsanträge dienen der Änderung eines 
vorliegenden Antrags, nicht dessen vollständigem Austausch.

Ein weiterer Punkt ist, dass Antragssteller*innen Zeit und Ressourcen in die Ausarbeitung konkreter 
Vorschläge investieren. Ein Ersetzungsantrag hebelt diese Arbeit praktisch aus, indem er den 
ursprünglichen Antrag vollständig verdrängt. Dies wirkt bevormundend und vereinnahmend und ist 
kein wertschätzender Umgang.

Antrag R.03.120.2
Änderungsantrag zu R.03

Antragsteller*in: Die Linke.SDS und Linksjugend Solid
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Zeile 120
 120 welche von Landesverbänden, Kreisverbänden, Ortsverbänden gemäß § 13 Abs. 8 der 

Bundessatzung, dem Frauenplenum des Bundesparteitages, von der linksjugend ['solid], vom 
Studierendenverband DIE LINKE.SDS, Organen der Partei, Kommissionen des Parteitages, 
bundesweiten 

Begründung
Das Antragsrecht für diese Organe war zum letzten Parteitag vorgesehen. Wir möchten explizit den 
Erhalt des Antragsrecht für diese Organe plädieren. 

"Die Kreisverbände der Partei sind als Gebietsverbände zuständig für alle politischen und 
organisatorischen Aufgaben in ihrem Gebiet, sofern durch Bundes- oder Landessatzung keine andere 
Zuständigkeit bestimmt wird. Oft gliedert sich ein Kreisverband noch in Ortsverbände, 
Basisorganisationen oder Stadtteilgruppen. Hier bekommt Die Linke für die Menschen vor Ort ein 
Gesicht. Hier bietet Die Linke Anlaufstellen für interessierte Bürgerinnen und Bürger, Möglichkeiten 
zum Mitmachen und zum Einmischen. Hier können Mitglieder sich an der Weiterentwicklung der 
Politik unserer Partei beteiligen, mitentscheiden und mitgestalten. Dafür sind aktive und lebendige 
Kreisverbände unverzichtbar.

Ein Kreisverband beziehungsweise ein Ortsverband, eine Basisorganisation oder eine Stadtteilgruppe 
ist lebendig und aktiv, wenn sich möglichst viele Mitglieder an der Gestaltung der Aufgaben und 
Vorhaben beteiligen. Das läuft in der Regel natürlich nicht von selbst."
Aus: https://roterordner.die-linke.de/gliederung-der-partei/

In unserem Parteiprogramm stellen wir fest: „Die Potenziale der Linken liegen in den Fähigkeiten 
ihrer Mitglieder, ihrer gesellschaftlichen Verankerung und Lebenserfahrung. Politische Beteiligung 
und Interesse entstehen durch selbstbestimmtes und gleichberechtigtes Handeln und demokratische 
Mitbestimmung bei der Gestaltung und Entwicklung gesellschaftlicher Prozesse. Diese Vision wollen 
wir auch in der eigenen Partei leben. Die Linke entwickelt ihre Politik im engen Zusammenwirken von 
gewählten Führungsgremien und Mitgliedern in basisdemokratischer Verankerung. Pluralismus und 
Transparenz sind tragende Säulen unserer Partei.“
Dies findet auch Ausdruck in der gelebten Praxis, dass verschiedene Gliederungen unserer Partei vom 
Ortsverband bis zur Bundesarbeitsgemeinschaft das Recht auf Antragstellung und -behandlung zum 
Bundesparteitag haben. Gerade die Erfahrung und Positionsbildung in Ortsverbänden aus allen 
Teilen der BRD ist eine wichtige Perspektive für die Positionsentwicklung als Gesamtpartei. Dies darf 
erst Recht nicht durch den Verweis auf vermeintlich nur wenige Mitglieder, die einen Ortsverband 
bilden, abgewertet werden. Denn es ist ja gerade die Perspektive von GenossInnen interessant, die 
unter schwierigeren strukturellen Bedingungen einen Ortsverband gestalten.

Antrag R.03.120.1
Änderungsantrag zu R.03

Antragsteller*in: Antragskommission

Zeile 120 - 123
 120 welche von Organen der Partei (Parteivorstand und Parteirat), Landesverbänden, 
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Kreisverbänden, Kommissionen des Parteitages, bundesweiten
 121 Zusammenschlüssen, mindestens 25 Delegierte oder mindestens von 1/500 der Mitglieder 
 122 der Parteider Linksjugend ['solid], dem Studierendenverband Die Linke.SDS, dem Frauen/Flinta*-

Plenum, dem migrantischem Plenum oder von 1/500 der Mitglieder der Partei bzw. von 
Gliederungen, die diese Anzahl von Mitgliedern vertreten, gestellt werden, sowie 
Änderungsanträge, für die zum Zeitpunkt der Antragstellung von mindestens 25 Delegierten die 
Unterschriften vorliegen, sind durch den Parteitag zu behandeln oder an den

 123 Parteivorstand bzw. den Parteirat zu überweisen. Die Berechnung des 1/500 der Mitglieder 
erfolgt für die 1. Tagung des 10. Parteitages zum Stichtag 31.12.2025, für alle folgenden Tagungen 
zum Tag der Einberufung der jeweiligen Tagung.

Antrag R.03.148.1
Änderungsantrag zu R.03

Antragsteller*in: Antragskommission

Zeile 148
 148 übernehmen. Eine Behandlung dieser Änderungsanträge auf dem Parteitag entfällt. Über 

Widersprüche zu Teilübernahmen entscheidet die Antragskommission. Widersprüche können nur 
von den Änderungsantragsteller*innen gegenüber der Antragskommission geltend gemacht 
werden. Dafür legt die Antragskommission eine Frist fest, die dem Parteitag zu Beginn der 
Tagung mitgeteilt wird. Wird dem Widerspruch entsprochen, wird der ursprüngliche 
Änderungsantrag vom Parteitag behandelt.

Antrag R.03.148.2
Änderungsantrag zu R.03

Antragsteller*in: Die Linke.SDS und Linksjugend Solid

Zeile 148
 148 übernehmen. Eine Behandlung dieser Änderungsanträge auf dem Parteitag entfällt. Bei 

Widerspruch der (Teil-)Übernahme durch Delegierte oder durch Antragssteller*innen, muss der 
Änderungsantrag behandelt werden. 

Begründung
Delegierte, die einen Änderungsantrag gestellt haben, haben keine Möglichkeit, eine fehlerhafte oder 
unvollständige Übernahme zu korrigieren.
Der Begriff „sinngemäß" ist interpretationsoffen und könnte als Mittel dienen, unbequeme oder 
kontroverse Änderungsanträge inhaltlich zu entkernen. Im Zweifel, sollte darüber der Parteitag 
entscheiden können.
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Antrag R.04.27.1
Änderungsantrag zu R.04

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 27
 27 Kerstin Wolter, Berlin

Florian Spaniol , Saarland

Antrag R.04.50.1
Änderungsantrag zu R.04

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 50 - 51
 50 Johanna Kühl, Jugendverband

Sebastian Wanner, Bayern
 51 Lara Kubach, Jugendverband

Markus Wollina, Berlin
Bettina Gutperl, Berlin
Hannah Akgül, Saarland

Antrag R.04.69.1
Änderungsantrag zu R.04

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 69 - 79
 69 Janika Freerks, Hamburg
 70 Bärbel Leucht, Thüringen

Torben Franz, Niedersachsen
 71 Patricia Fromme, Sachsen-Anhalt
 72 Holger Hänsgen, Thüringen
 73 Janina Gebauer, Brandenburg
 74 Tim Ruland, Bremen
 75 Anke Kraus, Bayern
 76 Heike Kretschmer, NRW
 77 Petra Rank, Sachsen
 78 Annett Schubert, Berlin
 79 Dagmar Uhlig, Baden-Württemberg

Anika Tewes, Niedersachsen
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Antrag S.01.09.1
Änderungsantrag zu S.01

Antragsteller*in: Linksjugend Solid

Zeile 9
 9 § 15 (j) die Mitgliedschaft der Partei in einer linken europäischen Partei durch 2/3-Mehrheit

Begründung
Die Mitgliedschaft der Linken in einer europäischen Partei soll nicht durch nur die Hälfte der 
Delegierten beschlossen werden können. Wir sollten eine große Mehrheit hinter einer solchen 
Entscheidung haben. Eine 2/3-Hürde würde den Debattenprozess dazu forcieren und knappen 
Abstimmungen vorbeugen.

Antrag S.03.07.1
Änderungsantrag zu S.03

Antragsteller*in: BAG LiSA und weitere

Zeile 7
 7 Ändern in:Antrag S.03 wird vom Parteitag nicht behandelt.

Zeile 8 - 14
 8 In allen Versammlungen und Gremien der Partei wird auf Antrag von mindestens einem
 9 Viertel der stimmberechtigten FLINTA*-Personen ein die Versammlung unterbrechendes
 10 FLINTA*-Plenum durchgeführt. Teilnahmeberechtigt sind Mitglieder, die sich selbst als
 11 FLINTA* (Frauen, Lesben, inter*, nicht-binäre, trans* (jeglichen Geschlechts) oder
 12 ageschlechtliche Personen) definieren. Über einen in diesem FLINTA*-Plenum
 13 abgelehnten Beschluss oder Beschlussvorschlag kann erst nach erneuter Beratung der
 14 gesamten Versammlung bzw. des gesamten Gremiums abschließend entschieden werden.

Begründung
Auf der zweiten Tagung des 9. Parteitags wurde ein breiter Debattenprozess beschlossen, in dessen 
Verlauf sich die gesamte Partei mit der besseren Sichtbarkeit und Vertretung queerer Mitglieder ohne 
Einschränkung der Rechte der Frauen in der Partei beschäftigen und geeignete politische Schritte 
dazu diskutieren sollte. Beauftragt diesen Debattenprozess zu organisieren war der Parteivorstand.

Nach dem Beschluss hat der Parteivorstand keinen Debattenprozess zu dieser Frage eingeleitet, 
sondern den Beschluss ignoriert und nun einen Antrag vorgelegt, der die satzungsgemäßen Rechte 
der Frauen in der Partei einschränkt. Diesen Antrag hat der Parteivorstand gestellt ohne sich vorher 
auch nur ein einziges Mal mit der BAG LiSA als zuständigen bundesweiten Zusammenschluss darüber 
auszutauschen. Wir finden diese Vorgehensweise nicht zielführend, sondern wollen die Debatte 
führen.

Die BAG LiSA unterstützt dabei die queeren Genoss*innen sich eigene Rechte zu erstreiten. Diese 
Rechte können aber nicht zulasten der Frauenrechte in unserer Partei gehen. Und es ist auch nicht 
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feministisch, die Anliegen der Queers praktisch in die Frauenstrukturen zu verlagern. Unsere Partei 
verändert sich nur nachhaltig, wenn Fragen der Gerechtigkeit für alle Geschlechter von der gesamten 
Partei bearbeitet werden.

Für die BAG LiSA möchten wir darüber hinaus ausdrücken, dass ein Beschluss dieses Antrags den 
weiblichen Mitgliedern zukünftig das Recht nimmt, sich nur als Frauen ohne die Teilnahme anderer 
Geschlechter zu versammeln. Das Recht von Frauen sich ohne die Teilnahme von anderen 
Geschlechtern in einem geschützten Raum zu beraten, halten wir jedoch für eine unbedingte Säule 
des innerparteilichen Feminismus.

Antrag S.04.5.1
Änderungsantrag zu S.04

Antragsteller*in: BAG Grundeinkommen

Zeile 3 - 5
 3 (c) auf Antrag von 5 Prozent der Parteimitglieder oder

 4
Ersetzen durch:

 5 (c) auf Antrag von 10 Prozent der Parteimitglieder,
(c) Grundlage ist der Mitgliederstand 

Begründung
Die Verdoppelung des Quorums für die Zulassung eines Mitgliederentscheids wird dazu führen, dass 
zukünftig aus der Mitgliedschaft kommende Anliegen keine Chance mehr haben werden zur 
Abstimmung vorgelegt zu werden. 10 Prozent der Parteimitglieder sind aktuell mehr als 12000 und 
perspektivisch können es mehr als 20000 sein. Aktive Mitglieder, einzelne Gliederungen oder auch 
bundesweite Zusammenschlüsse haben jedoch keinen Zugang zu allen Mitgliedern um in der Phase 
des Sammelns von Unterschriften auf ihr Anliegen aufmerksam zu machen. Erschwerend kommt 
hinzu, dass die große Mehrheit der Mitglieder unserer Partei inaktiv ist und nicht bei einer Aktivität 
angetroffen werden kann. Wie schwierig es ist, mit mehr als 12000 Mitglieder zu einem Thema zu 
kommunizieren, hat sich erst im Frühjahr gezeigt: An einer Online-Umfrage des Parteivorstands zum 
Thema „Deckelung von Abgeordneten-Diäten“ beteiligten sich nur ca. 11000 Mitglieder obwohl 
praktisch alle erreicht werden konnten.

Damit Mitgliederentscheide aus der Basis künftig noch eine Chance haben, möchten wir bei dem 
bisherigen Quorum von 5 Prozent der Mitgliedschaft zur Zulassung eines Mitgliederentscheids 
bleiben.

Antrag S.04.05.1
Änderungsantrag zu S.04

Antragsteller*in: KV Ortenau und Maren Thimm
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Zeile 3 - 5
 3 (c) auf Antrag von 5 Prozent der Parteimitglieder oder

 4
Ersetzen durch:

 5 (c) auf Antrag von 10
(c) auf Antrag von 4 Prozent der Parteimitglieder, Grundlage ist der Mitgliederstand 

Begründung
Mit der Digitalen Abstimmung sinken Aufwand und Kosten, daher sollte auch die Hürde sinken.

Antrag S.05.7.1
Änderungsantrag zu S.05

Antragsteller*in: BV Berlin - Neukölln

Zeile 7 - 8
 7 zugrundeliegende Antrag ist beschlossen, wenn ihm bei einer Beteiligung von 
 8 mindestens 30 Prozent der Mitglieder eine einfache Mehrheitdie Mehrheit der Teilnehmenden 

zustimmt und diese Mehrheit mindestens 20 Prozent der Mitglieder umfasst.

Begründung
Ein Ja-Stimmen-Quorum ist logischer und demokratisch sinnvoller. Auch Volksbegehren haben ein Ja-
Stimmen-Quorum. Mit der jetzigen (und im Änderungsantrag S.05 weiterhin belassenen) Regelung 
kann die Beteiligung an einem Mitgliederentscheid mit einer Nein-Stimme die paradoxe Wirkung 
erzielen, dem Antrag durch Erfüllung des Quorums zum Erfolg zu verhelfen. 
Alle Mitglieder sollten sich an einem Mitgliederentscheid beteiligen können, ohne befürchten zu 
müssen, ein ihrer Meinung entgegengesetzes Ergebnis zu verursachen.
Die leichte Erhöhung des Quorums auf 20% dient der stärkeren Legitimierung der Beschlüsse.

Antrag S.05.08.1
Änderungsantrag zu S.05

Antragsteller*in: LV Hamburg

Zeile 7 - 8
 7 zugrundeliegende Antrag ist beschlossen, wenn ihm bei einer Beteiligung von 
 8 mindestens 30 Prozent der Mitglieder eine einfache Mehrheit zustimmt und mindestens 15 

Prozent der Mitglieder zustimmen.

Begründung
Das bisherige "Beteiligungsquorum" führt zu der Möglichkeit eines negativen Stimmgewichts: Es kann 

- Seite 203 -



passieren, dass Nein-Stimmen paradoxerweise zum Erfolg eines Mitgliederentscheids betragen (weil 
ohne sie die Beteiligung von 30% nicht erreicht worden wäre). Durch ein "Zustimmungsquorum" wird 
dieser mögliche Effekt ausgeschlossen, bei ansonsten quasi gleich bleibenden Voraussetzungen.

Antrag S.05.07.1
Änderungsantrag zu S.05

Antragsteller*in: Laura Schüttpelz (Hamburg · Nr. 204)

Zeile 7 - 8
 7 zugrundeliegende Antrag ist beschlossen, wenn ihm bei einer Beteiligung von 
 8 mindestens 30 Prozent der Mitglieder eine einfache Mehrheit zustimmt und mindestens 15 

Prozent der stimmberechtigten Mitglieder zustimmt.

Begründung
Das bisherige "Beteiligungsquorum" führt zu der Möglichkeit eines negativen Stimmgewichts: Es kann 
passieren, dass Nein-Stimmen paradoxerweise zum Erfolg eines Mitgliederentscheids betragen (weil 
ohne sie die Beteiligung von 30% nicht erreicht worden wäre). Durch ein "Zustimmungsquorum" wird 
dieser mögliche Effekt ausgeschlossen, bei ansonsten gleich bleibenden Voraussetzungen.

Antrag S.07.12.1
Änderungsantrag zu S.07

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 12
 12 Ergebnisses sicherzustellen. Zu verwenden ist quelloffene, dokumentierte Software, deren 

Quellcode öffentlich einsehbar ist, mit einer unabhängigen technischen Sicherheitsprüfung vor 
dem erstmaligen Einsatz und nach wesentlichen Änderungen.

Begründung
Nachvollziehbarkeit und Überprüfbarkeit sind ohne Einsicht in den Quellcode und ohne unabhängige 
Prüfung nicht glaubhaft sicherzustellen. Quelloffenheit entspricht den digitalpolitischen 
Grundsätzen der Partei und schützt vor stiller Manipulation.

Antrag S.08.01.1
Änderungsantrag zu S.08

Antragsteller*in: BAG LiSA und weitere

Zeile 1
 1 § 10 GeschlechterdemokratieAntrag S.08 wird vom Parteitag nicht befasst.

- Seite 204 -



Begründung
Auf der zweiten Tagung des 9. Parteitags wurde ein breiter Debattenprozess beschlossen, in dessen 
Verlauf sich die gesamte Partei mit der besseren Sichtbarkeit und Vertretung queerer Mitglieder ohne 
Einschränkung der Rechte der Frauen in der Partei beschäftigen und geeignete politische Schritte 
dazu diskutieren sollte. Beauftragt diesen Debattenprozess zu organisieren war der Parteivorstand.

Nach dem Beschluss hat der Parteivorstand keinen Debattenprozess zu dieser Frage eingeleitet und 
die Folge ist, dass nun Anträge vorliegen, ohne dass vorher diskutiert wurde. Wir finden diese 
Vorgehensweise nicht zielführend, sondern wollen vor Entscheidungen die Debatte führen.

Die BAG LiSA unterstützt dabei die queeren Genoss*innen sich eigene Rechte zu erstreiten. Diese 
Rechte können aber nicht zulasten der Frauenrechte in unserer Partei gehen. Und es ist auch nicht 
feministisch, die Anliegen der Queers praktisch in die Frauenstrukturen zu verlagern. Unsere Partei 
verändert sich nur nachhaltig, wenn Fragen der Gerechtigkeit für alle Geschlechter von der gesamten 
Partei bearbeitet werden.

Für die BAG LiSA möchten wir darüber hinaus ausdrücken, dass ein Beschluss dieses Antrags den 
weiblichen Mitgliedern zukünftig viele Rechte nimmt, so zum Beispiel das Recht, sich nur als Frauen 
ohne die Teilnahme anderer Geschlechter zu versammeln. Das Recht von Frauen sich ohne die 
Teilnahme von anderen Geschlechtern in einem geschützten Raum zu beraten, halten wir jedoch für 
eine unbedingte Säule des innerparteilichen Feminismus. Die Mindestquotierung für Frauen durch 
eine Mindestquotierung für FLINTA zu ersetzen, wird in der Praxis dazu führen, dass sich eine 
Männerquote etabliert.

Alle diese Fragen möchten wir, wie vom 9. Parteitag beschlossen, in unserer Partei diskutieren und 
deswegen bitten wir darum den Antrag heute abzusetzen.

Antrag S.08.22.1
Änderungsantrag zu S.08

Antragsteller*in: BAG LiSA

Zeile 22
 22 grundsätzlich mindestens zur Hälfte FLINTA*Frauen über die quotierte Liste oder offene Liste 

und TINA*-Personen nur über die offene Liste zu wählen. Ist dies nicht möglich, 

Begründung
Diskriminierung von Frauen ist keine gesellschaftliche Randerscheinung, genausowenig wie die 
Diskriminierung von TINA*-Personen. Frauen haben sich die Quotierung von 50% in dieser Partei 
erkämpft. Die Öffnung der Quotierung für FLINTA*, bei gleichbleibender Quotenhöhe, führt zu einem 
Ausspielen zwischen Frauen und TINA*-Personen, anstatt gemeinsam cis-Männern die offene Liste 
streitig zu machen.

Antrag S.11.03.1
Änderungsantrag zu S.11

Antragsteller*in: Jacob Pfeifer (Del. Linksjugend), Tom Henning (Del. 
Linksjugend), Maria Lara Moubarak und weitere
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Zeile 3
 3 (1) Der Parteivorstand (Gesamtvorstand) besteht aus insgesamt 4430 vom Parteitag zu 

Begründung
Es stimmt, dass die Größe des aktuellen Parteivorstands den starken Mitgliederzuwachs nicht 
angemessen widerspiegelt. Und es stimmt auch, dass das Gehalt des geschäftsführenden 
Parteivorstands zu hoch ist. Daher ist eine Vergrößerung der richtige und notwendige Schritt.

Es hat sich jedoch gezeigt, dass ein zu großer Parteivorstand als Arbeitsgremium nur schwer 
funktioniert. Der Parteivorstand muss es schaffen, dass sich alle Personen verantwortlich fühlen und 
sich nicht zurückziehen, und die Mitglieder der Partei in ihrer Pluralität angemessen repräsentieren. 
Dafür ist eine Größe von 30 Personen besser geeignet als eine von 44.

Antrag S.14.01.1
Änderungsantrag zu S.14

Antragsteller*in: BAG LiSA

Zeile 1 - 12
 1 Der Bundesparteitag beschließt folgende Neufassung des § 10 der Bundessatzung. Ziel 
 2 ist die Weiterentwicklung der Geschlechterdemokratie hin zu einer inklusiven, 
 3 nichtbinären- und intersektionalen-Praxis unter besonderer Berücksichtigung von 
 4 FLINTA* Personen. FLINTA* bezeichnet Frauen, lesbische, inter*, nicht-binäre, trans*, 
 5 ageschlechtliche Personen und weitere geschlechtliche Identitäten also 
 6 Personengruppen, die aufgrund ihres Geschlechts und/oder ihrer Geschlechtsidentität 
 7 unten den patriarchalen Geschlechterverhältnissen leiden, strukturelle 
 8 Diskriminierung erfahren und nicht vom Patriarchat profitieren. Der FLINTA* Begriff

Antrag S14 wird aktuell stark debattiert. Wir sind uns dessen bewusst, dass der Begriff FLINTA* 
 10 kein perfekter ist und sehen diesen ebenfalls kritisch. Der Begriff soll entsprechend 
 11 der Entwicklungen im Diskurs künftig nochmals angepasst werden. Der § 10 der 
 12 Bundessatzung soll wie folgt geändert werden:vom Parteitag nicht befasst.

Zeile 13
 13 § 10 der Bundessatzung - aktuelle Fassung:

Zeile 14 - 24
 14 § 10 Geschlechterdemokratie
 15 (1) Die politische Willensbildung der Frauen in der Partei ist aktiv zu fördern. Es
 16 ist Ziel der Partei, dass Frauen weder diskriminiert noch in ihrer politischen Arbeit
 17 behindert werden. Frauen haben das Recht, innerhalb der Partei eigene Strukturen
 18 aufzubauen und Frauenplenen einzuberufen. Die Anerkennung des Rechts auf
 19 geschlechtliche Selbstbestimmung ist Teil unseres Verständnisses von
 20 Geschlechterdemokratie. Für die geschlechtsspezifischen Regelungen der Partei ist die
 21 hinterlegte Geschlechtsidentität im Mitgliederprogramm maßgeblich. Jedes Mitglied
 22 kann den eigenen Eintrag auf Wunsch ändern lassen. Eine Änderung wird nach
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 23 schriftlicher Mitteilung an den zugehörigen Landesverband und die schriftliche
 24 Bestätigung durch diesen wirksam.

Zeile 25 - 27
 25 (2) In allen Versammlungen und Gremien der Partei ist Frauen, unter der Voraussetzung
 26 entsprechender Wortmeldungen, nach jedem Redebeitrag, bei dem keine Frau gesprochen
 27 hat, das Wort zu erteilen.

Zeile 28 - 32
 28 (3) In allen Versammlungen und Gremien der Partei wird auf Antrag von mindestens
 29 einem Viertel der stimmberechtigten Frauen ein die Versammlung unterbrechendes
 30 Frauenplenum durchgeführt. Über einen in diesem Frauenplenum abgelehnten Beschluss
 31 oder Beschlussvorschlag kann erst nach erneuter Beratung der gesamten Versammlung
 32 bzw. des gesamten Gremiums abschließend entschieden werden.

Zeile 33 - 39
 33 (4) Bei Wahlen von Vorständen, Kommissionen, Arbeitsgremien und Delegierten sind
 34 grundsätzlich mindestens zur Hälfte Frauen zu wählen. Ist dies nicht möglich, bleiben
 35 die den Frauen vorbehaltenen Mandate unbesetzt, eine Nachwahl ist jederzeit
 36 möglich.Kreis- und Ortsverbände, deren Frauenanteil bei weniger als einem Viertel
 37 liegt, können im Einzelfall Ausnahmen beschließen. Dabei darf die Quote als so
 38 beschlossene Ausnahme jedoch nicht unter dem Frauenanteil des jeweiligen Kreis- oder
 39 Ortsverbandes zum Stichtag des 31.12. des letzten Jahres liegen.

Zeile 40 - 46
 40 (5) Bei der Aufstellung von Wahlbewerberinnen und Wahlbewerbern für Parlamente und
 41 kommunale Vertretungskörperschaften ist auf einen mindestens hälftigen Frauenanteil
 42 in der Fraktion bzw. in der Abgeordnetengruppe hinzuwirken. Bei Wahlvorschlaglisten
 43 sind einer der beiden ersten Listenplätze und im Folgenden die ungeraden Listenplätze
 44 Frauen vorbehalten, soweit Bewerberinnen zur Verfügung stehen. Hiervon unberührt
 45 bleibt die Möglichkeit der Versammlung, einzelne Bewerberinnen abzulehnen. Reine
 46 Frauenlisten sind möglich.

Zeile 47
 47 § 10 der Bundessatzung - neue Fassung:

Zeile 48
 48 § 10 Geschlechterdemokratie

Zeile 49 - 63
 49 (1) Die politische Willensbildung der Frauen, lesbische, inter*, nicht-binäre,
 50 trans*, ageschlechtliche Personen und weitere geschlechtliche Identitäten (kurz:
 51 FLINTA*) in der Partei ist aktiv zu fördern. Es ist Ziel der Partei, dass Personen
 52 aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Geschlechtsidentität, Geschlechtszugehörigkeit oder
 53 geschlechtlicher Selbstdefinition weder diskriminiert noch in ihrer politischen
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 54 Arbeit behindert werden. FLINTA* Personen haben das Recht, innerhalb der Partei
 55 eigene Strukturen aufzubauen und FLINTA*-Plena einzuberufen. Die Anerkennung des
 56 Rechts auf geschlechtliche Selbstbestimmung ist Teil unseres Verständnisses von
 57 Geschlechterdemokratie. Für die geschlechtsspezifischen Regelungen der Partei ist die
 58 hinterlegte Geschlechtsidentität im Mitgliederprogramm maßgeblich. Jedes Mitglied
 59 kann den eigenen Eintrag auf Wunsch ändern lassen. Eine Änderung wird nach
 60 schriftlicher Mitteilung an den zuständigen Kreis- oder Landesverband und die
 61 schriftliche Bestätigung durch diesen wirksam. Im Falle von FLINTA* mit männlicher
 62 Geschlechtsidentität im Mitgliederprogramm sind Ausnahmen möglich, sofern sich das
 63 Mitglied mündlich oder schriftlich als FLINTA*-Person bekennt.

Zeile 64 - 68
 64 (2) In allen Versammlungen und Gremien der Partei ist FLINTA* Personen (Frauen,
 65 lesbische, inter*, nicht-binäre, trans*, ageschlechtliche Personen und weitere
 66 geschlechtliche Identitäten), unter der Voraussetzung entsprechender Wortmeldungen,
 67 nach jedem Redebeitrag, bei dem keine FLINTA* Person gesprochen hat, das Wort zu
 68 erteilen.

Zeile 69 - 75
 69 (3) In allen Versammlungen und Gremien der Partei wird auf Antrag von mindestens
 70 einem Viertel der stimmberechtigten FLINTA* Personen (Frauen, lesbische, inter*,
 71 nicht-binäre, trans*, ageschlechtliche Personen und weitere geschlechtliche
 72 Identitäten) ein die Versammlung unterbrechendes FLINTA*-Plenum durchgeführt. Über
 73 einen in diesem FLINTA*-Plenum abgelehnten Beschluss oder Beschlussvorschlag kann
 74 erst nach erneuter Beratung der gesamten Versammlung bzw. des gesamten Gremiums
 75 abschließend entschieden werden.

Zeile 76 - 84
 76 (4) Bei Wahlen von Vorständen, Kommissionen, Arbeitsgremien und Delegierten sind
 77 grundsätzlich mindestens zu zwei Drittel FLINTA* Personen (Frauen, lesbische, inter*,
 78 nicht-binäre, trans*, ageschlechtliche Personen und weitere geschlechtliche
 79 Identitäten) zu wählen. Ist dies nicht möglich, bleiben diese vorbehaltenen Mandate
 80 unbesetzt, eine Nachwahl ist jederzeit möglich. Kreis- und Ortsverbände, deren Anteil
 81 an FLINTA* Personen bei weniger als einem Viertel liegt, können im Einzelfall
 82 Ausnahmen beschließen. Dabei darf die Quote als so beschlossene Ausnahme jedoch nicht
 83 unter dem Anteil an FLINTA* Personen des jeweiligen Kreis- oder Ortsverbandes zum
 84 Stichtag des 31.12. des letzten Jahres liegen.

Zeile 85 - 93
 85 (5) Bei der Aufstellung von Wahlbewerber*innen für Parlamente und kommunale
 86 Vertretungskörperschaften ist auf einen mindestens zwei Drittel Anteil an FLINTA*
 87 Personen (Frauen, lesbische, inter*, nicht-binäre, trans*, ageschlechtliche Personen
 88 und weitere geschlechtliche Identitäten) in der Fraktion bzw. in der
 89 Abgeordnetengruppe hinzuwirken. Bei Wahlvorschlaglisten sind einer der beiden ersten
 90 Listenplätze und im Folgenden die ungeraden Listenplätze FLINTA* Personen
 91 vorbehalten, soweit Bewerber*innen zur Verfügung stehen. Hiervon unberührt bleibt die
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 92 Möglichkeit der Versammlung, einzelne Bewerber*innen abzulehnen. Reine FLINTA*-
 93 Listen sind möglich.

Begründung
Auf der zweiten Tagung des 9. Parteitags wurde ein breiter Debattenprozess beschlossen, in dessen 
Verlauf sich die gesamte Partei mit der besseren Sichtbarkeit und Vertretung queerer Mitglieder ohne 
Einschränkung der Rechte der Frauen in der Partei beschäftigen und geeignete politische Schritte 
dazu diskutieren sollte. Beauftragt diesen Debattenprozess zu organisieren war der Parteivorstand.

Nach dem Beschluss hat der Parteivorstand keinen Debattenprozess zu dieser Frage eingeleitet und 
die Folge ist, dass nun Anträge vorliegen, ohne dass vorher diskutiert wurde. Wir finden diese 
Vorgehensweise nicht zielführend, sondern wollen vor Entscheidungen die Debatte führen.

Die BAG LiSA unterstützt dabei die queeren Genoss*innen sich eigene Rechte zu erstreiten. Diese 
Rechte können aber nicht zulasten der Frauenrechte in unserer Partei gehen. Und es ist auch nicht 
feministisch, die Anliegen der Queers praktisch in die Frauenstrukturen zu verlagern. Unsere Partei 
verändert sich nur nachhaltig, wenn Fragen der Gerechtigkeit für alle Geschlechter von der gesamten 
Partei bearbeitet werden.

Für die BAG LiSA möchten wir darüber hinaus ausdrücken, dass ein Beschluss dieses Antrags den 
weiblichen Mitgliedern zukünftig viele Rechte nimmt, so zum Beispiel das Recht, sich nur als Frauen 
ohne die Teilnahme anderer Geschlechter zu versammeln. Das Recht von Frauen sich ohne die 
Teilnahme von anderen Geschlechtern in einem geschützten Raum zu beraten, halten wir jedoch für 
eine unbedingte Säule des innerparteilichen Feminismus. Die Mindestquotierung für Frauen durch 
eine Mindestquotierung für FLINTA zu ersetzen, wird in der Praxis dazu führen, dass sich eine 
Männerquote etabliert.

Alle diese Fragen möchten wir, wie vom 9. Parteitag beschlossen, in unserer Partei diskutieren und 
deswegen bitten wir darum den Antrag heute abzusetzen.

Antrag S.14.34.1
Änderungsantrag zu S.14

Antragsteller*in: LV Schleswig-Holstein

Zeile 34 - 36
 34 grundsätzlich mindestens zur Hälfte Frauen zu wählen. Die den Frauen vorbehaltenen Mandate 

werden über eine Frauenliste besetzt. Ist dies nicht möglich, bleiben
 35 die den Frauen vorbehaltenen Mandate unbesetzt,die den Frauen vorbehaltenen Mandate 

unbesetzt; eine Nachwahl ist jederzeit möglich.
möglich. Zusätzlich wird für Personen mit dem im Mitgliederprogramm hinterlegten 
Geschlechtseintrag „divers“ oder ohne Geschlechtseintrag eines der weiteren Mandate 
vorgesehen. Dieses Mandat wird über eine gesonderte Liste gewählt. In Gremien mit bis zu zehn 
zu wählenden Personen umfasst diese Regelung ein Mandat. Bei elf bis zwanzig zu wählenden 
Personen zwei Mandate. Bei mehr als zwanzig zu wählenden Personen drei Mandate. Sofern für 
diese Liste keine Kandidaturen eingehen, kann die Versammlung auf Antrag beschließen, das 
betreffende Mandat über die gemischte Liste zu besetzen. Kreis- und Ortsverbände, deren 
Frauenanteil bei weniger als einem Viertel 
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Zeile 40 - 46
 40 (5) Bei der Aufstellung von Wahlbewerberinnen und WahlbewerbernWahlbewerber*innen für 

Parlamente und
 41 kommunale Vertretungskörperschaften ist auf einen mindestens hälftigen Frauenanteil
 42 in der Fraktion bzw. in der Abgeordnetengruppe hinzuwirken. Bei Wahlvorschlagslisten
 43 sind einer der beiden ersten Listenplätze und im Folgenden die ungeraden Listenplätze
 44 Frauen vorbehalten, soweit Bewerberinnen zur Verfügung stehen. Zusätzlich soll Menschen mit 

dem im Mitgliederprogramm hinterlegten Geschlechtseintrag „divers“ oder ohne 
Geschlechtseintrag eine angemessene Repräsentation ermöglicht werden. Hierfür kann ein 
gesonderter Listenplatz vorgesehen werden. Hiervon unberührt

 45 bleibt die Möglichkeit der Versammlung, einzelne BewerberinnenBewerber*innen abzulehnen. 
Reine

 46 Frauenlisten sindbleiben möglich.

Begründung
Die bestehende Frauenquote ist eine zentrale feministische Errungenschaft der Partei und bleibt 
notwendig, um strukturelle Benachteiligung von Frauen wirksam auszugleichen. Gleichzeitig besteht 
die Notwendigkeit, Menschen mit dem Geschlechtseintrag „divers“ oder ohne Geschlechtseintrag 
sichtbar und verbindlich in die innerparteiliche Repräsentation einzubeziehen. Der Änderungsantrag 
verbindet beide Anliegen: den Erhalt der Frauenquote und die zusätzliche demokratische 
Repräsentation von Personen außerhalb der binären Geschlechterordnung. Durch eine eigene 
zusätzliche Liste wird vermieden, dass Frauenquotierung und die Repräsentation von nichtbinären, 
intergeschlechtlichen oder ageschlechtlichen Personen gegeneinander ausgespielt werden. 
Gleichzeitig bleibt die Handlungsfähigkeit von Gremien gewährleistet, da unbesetzte Plätze auf 
Antrag über die gemischte Liste besetzt werden können. Die Regelung schafft damit einen inklusiven, 
praktikablen und satzungstechnisch klaren Weg zur Weiterentwicklung der Geschlechterdemokratie 
innerhalb der Partei.
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Antrag OM.01.5.1
Änderungsantrag zu OM.01

Antragsteller*in: BAG Grundeinkommen

Zeile 5
 5 (c) auf Antrag von 10 Prozent der Parteimitglieder, Grundlage ist der Mitgliederstand 

Begründung
Die Verdoppelung des Quorums für die Zulassung eines Mitgliederentscheids wird dazu führen, dass 
zukünftig aus der Mitgliedschaft kommende Anliegen keine Chance mehr haben werden zur 
Abstimmung vorgelegt zu werden. 10 Prozent der Parteimitglieder sind aktuell mehr als 12000 und 
perspektivisch können es mehr als 20000 sein. Aktive Mitglieder, einzelne Gliederungen oder auch 
bundesweite Zusammenschlüsse haben jedoch keinen Zugang zu allen Mitgliedern um in der Phase 
des Sammelns von Unterschriften auf ihr Anliegen aufmerksam zu machen. Erschwerend kommt 
hinzu, dass die große Mehrheit der Mitglieder unserer Partei inaktiv ist und nicht bei einer Aktivität 
angetroffen werden kann. Wie schwierig es ist, mit mehr als 12000 Mitglieder zu einem Thema zu 
kommunizieren, hat sich erst im Frühjahr gezeigt: An einer Online-Umfrage des Parteivorstands zum 
Thema „Deckelung von Abgeordneten-Diäten“ beteiligten sich nur ca. 11000 Mitglieder obwohl 
praktisch alle erreicht werden konnten.

Damit Mitgliederentscheide aus der Basis künftig noch eine Chance haben, möchten wir bei dem 
bisherigen Quorum von 5 Prozent der Mitgliedschaft zur Zulassung eines Mitgliederentscheids 
bleiben.

Antrag OM.01.5.2
Änderungsantrag zu OM.01

Antragsteller*in: KV Ortenau und Maren Thimm

Zeile 5
 5 (c) auf Antrag von 104 Prozent der Parteimitglieder, Grundlage ist der Mitgliederstand 

Begründung
Entspricht bei aktuellen Mitgliederzahlen ungefähr 5.000 Mitgliedern und wächst bei zukünftigem 
Parteiwachstum mit. 10% ist eine hohe Hürde und würde zukünftige Mitgliederentscheide 
erschweren. Die Verschärfung der Hürde ist nicht gerechtfertigt, vor allem da mit der Möglichkeit 
digitaler Anträge, die ebenso vom Parteivorstand beantragt wurde, die Kosten und der Aufwand 
deutlich sinken. 

Antrag OM.02.13.01
Änderungsantrag zu OM.02

Antragsteller*in: Parteivorstand

- Seite 211 -



Zeile 13 - 14
 13 Antragsteller*innen außerdem Unterstützungsunterschriften von mindestens einem 
 14 Viertel10 Prozent aller Parteimitgliedern vorzulegen. Unterstützungsunterschriften in 

Antrag OM.02.13.1
Änderungsantrag zu OM.02

Antragsteller*in: KV Ortenau und Maren Thimm

Zeile 13 - 14
 13 Antragsteller*innen außerdem Unterstützungsunterschriften von mindestens einem 
 14 Viertel4% aller Parteimitgliedern vorzulegen. Der Parteivorstand ermöglicht es allen 

Antragsteller*innen, die mindestens 500 Unterstützungsunterschriften vorbringen, einen 
Vorschlag für einen Mitgliederentscheid mit der digitalen Möglichkeit der 
Unterstützungsunterschriftensammlung an alle Parteimitglieder, die der digitalen Information 
über Vorschläge für Mitgliederentscheide nicht ausdrücklich widersprochen haben, innerhalb 
von maximal 3 Monaten per E-Mail zu versenden. Mehrere Vorschläge dürfen gemeinsam 
versandt werden. Der Antrag wird dann nach Ablauf einer Frist von vier Wochen nach dem 
Versand der E-Mail erneut auf die notwendige Anzahl an Unterschriften geprüft. 
Unterstützungsunterschriften in 

Begründung
Mit der digitalen Möglichkeit können basisdemokratische Entscheidungen gefördert werden. Das 
sollte im Sinne einer linken sozialistischen Partei, die sich dem demokratischen Sozialismus 
verschrieben hat, sein.

Antrag OM.04.20.1
Änderungsantrag zu OM.04

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 20 - 21
 20 eigenhändigen Unterschrift eine geeignete Form der Authentifizierung, Mittels Angabe 
 21 von nach dem Stand der Technik, die mindestens einen den Mitgliedern nicht öffentlich 

bekannten Faktor umfasst (z. B. ein personalisierter Einmal-Zugangslink an einen zuvor 
verifizierten Kommunikationskanal). Eine Authentifizierung allein über Name, Vorname, 
Geburtsdatum und Mitgliedsnummer ist unzulässig. Die Einzelheiten des 

Begründung
Name, Geburtsdatum und Mitgliedsnummer stehen in der zentralen Mitgliederdatei und sind daher 
einer größerem Personenkreis bekannt. Eine Authentifizierung allein über diese Daten ermöglicht 
Stimmabgabe im Namen Dritter und verletzt das Wahlgeheimnis.

- Seite 212 -



Antrag OM.05.12.1
Änderungsantrag zu OM.05

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 12
 12 (f) die Nachvollziehbarkeit und Überprüfbarkeit der Ergebnisermittlung.

(g) der Einsatz quelloffener, dokumentierter Software, deren Quellcode öffentlich einsehbar ist, 
sowie eine unabhängige technische Sicherheitsprüfung vor dem erstmaligen Einsatz und nach 
wesentlichen Änderungen.

Begründung
Nachvollziehbarkeit und Überprüfbarkeit (Abs. 9 f) sind ohne Einsicht in den Quellcode und ohne 
unabhängige Prüfung nicht glaubhaft sicherzustellen. Quelloffenheit entspricht den 
digitalpolitischen Grundsätzen der Partei und schützt vor stiller Manipulation.
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Notizen
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Wir bleiben in 
Kontakt

Mit unseren

Mailings 

bleibst du immer 

aktuell informiert

www.die-linke.de/

newsletter

www.die-linke.de

Instagram: @dielinke

TikTok: @die.linke

Bluesky: @die-linke.de

Mastodon: @dielinke

YouTube: @dielinke

Facebook: linkspartei

WhatsApp: Die Linke

Telegram: dielinke

Bürger*innentelefon:

030 24 00 99 99

E-Mail:
kontakt@die-linke.de

Abonniere 

unseren 

WhatsApp-Kanal

www.die-linke.de/

whatsapp
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